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Liebe Leserinnen und Leser,

unter dem Titel „Prävention und Ver-
netzung“ widmet sich unsere Sommer-
ausgabe Themen, deren Aktualität spä-
testens in diesem Sommer viele zumin-
dest mittelbar gespürt haben dürften. 
Wenn Dienstleistungen mangels Per-
sonal nicht erbracht werden, trübt das 
die Urlaubsstimmung. Wenn Dienst-
pläne mit viel zu knapper Personal-
decke aufrechterhalten werden (müs-
sen), beschleunigt das einen Teufels-
kreis von Gesundheitsgefährdung und 
Arbeitsausfall und Versorgungslücken. 
Nachhaltigkeit gilt vor allem auch für 
die Personalarbeit. Und auch wenn jede 
Branche ihre spezifischen Herausforde-
rungen hat, auf grundlegende Präventi-
onskonzepte kann gerade gegenwärtig 
kein Betrieb mehr verzichten. 

Im kommenden Frühjahr, am 
1.5.2004, steht der 20. Geburtstag des 
BEM (Betriebliches Eingliederungsma-
nagement, jetzt in § 167 SGB IX gere-
gelt) an. Es hat sich viel getan, aber längst 
noch nicht genug. In vier Beiträgen wer-
den aktueller Forschungsstand und da-
rauf gestützte praxisrelevante Empfeh-
lungen berichtet. Eröffnet wird mit dem 
Aufsatz „Lotsen und Netzwerke – Ent-
wicklungen in der betrieblichen Gesund-
heitspolitik“ von Wolfhard Kohte und 
Susanne Kaufmann. Anschaulich wird 
aus der empirischen Forschung berich-
tet, dass Betriebe und Beschäftigte zu-
sätzlich zu den Ansprechstellen und In-
formationen der Leistungsträger auch 
Personen bzw. niedrigschwellige Insti-

tutionen benötigen, von denen Lösungs-
wege und Hilfen aufgezeigt werden und 
die bei der Antragstellung unterstützen. 
Beide schlagen hierfür „Lotsen“ vor und 
zeigen zugleich, wo diese je nach Bran-
che bereits eingesetzt werden. Ebenso 
methodisch basiert und zugleich pra-
xisorientiert führen Marianne Giesert 
und Tobias Reuter in ihrem Beitrag in 
das „Rahmenkonzept Arbeitsfähigkeits-
coaching“ im Kontext des BEM und un-
ter besonderer Berücksichtigung psychi-
scher Beeinträchtigungen. Anschaulich 
wird ein Fallbeispiel berichtet. Das BEM 
ist gesetzlich klar konturiert und macht 
die Verbindlichkeit dieser Vorgaben an 
den kooperativen und organisierten 
Suchprozess regelmäßig deutlich. Auf 
betrieblicher Ebene bedarf es der Aus-
gestaltung der BEM-Verfahren je nach 
Branche, Betrieb und Einzelfall. Für 
diese Vielfalt der Prozessabläufe kann 
Verbindlichkeit im Wege von Betriebs- 
oder Dienstvereinbarungen geschaffen 
werden. Eberhard Kiesche erläutert an-
hand von acht BEM-Grundsätzen erfor-
derliche Regelungen für eine BEM-Ver-
einbarung. Der Beitrag zielt darauf, der 
Praxis brauchbare Empfehlungen zu ge-
ben. So ist u.a. ein Vorschlag für eine 
Erklärung zur Vertraulichkeit und Ver-
schwiegenheit einer im BEM-Team mit-
wirkenden Person abgedruckt. 

Für den nachhaltigen Einstieg nach 
längerer Arbeitsunfähigkeit hat sich die 
Stufenweise Wiedereingliederung (StW) 
bewährt. Auf der Grundlage bisheriger 
höchstrichterlicher Rechtsprechung war 
ganz überwiegend angenommen wor-
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den, dass Beschäftigte während einer 
StW ein Recht auf Fahrkostenerstattung 
haben. Das Landessozialgericht Sach-
sen sieht dies nun anders. Nach Zulas-
sung der Revision zum Bundessozialge-
richt sind dort zwei Verfahren anhängig 
(Aktenzeichen dort B 1 KR 4/23 R und 
B 1 KR 7/23 R). In ihrem Aufsatz setzen 
sich Linda Albersmann und Katja Nebe 
ausführlich mit dem Streitstand ausei-
nander. Dabei zeigen sie, wie wichtig 
es ist, bei der Auslegung und Anwen-
dung der einzelnen Rechtsnormen das 
aktuelle gesetzliche Leitbild (eingeläu-
tet schon mit dem SGB IX) und die dy-
namische rehabilitations- und sozial-
wissenschaftliche Entwicklung zu be-
rücksichtigen. 

Belinda Weiland hat für die Redaktion 
in der Rubrik „Internationales“ grund-
legende Informationen zum Staatenbe-
richtsverfahren zur UN-BRK zusam-
mengestellt. Damit wollen wir auf das 
aktuell laufende Verfahren aufmerksam 
machen. Im September 2022 hat der 
Ausschuss bereits mit der „Allgemei-
ne[n] Bemerkung Nr. 8 zum Recht auf 
Arbeit und Beschäftigung“ auf grund-
sätzlichen Reformbedarf zur Umsetzung 
von Art. 27 UN-BRK hingewiesen. Die 
dazu näher erläuterten Verpflichtungen 
und Aufgaben der Vertragsstaaten sind 
auch für die Bundesrepublik höchst re-
levant und deshalb ist hier auch die dazu 
veröffentlichte Information der Moni-
toringstelle abgedruckt.

Katja Nebe
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Wolfhard Kohte, Susanne Kaufmann

LOTSEN UND NETZWERKE – 
ENTWICKLUNGEN IN DER BETRIEBLICHEN 

GESUNDHEITSPOLITIK

I. EINLEITUNG: EIN NEUES 
LEITBILD

Das Instrument des Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagements (BEM) hat 
sich in den letzten 15 Jahren als ein 
wichtiger Faktor der betrieblichen Ge-
sundheitspolitik erwiesen, mit dem neue 
Perspektiven und Handlungsformen er-
möglicht werden. Viele Jahre wurden in 
Deutschland Arbeitskräfte in beachtli-
chem Umfang verschlissen, wie z.B. die 
Statistiken der Erwerbsminderungsren-
ten zeigen. Die inzwischen zunehmen-
den Fälle psychischer Erwerbsbeein-
trächtigung betreffen in wachsendem 
Umfang auch die Gruppe der Angestell-
ten. Innerbetrieblich folgte dieser Ent-
wicklung einer Ausgliederungslogik. 
Beschäftigte, deren Gesundheit deut-
lich beeinträchtigt ist, wurden nicht 
selten mit dem Mittel der Krankheits-
kündigung bzw. entsprechender Auf-
hebungsverträge ausgegliedert. Ein or-
ganisatorisches Instrument waren die 
„Krankenrückkehrgespräche“, in denen 
die weitere Verwertbarkeit der Arbeits-
kraft im Mittelpunkt stand. Das BEM 
ist ein Kontrastmodell zu den Kranken-
rückkehrgesprächen, weil es einen an-
deren Umgang mit der Gesundheit der 
Beschäftigten verlangt.2 Die bereits im 
Gesetz normierten Ziele sind die Stabi-
lisierung des Beschäftigungsverhältnis-
ses und die Anpassung des Arbeitsplat-
zes. Es ist deswegen nicht vorrangig ein 

medizinisches Management, sondern 
ein Mittel der betrieblichen Gestaltung. 
Für die Anpassung der Arbeitsplät-
ze bedingt dies ein Umdenken auch in 
der Arbeitsmedizin: Nicht die Defizite, 
sondern die Ressourcen der Beschäftig-
ten sind zu ermitteln;3 die für sie geeig-
neten Hilfsmittel und technischen Ar-
beitshilfen sowie mögliche organisatori-
sche Änderungen sind zu erfassen. Die 
möglichen Ergebnisse des BEM liegen 
nicht von vornherein auf der Hand, des-
wegen ist das BEM ein Prozess, der in-
zwischen seit zehn Jahren als koopera-
tiver und organisierter Suchprozess be-
zeichnet wird.4 Dies ist nicht einfach 
und war lange Zeit für viele Akteure 
ungewohnt, daher wird hier die „Mo-
bilisierung des internen und des exter-
nen Sachverstands“5 benötigt.

Diese Mobilisierung ist im SGB IX 
ausdrücklich vorgeschrieben. Nach § 167 
Abs. 2 S. 5 SGB IX ist der Arbeitgeber 
im BEM-Verfahren verpf lichtet, Re-
habilitationsträger bzw. bei schwerbe-
hinderten Beschäftigten das Integrati-
onsamt hinzuzuziehen. Das Bundesar-
beitsgericht hat dies als eine elementare 
Pflicht eingestuft; deren Nichtbeach-
tung führt dazu, dass das BEM-Verfah-
ren nicht ordnungsgemäß ist und eine 
sich anschließende Krankheitskündi-
gung in der Regel scheitert.6 Ergänzend 
sind die Reha-Träger und Integrations-
ämter durch das BTHG in § 3 SGB IX 
verpflichtet, im Rahmen dieser Verfah-

ren präventiv mitzuwirken. Im Rahmen 
eines von der Boeckler-Stiftung unter-
stützten Projekts haben wir untersucht, 
welche Anforderungen damit an die ex-
ternen Organisationen gestellt werden 
und wie gerade bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) Erfolge erzielt 
werden können.7

II. EMPIRISCHE GRUNDLAGEN

In einer 2018 erhobenen Untersuchung, 
die von der BAuA veröffentlicht worden 
ist,8 wurde festgestellt, dass nur 40% al-
ler Unternehmen ihren Beschäftigten ein 
solches BEM anbieten, obgleich sämt-
liche Unternehmen – unabhängig von 
der Größe, der Betriebsstruktur und der 
Art der Beschäftigten – dazu verpflich-
tet sind. Dies ist ein beachtliches Dun-
kelfeld, das mit systematischen Mitteln 
zu verringern ist. Dort, wo solche Ver-
fahren angeboten wurden, stießen sie 
bei der großen Mehrheit der Beschäf-
tigten (70%) auf Interesse, sodass hier 
ein wichtiger Hebel für eine innerbe-
triebliche Gesundheitspolitik besteht.

Die bisherigen Untersuchungen ha-
ben gezeigt, dass sich gerade in größeren 
Betrieben und Unternehmen das BEM-
Verfahren durchgesetzt hat, während 
vor allem in KMU noch ein deutlicher 
Nachholbedarf besteht. Dies ist nicht 
überraschend, doch muss andererseits 
konstatiert werden, dass auch KMU an 

Für ein erfolgreiches Betriebliches Eingliederungsmanagement und eine den Anforderungen von heute 
gerecht werdende „betriebliche Gesundheitspolitik“ benötigen die Betriebe und die Beschäftigten sowie 
deren Interessenvertretungen zusätzlich zu den Ansprechstellen und Informationen der Leistungsträger 
auch Personen bzw. niedrigschwellige Institutionen, die Lösungswege und Hilfen aufzeigen und sie bei der 
Antragstellung unterstützen. Die Autoren schlagen hierfür „Lotsen“ vor.1
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Instrumenten der betrieblichen Gesund-
heitspolitik interessiert sind, wenn sie 
dafür die erforderliche Information und 
Unterstützung erlangen.9 Daher haben 
wir die Gewinnung externen Sachver-
standes in unserer Studie Lotsen und 
Netzwerke näher untersucht.

Zum Bedarf in solchen KMU haben 
wir uns zunächst auf eine ausführliche 
Studie „RE-BEM“ gestützt, in der ins-
gesamt 2151 Interessenvertretungen 
(Betriebs- und Personalräte, Schwer-
behindertenvertretungen) befragt wur-
den, wie aus ihrer Sicht solche Verfah-
ren unterstützt werden können.10 Inte-
ressenvertretungen sind zwar in erster 
Linie in größeren Betrieben und Unter-
nehmen vertreten, doch konnten in die-
sem Sample insgesamt 158 KMU (Be-
triebe mit weniger als 200 Beschäftig-
ten) identifiziert werden, die bereits ein 
BEM durchführen (BEM-Praktiker); in 
weiteren 34 KMU sollten BEM-Verfah-
ren in absehbarer Zeit eingeführt wer-
den (BEM-Planer).

Hierbei hatte sich gezeigt, dass für 
die Gruppe der BEM-Planer ein deut-
licher Unterstützungsbedarf besteht. 
Über 70% der BEM-Planer in den KMU 
kannten keine externen Hilfen oder 
wussten nicht, ob es solche Hilfen in 
ihrem Betrieb gibt. In den KMU, die 
mit dem BEM begonnen hatten, wurde 
nur noch in 22% der Fälle keine externe 
Hilfe in Anspruch genommen. An ers-
ter Stelle für solche Hilfen standen die 
Integrationsämter mit 40,6% der Fäl-
le, Handwerkskammern mit 22,4% der 
Fälle und Berufsgenossenschaften mit 
16,1%, während Rentenversicherungen 
mit 3,5% und Krankenkassen mit 1,5% 
deutlich niedrigere Anteile aufwiesen.

Dagegen wurden in Betrieben mit 
mehr als 200 Beschäftigten nur in 15% 
der Betriebe keine externen Hilfen ge-
nutzt. Die Rangfolge der externen Ak-
teure war gleich, jedoch mit jeweils sehr 
viel  höheren Werten: Integrationsamt 
(60,3%), Handwerkskammern (33,3%) 
und Berufsgenossenschaften (29,4%). 
Diese Daten zeigen, dass ein realer Un-
terstützungsbedarf besteht. Er wurde vor 
allem genutzt für Maßnahmen zur Ge-
staltung der Arbeitsplätze und für tech-

nische Hilfsmittel, die auch in KMU mit 
55,5% und 52,6% dominierten. Wieder-
um waren die Prioritäten in den größe-
ren Betrieben ähnlich, jedoch deutlich 
höher, Arbeitsplatzgestaltung mit 76,1% 
und technische Hilfsmittel mit 73,9%.

RE-BEM erfasste angesichts der Be-
fragung von Interessenvertretungen nur 
einen beschränkten Ausschnitt, doch 
konnten wir diese Ergebnisse auch in Be-
fragungen von Arbeitgebern und Kam-
mern bestätigen, die uns vergleichba-
re Strukturen vermittelten. Die größte 
Schwelle betrifft zunächst den Zugang 
zum immer noch nicht allen Beteilig-
ten bekannten BEM-Verfahren. Hier 
ist zwar externe Hilfe notwendig, wird 
jedoch gerade in KMU nur von einer 
Minderheit in Anspruch genommen. 
Wenn diese Schwelle erst einmal über-
wunden ist, gelingt die Mobilisierung 
externen Sachverstandes deutlich bes-
ser. Wir haben daher in unserem Pro-
jekt erfolgreiche Beispiele untersucht, 
mit denen ein solcher Zugang gelun-
gen ist und die auch eine gewisse kom-
munikative Stabilität erreicht haben. Es 
geht also nicht um eine repräsentative 
Untersuchung für alle Betriebe, son-
dern um exemplarische „good practi-
ces“, die für andere Akteure als Anre-
gung, Muster und Vorbild herangezo-
gen werden können.

III. AUSGEWÄHLTE BEISPIELE 
NIEDRIGSCHWELLIGER UND 
NACHHALTIGER BERATUNG

1. Integrationsämter

An erster Stelle in dieser Darstellung ste-
hen die Integrationsämter, die auch in 
der RE-BEM Befragung diese Stelle ein-
genommen haben. In §§ 185 ff. SGB IX 
werden die Integrationsämter zur Bera-
tung und Unterstützung von Arbeitge-
bern verpflichtet. Eine besondere Rolle 
für den Zugang von KMU nehmen hier-
bei technische Berater ein. Die beiden 
Inklusionsämter in Nordrhein-Westfa-
len haben hier funktionsfähige Modelle 
entwickelt. Das Inklusionsamt in Köln 
beschäftigt elf technische Berater, die 

die Aufgaben des Amtes im Rahmen 
der begleitenden Hilfe schwerpunkt-
mäßig bearbeiten.11 Hier geht es um 
die Ausstattung mit technischen Ar-
beitshilfen, die nach der Schwerbehin-
derten-Ausgleichsabgabe-Verordnung 
(SchwbAV) gefördert werden. Berater 
können tätig werden, wenn ein Arbeit-
geber entsprechende Anträge stellt oder 
diese von der Schwerbehindertenvertre-
tung nach § 182 SGB IX angeregt wer-
den. Daneben werden die technischen 
Berater tätig, wenn sich im Rahmen ei-
nes Kündigungsverfahrens nach § 168 
SGB IX die von Amts wegen zu unter-
suchende Frage stellt, ob das Beschäf-
tigungsverhältnis durch entsprechende 
Hilfen stabilisiert werden kann.

Nach § 185 Abs. 2 S. 7 SGB IX wird 
von den Integrationsämtern eine Koope-
ration mit den Kammern verlangt. In 
NRW erfolgt hier eine zusätzliche prä-
ventive und betriebsnahe Beratung für 
KMU, die in Zusammenarbeit mit den 
Handwerkskammern und einzelnen In-
dustrie- und Handelskammern gefördert 
wird.12 Diese Beratung findet in der Re-
gel in den Räumen der Kammern statt. 
Die Kammern unterstützen dieses An-
gebot und werben für dessen Nutzung. 
Dieser Kammerservice, der auch organi-
satorisch von den technischen Beratern 
unterschieden wird, erfolgt in NRW in 
mehreren Handwerkskammern, einigen 
Industrie- und Handelskammern sowie 
einer Landwirtschaftskammer. Da diese 
Berater in den Räumen der Kammern 
ihre Büros haben, handelt es sich inso-
weit gerade für die Handwerksunter-
nehmen um eine niedrigschwellige Be-
ratung, so dass bei konkreten Problemen 
ohne Zugangsschwierigkeiten die Bera-
ter aufgesucht werden können. In kom-
plexen Fällen findet eine Fortsetzung 
als aufsuchende Beratung im jeweili-
gen Betrieb statt. Die Berater im Kam-
merservice haben in der Regel eine tech-
nische Berufsausbildung; sie bewerten 
dies als einen wichtigen Vorteil, da sie 
die Sprache der Betriebe und gerade in 
den Handwerksunternehmen auch der 
Inhaber sprechen. Auf diese Weise ist es 
ebenfalls möglich, Beschäftigungsver-
hältnisse zu stabilisieren. In einer Zeit-
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schrift eines Ingenieurverbandes wur-
de ein technischer Berater aus NRW als 
„Inklusionsingenieur“ bezeichnet. Dies 
umschreibt die Unterstützung der tech-
nischen Berater für den inklusiven Ar-
beitsmarkt.

2. Integrationsfachdienste

Neben diesen Formen der Beratung, 
die die Integrationsämter selbst mit ei-
genem Personal durchführen, können 
sie auch bei der Durchführung der be-
gleitenden Hilfen im Arbeitsleben Inte-
grationsfachdienste einschließlich psy-
chosozialer Dienste freier gemeinnützi-
ger Einrichtungen und Organisationen 
beteiligen (§ 185 Abs. 2 S. 5 SGB IX). Die 
Integrationsfachdienste sind eigenstän-
dige Dienste, die allerdings unter der 
Strukturverantwortung der Integrati-
onsämter stehen (§ 194 SGB IX). Diese 
Dienste werden in der Regel von freien 
gemeinnützigen Trägern getragen. Da-
raus ergibt sich eine Trägervielfalt, die 
auch mit dieser Struktur intendiert ist. 
Im Jahr 2018 waren von der BIH 198 
Integrationsfachdienste erfasst, die in 
diesem Jahr insgesamt 68.112 Personen 
betreut hatten. Die Zahl der IFD wur-
de bis 2020 auf 213 erhöht.13 Die Mög-
lichkeiten solcher Dienste können am 
Beispiel eines von uns ausführlich un-
tersuchten Dienstes dargestellt werden.

Der interviewte IFD wird von einer 
gemeinnützigen GmbH getragen. Die 
Gesellschafter kommen aus einer Tra-
dition der Behindertenselbsthilfe, so 
dass bis heute zu diesen Verbänden eine 
enge Verbindung besteht. Der IFD bie-
tet auch in Kooperation mit den jewei-
ligen Verbänden eine spezifische Bera-
tung sowohl für gehörlose als auch für 
sehbehinderte Menschen an. Insoweit 
findet hier eine individuelle begleiten-
de Hilfe für schwerbehinderte Beschäf-
tigte statt, die vor allem der Sicherung 
der Beschäftigung dient. Im Jahr 2017 
wurden knapp 350 Personen beraten; in 
fast 90% der Fälle konnte das Beschäfti-
gungsverhältnis gesichert werden.

Ein nicht geringer Teil der Beratungs-
anlässe ist durch ein BEM-Verfahren 
gekennzeichnet. Beschäftigte wenden 

sich z. B. an den IFD, wenn sie ein An-
schreiben eines Arbeitgebers erhalten 
haben, das ihnen schwer verständlich 
ist oder Ängste weckt. Arbeitgeber wen-
den sich – allerdings in geringerer Zahl 
– an den IFD, wenn sie Hilfe bei der 
Durchführung des BEM benötigen. In 
diesen Fällen ist zunächst zu klären, ob 
der Betroffene eine Beratung/Beglei-
tung durch den IFD wünscht und dass 
der Auftrag des Integrationsamts nach 
§ 192 SGB IX eingeholt wird. In diesen 
Fällen handelt es sich um eine Beglei-
tung, wie sie seit 2021 in § 167 Abs. 2 
S. 2 SGB IX durch die „Person des Ver-
trauens“ normiert ist. Die Einschaltung 
des IFD, die nur auf Wunsch der jeweili-
gen Beschäftigten erfolgen kann, erhöht 
deutlich die Chance, dass der Suchpro-
zess des BEM erfolgreich abgeschlossen 
werden kann. Den betrieblichen Ak-
teuren kommt dabei zugute, dass der 
IFD die Arbeitsweise des Integrations-
amts genau kennt und daher auch be-
rät, inwieweit Hilfsmittel, Assistenz- 
oder Geldleistungen möglich sind und 
beantragt werden können. Dies gehört 
mit zu den Ursachen der relativ hohen 
Erfolgsquote bei der Sicherung von Be-
schäftigungsverhältnissen, die weit über 
den Erfolgsquoten unbegleiteter BEM-
Verfahren liegt.

Eine andere Funktion des interview-
ten IFD ist der Arbeitgeberservice. Er 
besteht in der Beratung von Unterneh-
men und Dienststellen, die allgemeine 
Fragen zur Beschäftigung und Einstel-
lung von schwerbehinderten Beschäftig-
ten haben sowie wiederum die Beglei-
tung von BEM-Verfahren benötigen. 
Organisatorisch wird der Arbeitgeber-
service durch eine Beratung in den Räu-
men der regionalen Handwerkskammer 
sowie der Industrie- und Handelskam-
mer realisiert.  Insgesamt 24% der Betrie-
be, die 2016 beraten wurden, stammten 
aus dem Handwerk. In einem nicht ge-
ringen Umfang findet eine Beratung für 
Einrichtungen des Öffentlichen Diens-
tes statt. Dazu gehören auch ausgeglie-
derte und privatisierte Einrichtungen 
des Öffentlichen Dienstes, die inzwi-
schen überwiegend zu den KMU gehö-
ren. In den auf diese Weise begleiteten 

BEM-Verfahren wurde teilweise auch 
der Dienst mit Zustimmung der Inter-
essenvertretungen mit der Moderation 
des BEM-Verfahrens beauftragt, so dass 
insoweit auch Elemente einer Struktur-
beratung festzustellen sind.14 

Integrationsfachdienste können auch 
von Rehabilitationsträgern und der BA 
beauftragt werden. Von diesen Mög-
lichkeiten wird allerdings von diesen 
Organisationen selten Gebrauch ge-
macht.15 Vor allem die defizitären Be-
ratungen von behinderten Menschen 
im Bereich der BA16 könnten deutlich 
korrigiert werden, wenn hier Integrati-
onsfachdienste in einem größeren Um-
fang eingesetzt würden.

Integrationsfachdienste sind auch mit 
der psychosozialen Beratung von Men-
schen beauftragt. Hier enthält § 192 Abs. 
4 SGB IX eine wichtige Öffnungsklau-
sel. Danach können im Einzelfall auch 
Menschen vom IFD beraten und beglei-
tet werden, die nicht als schwerbehin-
dert anerkannt sind, weil ihnen nur ein 
niedrigerer Grad der Behinderung at-
testiert worden ist. Bei diesen Personen 
handelt es sich überwiegend um Men-
schen mit psychischen Beeinträchtigun-
gen, da hier nach der bisherigen Struk-
tur der VersMedV eine Schwerbehinde-
rung relativ selten ist. Die Beratung von 
psychisch beeinträchtigten Menschen 
ist im Gesetzgebungsverfahren als ein 
wichtiger Zweck  anerkannt worden,17 
so dass hier inzwischen in der Praxis ein 
Schwerpunkt der Arbeit von Integrati-
onsfachdiensten liegt, der zunehmend 
auch von einigen Betrieben anerkannt 
wird.18 Vergleichbare Aktivitäten wer-
den auch durch Integrationsdienste19 ge-
leistet, die nicht als IFD anerkannt sind.

3. Handwerk

Ein beachtlicher Teil von KMU gehört zu 
den Betrieben des Handwerks; hier sind 
spezifische Organisationsformen ge-
setzlich installiert, einerseits die Hand-
werkskammern, zum anderen die In-
nungen der jeweiligen Branchen und 
deren Zusammenschluss in Form von 
Kreishandwerkerschaften. In einigen 
Regionen sind diese Organisationen 
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auch auf dem Feld der Inklusion und 
des betrieblichen Gesundheitsschut-
zes tätig. Ein Beispiel hierfür ist das 
Hamburger Projekt, das im Projektbe-
richt „Handwerk und Handicap“20 be-
schrieben wird. In der Regel wird die-
se Arbeit der Kammern von den Inte-
grationsämtern unterstützt. Wiederum 
finden wir hier – ähnlich wie bei eini-
gen Integrationsämtern – „technische 
Berater“, die wegen der wichtigen Rol-
le des Handwerks bei der Berufsausbil-
dung  mit einem zusätzlichen Schwer-
punkt im Rahmen der Inklusionsbera-
tung beim Übergang junger Menschen 
mit Behinderungen von der Schule in 
den Beruf tätig sind. Diese Beratung ist 
in der Regel fallorientiert und zu einem 
beachtlichen Teil reaktiv, um auf kon-
krete Probleme einzugehen und jeweils 
Lösungen zu finden. In  manchen Fäl-
len folgen auch kombinierte Beratungen 
zusammen mit Integrationsfachdiens-
ten. In einzelnen Regionen findet die-
se Form der Beratung schon seit mehr 
als fünf Jahren statt und hat dort einen 
nachhaltigen Bekanntheitsgrad. 

Ein weiterer Akteur ergibt sich hier 
aus der Beteiligung der Beschäftigten 
im Handwerk. In jeder Kammer gibt es 
einen „Arbeitnehmer-Vizepräsidenten“, 
der als Instrument gesetzlicher Arbeit-
nehmerbeteiligung in jeder Kammer von 
den Beschäftigten gewählt wird. Diese 
Gruppe (www.vizepraesidenten.de) för-
dert die Einrichtung und Finanzierung 
solcher Beratungen. Der Schwerpunkt 
liegt bisher überwiegend bei Fragen 
der Berufsbildung, zu der auch die In-
tegration behinderter Jugendlicher ge-
hört. Im Rahmen des zunehmend wich-
tiger werdenden Themas der Fachkräf-
tesicherung werden von dieser Gruppe 
auch der betriebliche Gesundheitsschutz 
und das BEM-Verfahren ins Blickfeld 
genommen.

In einzelnen Bundesländern werden 
im Handlungsfeld zwischen Integrati-
onsämtern, Kammern und Kreishand-
werkerschaften auch spezielle Beratungs-
modelle gefördert. Ein in der Öffent-
lichkeit intensiv diskutiertes Beispiel ist 
der Verein zur Förderung der betrieb-
lichen Wiedereingliederung im Hand-

werk (www.esa-sh.de) mit Sitz in Schles-
wig.21 Dieser Verein ist 2007 von allen 
Kreishandwerkerschaften in Schleswig-
Holstein sowie von der IKK-Nord ge-
gründet worden und hat seit 2008 be-
ginnend mit dem Projekt „esa-einglie-
dern statt ausgliedern“ kontinuierlich 
Projekte durchgeführt, mit denen die 
Eingliederung behinderter Menschen 
im Handwerk gefördert und realisiert 
wurde. Am Anfang spielte dabei der 
von den Handwerkskammern gegrün-
dete Handwerkerfonds Suchtkrank-
heit eine aktivierende Rolle, der eine 
entsprechende Beratungs- und Aufklä-
rungstätigkeit auf dem Feld der Sucht-
abhängigkeit durchführt. Auf dieser Ba-
sis sind dann verschiedene weitere Pro-
jekte durchgeführt worden, mit denen 
auf die handwerksspezifischen betrieb-
lichen Sozialbeziehungen eingegangen 
worden ist, um nicht nur einzelne BEM-
Verfahren, sondern auch Modelle der 
betrieblichen Gesundheitsförderung 
und Inklusion zu realisieren.

Durch die enge und dauerhafte Ver-
netzung mit den Kreishandwerkerschaf-
ten fand auf diese Weise auch eine Reihe 
von Handwerksbetrieben den Zugang 
zur Eingliederungsarbeit und zum Mo-
dellprojekt „Betriebslotsen im Hand-
werk“. Hier erfolgte auch eine Koope-
ration mit einer BGF-Beratung der IKK 
Nord, die zugleich auch BGF-Model-
le für die jeweiligen zentralen Ausbil-
dungswerkstätten des Handwerks för-
dert. Für die größeren Handwerksbe-
triebe und die Akteure des Netzwerks 
finden auch regelmäßige Fortbildungen 
statt („BEM-Akademie“). Dieses Bei-
spiel zeigt, wie aus einem spezifischen 
Projekt mit Lotsenfunktion ein Netz-
werk entwickelt werden kann, in dem 
die Organisationen des Handwerks, ein-
zelne Rehabilitationsträger und zivilge-
sellschaftliche Akteure in einem regio-
nalen Handlungsfeld miteinander ko-
operieren.

4. Krankenkassen

Unter den Krankenkassen haben die In-
nungskrankenkassen einen besonderen 
Schwerpunkt im Handwerk. Daher sind 

hier relativ früh konkrete Modelle von 
BEM und BEM-Verfahren für solche Be-
triebe entwickelt worden. Ein bundes-
weit beachtetes Modell ist das INQA-
Projekt „HandwerkFit“, das gut doku-
mentiert ist.22 In diesem Projekt wurde 
zur Bewältigung des demographischen 
Wandels im Handwerk und zur Fach-
kräftesicherung eine beteiligungsorien-
tierte Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen angestrebt, die zunächst an den 
Muskel-Skelett-Erkrankungen, die in 
den untersuchten Betrieben dominier-
ten, und den entsprechenden techni-
schen Hilfen ansetzte. Auf der Grund-
lage intensiver arbeitsplatzbezogener 
Befragungen konnte aber auch heraus-
gearbeitet werden, dass psychische Be-
lastungen deutlich zunehmen und eine 
stressreduzierende Verbesserung der 
Arbeitsorganisation sowie eine Kultur 
der Achtsamkeit erforderlich sind. Die 
in diesem Projekt beteiligte Kranken-
kasse „IKK-Classic“ hat auf dieser Ba-
sis ein Programm zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement entwickelt, 
das gemeinsame Maßnahmen – sowohl 
verhaltens- als auch verhältnisorientiert 
– von Arbeitgebern und Beschäftigten 
zur Verbesserung von Gesundheit und 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz umfasst. 

Dieses Programm ist im weiteren 
Verlauf durch die Selbstverwaltung be-
schlossen worden, so dass für damit kor-
respondierende Maßnahmen der be-
trieblichen Gesundheitsförderung ein 
Bonus in der IKK-Satzung verankert 
wurde. Dieser Bonus nach § 65 SGB V 
wird gewährt, wenn eine schriftliche 
Vereinbarung zwischen dem Arbeitge-
ber und der Kasse vorliegt und die Qua-
lität der Maßnahme den Handlungsfel-
dern und Kriterien zur Umsetzung des 
§ 20b SGB V entspricht, die vom Spit-
zenverband der GKV beschlossen wor-
den sind. Für Maßnahmen, zu denen 
der Arbeitgeber bereits nach dem Ar-
beitsschutzgesetz verpflichtet ist, kann 
kein Bonus gewährt werden. 

In der Praxis hat sich gezeigt, dass der 
finanzielle Anreiz zwar ein realer An-
stoß war, dass aber dauerhaft die fach-
liche und kostenlose Beratung durch 
die Gesundheitsmanager der Kasse in 
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den Vordergrund trat. Bei einigen regi-
onalen Direktionen werden daher von 
der Kasse Gesundheitsberater beschäf-
tigt, die die jeweiligen Betriebe regional 
und vor Ort beraten. In den Betrieben 
ist ein Gesundheitsbericht zu erstellen, 
der auf einer Gefährdungsbeurteilung 
und einer Arbeitssituationsanalyse be-
ruht. Die Kasse bejaht das Konzept der 
Gesundheitszirkel und unterstützt die 
Bildung solcher Gesundheitszirkel. Zu 
den klassischen Maßnahmen gehört 
gerade im handwerklichen Bereich die 
Suchtprävention; verhaltensorientiert 
sind Maßnahmen zur Ernährung am 
Arbeitsplatz. In diesen Betrieben wird 
im Rahmen des Projekts auch das je-
weilige BEM-Verfahren unterstützt und 
organisiert.

Vergleichbare Projekte werden auch 
von einigen anderen Innungskranken-
kassen durchgeführt, die jeweils auch 
durch regionale Schwerpunkte gekenn-
zeichnet sind. Eine weitere Organisation 
für KMU-Betriebe realisiert die Sozial-
versicherung für Landwirtschaft, Forst 
und Gartenbau (www.svlfg.de).

In anderen Kassen sind die Bonus-
programme eher verhaltensorientiert 
strukturiert, sodass hier kein Schwer-
punkt unserer Untersuchung lag.

5. Unfallversicherung

Die gesetzliche Unfallversicherung ist 
nach § 14 SGB VII verpflichtet, mit al-
len geeigneten Mitteln arbeitsbedingten 
Erkrankungen entgegenzuwirken. Da-
her hat die DGUV auf Bundesebene be-
schlossen, auch BEM-Verfahren aktiv zu 
unterstützen. Sie konnte  dabei auf Er-
fahrungen einiger Mitglieder aufbauen. 
Dazu gehört die Berufsgenossenschaft 
für Gesundheit und Wohlfahrtspflege 
(BGW), die bereits 2005 in verschiede-
nen Modellversuchen geklärt hat, wie 
eine solche Unterstützung aussehen 
kann.23 Die Erfahrungen der verschie-
denen Bereiche waren sehr unterschied-
lich, so dass die BGW daraus die Kon-
sequenz gezogen hat, dass eine solche 
BEM-Begleitung dezentral zu struktu-
rieren ist. Die Kohärenz ihrer BEM-Po-
litik ergibt sich aus der Fortbildung der 

Beratungskräfte, die zentral stattfindet. 
In den verschiedenen Regionen werden 
getrennt vom Aufsichtsdienst auch Be-
ratungskräfte für Prävention beschäf-
tigt. Diese Beratung wird oft veranlasst 
durch konkrete Reha-Probleme; so ist 
zum Beispiel in 30% der 2015 in der Re-
gion West erfassten Fälle die Beratung 
zur Realisierung einer Wiedereingliede-
rung erfolgt; in aller Regel wurde diese 
bereits mit einer spezifischen BEM-Be-
ratung verbunden, so dass die Präventi-
onsberatung regelmäßig auch als Struk-
tur- und Organisationsberatung wirkte. 
Hier konnten Erfolge gerade im Bereich 
der Pflege erzielt werden; eine Koopera-
tion mit der BKK Diakonie wurde da-
durch erreicht, dass die BGW die Ein-
führung von BGM und BEM  realisier-
te, während die BKK Diakonie ihren 
Schwerpunkt auf verhaltensbezogene 
Gesundheitsmaßnahmen legte.24

 Die BGW führt im Friseurhand-
werk bereits seit mehr als 10 Jahren eine 
enge Beratung mit den Handwerkskam-
mern durch, um den in dieser Branche 
häufigen Hautkrankheiten bereits prä-
ventiv entgegenzuwirken. Ein spezifi-
sches Instrument der präventiven Ar-
beit ist das Studio 78 in Bochum. Dies 
ist ein  ergonomisch eingerichtetes Fri-
seurstudio in den Räumen der dortigen 
BGW-Bezirksverwaltung. Für Haarfär-
bemittel sind entsprechend gefahrstoff-
freie und -arme Mittel und Arbeitsein-
richtungen vorhanden. In diesem Stu-
dio finden Fortbildungen statt, die sich 
nach den Regeln der DGUV Vorschrift 
2 (Unternehmermodell) auch an Inha-
berinnen und Inhaber solcher Hand-
werksbetriebe richten. Die Fortbildung 
nutzt das ergonomische Anschauungs-
material des Studios, erstreckt sich aber 
auch auf Organisation, Personalpoli-
tik und BEM-Verfahren. In den letzten 
zehn Jahren hat sich das Studio als ein 
Kristallisationspunkt für Information 
und Fortbildung im Friseurhandwerk 
erwiesen. Durch Zusammenarbeit mit 
den Berufsschulen in der Region wird 
diese Fortbildung auch auf Auszubil-
dende erstreckt.

Ein ähnlicher Schwerpunkt ist von 
der BGN für das Bäckerhandwerk ins-
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talliert worden, in dem es vor allem um 
die Bekämpfung des Mehlstaubs geht. 
Hier fehlt allerdings ein solcher Kristal-
lisationspunkt, doch werden in diesem 
Schwerpunkt ebenso Information, Auf-
klärung und BEM-Beratung betrieben, 
wobei die Information bereits früh die 
digitalen Möglichkeiten genutzt hat.25

Einen anderen KMU-bezogenen 
Ansatz nutzt der Gemeindeunfall-
versicherungsverband Braunschweig 
(GUV-BS).26 Sein Konzept richtet sich 
vor allem an kleinere und mittlere Kom-
munen, denen eine differenzierte Sicher-
heitsorganisation fehlt. Für diese klei-
neren Gemeinden, Schulen und Regie-
betriebe hat die Vertreterversammlung 
das Muster einer Kooperationsvereinba-
rung beschlossen, die zwischen Betrieb 
und GUV abzuschließen ist und in der 
sich beide Seiten verpflichten, ihre je-
weiligen Aktivitäten zur Gefährdungs-
beurteilung und zu den darauf aufbau-
enden Maßnahmen einzubringen. Mit 
Hilfe dieser Kooperationsvereinbarung 
konnten zunächst einige „Leuchtturm-
gemeinden“ gestärkt werden, die dann 
auch für die Region als „Piloteinrich-
tungen“ eine wichtige Rolle überneh-
men konnten; hier wurden auch finan-
zielle Anreize nach § 162 SGB VII ein-
gesetzt. In diesen Gemeinden gehörte 
das BEM mit seiner Umsetzung zu den 
wichtigsten Maßnahmen, die jeweils ge-
troffen wurden. 

Mit Hilfe der Organisation des Ver-
bandes konnte zugleich die Kooperati-
on mit der regionalen Rentenversiche-
rung eingeleitet und ausgebaut werden, 
die ebenfalls bei der Strukturierung von 
BEM-Verfahren erfolgreich war. Da-
gegen erwies sich die Kooperation mit 
Krankenkassen als schwierig. Sobald in 
einem Unternehmen mehrere Kranken-
kassen um Mitglieder konkurrierten, 
scheiterte in aller Regel eine Koopera-
tion mit allen Krankenkassen. Teilweise 
wurde auch beklagt, dass einige Kran-
kenkassen vor allem an der Abkürzung 
des Krankengeldbezugs interessiert sei-
en, sodass eine systematische Wieder-
eingliederung mit dem entsprechenden 
BEM-Verfahren von diesen Kassen nicht 
aktiv unterstützt wurde.
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6. Gesetzliche Rentenversicherung

Von allen Trägern der gesetzlichen Ren-
tenversicherung hat die Deutsche Ren-
tenversicherung in Baden-Württemberg 
(DRV-BW) das von 2001 bis 2018 gelten-
de Konzept der gemeinsamen Service-
stellen (GSS) am intensivsten durchdacht 
und praktiziert. In diesem Bundesland 
wurden 17 Servicestellen eingerichtet, 
die dezentral über das gesamte Bundes-
land verteilt waren. Die Zahl der Be-
ratungen stieg von 1.522 im Jahr 2010 
auf 3.958 im Jahr 2015. Die Beratun-
gen richteten sich ursprünglich an zwei 
verschiedene Zielgruppen, nämlich ei-
nerseits an behinderte und chronisch 
kranke Menschen, andererseits an Ar-
beitgeber. In der Beratung der Betroffe-
nen dominiert die Erstberatung, in ca. 
50% der Fälle geht es zunächst um die 
Klärung der Zuständigkeiten. Die Ser-
vicestellen bezeichnen sich daher selbst 
auch als „Lotsen im Irrgarten der Zu-
ständigkeit“; soweit es um die Vermitt-
lung an andere Träger geht, geht es um 
eine motivierende Vermittlung, die die 
Betroffenen beziehungsweise ihre An-
gehörigen zum Beispiel motiviert, das 
Entgiftungsprogramm einer Kranken-
kasse beziehungsweise die Beratung der 
Suchtselbsthilfe zu nutzen. In 20% der 
Fälle erstrecken sich die Beratungen der 
Betroffenen auch auf die Begleitung im 
BEM-Verfahren. In dieser Funktion neh-
men sie die Aufgabe wahr, die seit 2021 
in § 167 Abs. 2 S. 2 SGB IX als „Person 
des Vertrauens“ normiert ist. Seit 2019 
setzen die Ansprechstellen nach § 12 
SGB IX dieses Konzept in BW fort.

In der Arbeitgeberberatung hat sich 
das BEM-Verfahren ebenfalls als eine 
wesentliche Aufgabe etabliert. Hier 
nimmt die DRV-BW allerdings eher 
Rollen der Information beziehungswei-
se der Moderation ein. Dazu wird in-
zwischen ein Arbeitgeberservice einge-
setzt, der allerdings wiederum dezent-
ral organisiert ist.

Für beide Funktionen wird auch die 
dezentrale Öffentlichkeitsarbeit genutzt, 
die  Funktionen einer aufsuchenden Öf-
fentlichkeitsarbeit wahrnimmt, indem 
Einladungen zu betrieblichen Schwer-

behindertenversammlungen und Ver-
sammlung wichtiger örtlicher Organi-
sationen von den Landfrauen bis zur 
Kreishandwerkerschaft wahrgenommen 
werden. Ein weiteres Strukturmerkmal 
der DRV-BW ist die enge Kooperation 
mit den Organisationen der Selbsthil-
fe, so dass die örtlichen Servicestellen 
an Versammlungen der Verbände der 
Behindertenselbsthilfe teilnehmen und 
über Präventions- und Rehabilitations-
angebote informieren. Auf diese Weise 
ist ein mehrfaches Netzwerk entstanden, 
das jeweils dezentral jeder Servicestel-
le zugeordnet werden kann und örtli-
che Erstberatungen fördert.

Ein spezifisches Netzwerk ist in die-
ser Region entstanden durch die Ko-
operation eines Berufsförderungswerks 
(BFW) mit der regionalen Rentenversi-
cherung. Träger des BFW ist eine kari-
tative gemeinnützige Gesellschaft. Im 
Mittelpunkt der Arbeit des BFW, das in 
einer ländlichen Region  tätig ist, stehen 
die typischen Arbeiten medizinischer 
und beruflicher Rehabilitation. Vor et-
was mehr als 10 Jahren ergab sich eine 
Kooperation mit der regionalen Ren-
tenversicherung und einem bekannten 
Automobilunternehmen, das mehr als 
10.000 Beschäftigte hat. In Zusammen-
arbeit mit Personalabteilung, Betriebs-
arzt und Betriebsrat wurde ein Koope-
rationsmodell entwickelt. Danach wur-
de für bestimmte Beschäftigte, für die 
im BEM-Verfahren nicht sofort eine 
einfache Lösung gefunden wurde, ein 
stationärer Aufenthalt von fünf Tagen 
im BFW organisiert. In dieser Zeit fin-
det ein medizinisches und soziales As-
sessment statt, auch die psychosozia-
le Situation wird unter Beteiligung der 
Beschäftigten erhoben, so dass konkre-
te Lösungen in beachtlichem Umfang 
gefunden werden konnten.

Dieser Erfolg wurde in der Region 
bald bekannt und wird – vor allem durch 
Vermittlung der regionalen Rentenbe-
rater der DRV-BW – inzwischen auch 
von KMU in dieser ländlichen Region 
genutzt. Inzwischen sind ca. 300 sol-
cher Maßnahmen – teilweise auch un-
ter Kostenübernahme der DRV-BW – 
durchgeführt worden. Bei einem Teil 

dieser Maßnahmen haben die jeweiligen 
Arbeitgeber die Kosten ganz oder teil-
weise übernommen, weil es für sie auch 
effektiv war, dass man so zu nachhal-
tigen und belastbaren Lösungen kam. 
Ein weiterer Effekt dieser Kooperation 
bestand darin, dass in diesen Betrieben 
durch diese Maßnahmen ein „implizi-
tes Lernen“ der BEM-Verfahren erfolg-
te. Aus erfolgreichen Verfahren entwi-
ckelten sich Vertrauensstrukturen, so 
dass das BFW mit seiner Fachkompe-
tenz bei komplexen BEM-Verfahren als 
neutraler Vermittler gefragt und beteiligt 
wird. Bei diesen so begleiteten Verfah-
ren konnte eine Erfolgsquote von mehr 
als 80% der BEM-Verfahren konstatiert 
werden, in denen die Beschäftigten im 
Unternehmen verblieben. Ein Versuch 
der Kooperation mit Krankenkassen 
blieb allerdings erfolglos.

7. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen

Gesundheit ist für viele Menschen ein so 
wichtiges Thema, dass es auch durch zi-
vilgesellschaftliche Organisationen, die 
in beachtlichem Umfang auch auf ehren-
amtliche Tätigkeiten setzen, in Angriff 
genommen und gefördert wird. Diese 
Aktivitäten sind regelmäßig dezentral 
und örtlich konzentriert. Ein anschau-
liches Beispiel liefert der Hamburger 
Verein „Arbeit und Gesundheit“. Die-
ser hatte als Modellversuch mit Unter-
stützung des Hamburger Senats ab 2016 
eine Anlaufstelle „Perspektive Arbeit 
und Gesundheit (PAG)“ eingerichtet, die 
gerade für Arbeitgeber und Beschäftig-
te aus kleinen und mittleren Unterneh-
men ein niedrigschwelliges Angebot zur 
Verfügung stellt, in Fragen von Arbeit 
und Gesundheit, vor allem im Arbeits-
schutz, beratend tätig zu werden. Die-
se Anlaufstelle soll eine erste orientie-
rende Beratung leisten und eine wei-
tere Vermittlung in stabile dauerhafte 
Beratungsmöglichkeiten im sozialpo-
litischen Netzwerk des Bundeslandes 
ermöglichen; es handelt sich somit um 
eine typische Lotsenfunktion.27

Diese Beratungsstelle ist relativ 
schnell angenommen worden. In we-
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niger als drei Jahren wurden 170 Un-
ternehmensvertretungen und 464 Be-
schäftigte hier beraten. 44% der Rat-
suchenden stammen aus kleinen und 
mittleren Unternehmen. Eine beachtli-
che Quote nehmen allerdings auch die 
Interessenvertretungen ein, die teilwei-
se auch aus Großbetrieben stammen. In 
diesen Beratungen etablierte sich auch 
relativ bald neben den klassischen Ar-
beitsschutzthemen das Thema BEM, das 
von 22% der ratsuchenden Beschäftig-
ten und von 7,5% der Arbeitgeber an-
gesprochen wurde. In der Gruppe der 
Arbeitgeber dominierten die „ratlosen 
Geschäftsführer“, denen bisher Kennt-
nisse und ein Zugang zu Arbeitsschutz 
und BEM fehlten. 

Diese Beratung hatte sehr zügig eine 
große Stabilität gewonnen, so dass der 
Modellversuch bereits 2019 vom Ham-
burger Senat als ein reguläres Daueran-
gebot aufgenommen wurde, das in den 
von der Hamburger Bürgerschaft be-
schlossenen Haushaltsplan integriert 
wurde.28 Dies ist eine Notwendigkeit, 
wenn die erfolgreiche ehrenamtliche 
Arbeit die Dimensionen des nichtbe-
zahlten Ehrenamtes übertrifft und da-
her auf staatliche Zuschüsse angewie-
sen ist, die entsprechend zu stabilisie-
ren sind. In anderen Bundesländern 
sind ähnliche Projekte nicht über den 
Status des Modellversuchs hinausge-
kommen, so dass sie trotz beachtlicher 
Zwischenerfolge nicht verstetigt wer-
den konnten. Insgesamt zeigen die hier 
vorgestellten Beispiele, wie eine niedrig-
schwellige Beratung gelingen kann, die 
sowohl für Beschäftigte und Erwerbs-
lose als auch für KMU relativ einfache 
Zugangsmöglichkeiten zu Eingliederung 
und Beschäftigungssicherung vermittelt. 
Sie geben auch im gegliederten System 
der deutschen Rehabilitation den Trä-
gern die Chance einer einfacheren Ko-
operation, wie das im Rahmen von re-
hapro (§ 11 SGB IX) installierte Ham-
burger „Haus der Gesundheit“ zeigt, in 
dem ein Integrationsfachdienst zusam-
men mit den verschiedenen Reha-Trä-
gern in einem Gebäude einfach reali-
sierbare Beratungen, z.B. Arbeits- und 
Gesundheits-Coaching, vor allem für 

Menschen mit psychischen Beeinträch-
tigungen ermöglicht.29 

FAZIT: DIE NOTWENDIGKEIT 
AUFSUCHENDER UND NIEDRIG­
SCHWELLIGER BERATUNG

Oft – vor allem in KMU – ist externer 
Sachverstand  unverzichtbar. Die Exis-
tenz und Auswahl von Hilfsmitteln und 
technischen Arbeitshilfen, die Gestalt-
barkeit von Arbeitsplätzen und die sozi-
alrechtlichen Ressourcen, die z. B. eine 
stufenweise Wiedereingliederung er-
möglichen, setzen Informationen vo-
raus, die in der Mehrzahl der Betriebe 
innerbetrieblich nicht verfügbar sind. 
Ein wichtiger Teil dieser Informatio-
nen ist bei den Trägern der Sozialver-
sicherung und den Integrationsämtern 
vorhanden, doch wird er dort nicht sel-
ten nach einer anderen Logik verwaltet, 
denn die Betroffenen – Beschäftigte und 
KMU-Arbeitgeber – wissen nicht, wel-
che Anträge möglich und aussichtsreich 
sind, so dass die Verbindung vor allem 
zu den KMU in vielen Fällen nicht her-
gestellt wird.

Die Betriebe und die Beschäftigten 
sowie deren Interessenvertretungen be-
nötigen daher zusätzlich zu den An-
sprechstellen und Internetinformati-
onen der Rehabilitationsträger auch 
Personen bzw. niedrigschwellige Insti-
tutionen, die diese Verbindung herstel-
len. Wir haben dafür das Bild der „Lot-
sen“ gewählt. Unsere Untersuchung hat 
gezeigt, dass es eine Reihe von solchen 
Lotsen gibt, die in ihren Fähigkeiten 
und Arbeitsweisen deutlich unterschied-
lich sind. Diese Pluralität ist aus unse-
rer Sicht ein Vorteil, weil die Betriebe 
und Beschäftigten auch unterschiedlich 
sind. Für die Lotsen ist es erforderlich, 
dass sie die Sprache der Betriebe spre-
chen; diese Sprache ist in einem Dach-
deckerhandwerk, im Friseurhandwerk 
oder in einem ambulanten Pflegedienst 
jeweils deutlich unterschiedlich. 

Das klassische deutsche Sozialrecht 
und Rehabilitationsrecht orientiert sich 
am Antragsprinzip. Die Berechtigten 
stellen einen Antrag; dieser wird dann 

aktenmäßig bearbeitet, oft begutachtet 
und möglicherweise bewilligt und da-
nach die Rehabilitation durchgeführt. 
Das Antragsprinzip wahrt die Auto-
nomie der Antragsteller, die mit ih-
rem Antrag von ihrem Wunsch – und 
Wahlrecht nach § 8 SGB IX Gebrauch 
machen können. Insoweit ist es ein un-
verzichtbarer Baustein unseres Rehabi-
litationsrechts.

Es greift jedoch mehrfach zu kurz. In 
der stark gegliederten institutionellen 
Landschaft des deutschen Sozialrechts 
ist es für die Beteiligten schwierig, den 
richtigen Adressaten zu finden. Die Ge-
setzgebung hat mit verschiedenen Nor-
men, wie zum Beispiel § 16 SGB I und 
§ 14 SGB IX, Instrumente implemen-
tiert, mit denen Anträge rechtzeitig an 
die zuständigen Adressaten weitergelei-
tet werden. Gleichwohl sind diese sinn-
vollen und wichtigen Instrumente nur 
ein Baustein, weil ein Antrag verschie-
dene implizite Voraussetzungen hat, zu 
denen Bedarfsermittlung,  Bedarfsfest-
stellung sowie Beratung gehören. 

Diese Voraussetzungen können wie-
derum nur durch spezifische Prozesse 
realisiert werden, die sowohl mit pro-
fessioneller Hilfe, aber auch nicht ohne 
aktive Beteiligung der Berechtigten ge-
währleistet werden. Daher werden seit 
Jahren verschiedene Modelle der Bera-
tung und der proaktiven Vorfeldarbeit 
diskutiert und praktiziert.30 In größe-
ren Betrieben spielen hier sowohl die 
Interessenvertretungen und Schwer-
behindertenvertretungen als auch die 
Arbeitssicherheitsorganisation und das 
betriebliche Gesundheitsmanagement 
eine wichtige Rolle bei der Motivierung 
und Vermittlung von Rehabilitations-
maßnahmen. 

Ein solches institutionelles Umfeld 
fehlt jedoch in kleinen und oft auch mitt-
leren Unternehmen, so dass hier  weite-
re Wege erforderlich sind. Antrag und 
Aktivitäten der Berechtigten sind zu er-
gänzen und zu mobilisieren durch eine 
aufsuchende Beratung der verschiede-
nen Träger, die nach § 14 SGB I auch zur 
Beratung verpflichtet sind, sowie durch 
eine niedrigschwellige Beratung unab-
hängiger Organisationen. 
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Ein wichtiges Ergebnis unseres Pro-
jekts ist es, dass zwischen den Beschäf-
tigten und Betrieben einerseits und den 
Rehabilitationsträgern andererseits eine 
ortsnahe Vermittlung und Unterstüt-
zung erforderlich ist. Wir haben die-
se Träger einer solchen Vermittlung 
„Lotsen“ genannt. Dieser Begriff wird 
von einer Reihe von Akteuren ebenfalls 
verwandt. Das Bild sieht in dem Lotsen 
eine Person/Institution, die sich in dem 
unübersichtlich erscheinenden Feld der 
zahlreichen Institutionen und Rehabi-
litationsträger auskennt, zugleich aber 
beauftragt ist von den Betrieben und 
Beschäftigten, deren Sprache die Lot-
sen typischerweise sprechen. 

Hier hat unser Projekt eine Vielzahl 
unterschiedlicher Modelle zu Tage geför-
dert, die auch die Pluralität der Lebens-
verhältnisse und die Unterschiedlichkeit 
der jeweiligen Betriebe und Arbeitskul-
turen widerspiegeln. Für Handwerksbe-
triebe, Start-up Unternehmen, ambulan-
te Pflegedienste und kleine Unterneh-
men des Einzelhandels kann es keine 
Einheitslösung geben. Alle benötigen 
aber eine solche Vermittlungsinstanz 
gegenüber den Rehabilitationsträgern. 

Die Motivierung und Mobilisierung 
der Einzelnen für ihre Gesundheit ist 
ein Prozess, der mit einem Kulturwan-
del verbunden ist und daher nicht selten 
viel Zeit in Anspruch nimmt. 

Als ein produktives Laboratorium be-
trieblicher Gesundheitspolitik hat sich 
in einer Reihe von Betrieben das Be-
triebliche Eingliederungsmanagement 
(BEM) erwiesen.31 Auch wenn die Um-
stellung von Krankenrückkehrgesprä-
chen auf das BEM nur schrittweise er-
folgt, hat es sich doch als ein wichtiger 
Katalysator solcher betrieblicher Pro-
zesse erwiesen.  Bereits die ersten Un-
tersuchungen  haben gezeigt, wie zügig 
diese Innovation in einigen Betrieben 
aufgegriffen worden ist.32 Die umfangrei-
che empirische Untersuchung RE-BEM 
hat dokumentiert, dass hier ein beacht-
liches Potential besteht und dass gerade 
Interessenvertretungen und Schwerbe-
hindertenvertretungen  sich hier enga-
gieren beziehungsweise sich engagie-
ren wollen. RE-BEM hat auch gezeigt, 

dass sich dieses Engagement nicht auf 
Großbetriebe beschränkt, sondern dass 
eine relevante Gruppe von Personen aus 
den KMU hier ebenfalls aktiv werden 
kann und will. Weiter hat diese Unter-
suchung gezeigt, dass die Zufriedenheit 
mit dem Instrument mit den Schrit-
ten der Umsetzung gewachsen ist. Dies 
ist ein wichtiger Beleg, dass BEM-Pro-
zesse ein erfolgreicher Faktor betrieb-
licher Gesundheitspolitik seien kön-
nen, auch wenn die Qualität und Ziel-
richtung dieser Prozesse im Einzelfall 
sehr unterschiedlich sind. Inzwischen 
gibt es auch erfolgreiche Beispiele, wie 
BEM-Verfahren bei der Eingliederung 
psychisch erkrankter Beschäftigter ge-
nutzt werden können.33

Mit Unterstützung der Gerichtspra-
xis hat sich gezeigt, dass mit dem BEM 
nicht nur innerbetriebliche Prozesse ge-
fördert werden können, sondern dass 
auch die Mobilisierung des externen 
Sachverstands möglich ist. Dazu kann 
die Vermittlung durch betriebsnahe bzw. 
regionale Lotsen beitragen, doch bedarf 
es dazu auch einer adäquaten Struktur 
und Organisation der Rehabilitations-
träger. Unsere Untersuchungen haben 
gezeigt, dass Erfolge vor allem realisiert 
werden können, wenn eine dezentrale 
Struktur gewählt wird und wenn An-
sprechstellen zur Verfügung stehen, die 
ortsnah „in der Sprache der Beteiligten 
und der Region“ agieren können. Aus 
der Geschichte der Gemeinsamen Ser-
vicestellen haben wir entsprechende 
Beispiele herausgesucht, die eine auf-
suchende Beratung praktizierten be-
ziehungsweise eine Vermittlung zwi-
schen Betrieben, Beschäftigten und der 
jeweiligen Fachkompetenz ermöglich-
ten. Eine besondere Rolle spielen hier 
Integrationsfachdienste und Integrati-
onsdienste, die nicht auf den Schwerbe-
hindertenstatus der Beschäftigten be-
schränkt sind. 

Ein weiteres wichtiges Element ist die 
Nutzung niedrigschwelliger Beratung, 
die von den Interessenten ohne weite-
re Voraussetzungen und Auswahlpro-
zesse ortsnah aufgesucht werden kön-
nen. Viele Betroffene erleben reale oder 
vermeintliche Hindernisse auf dem Weg 

zur passenden Rehabilitation oder Be-
handlung, vor allem bei der Suche nach 
psychotherapeutischer Beratung. Hier 
können niedrigschwellige Angebote 
eine wichtige Vermittlung und Unter-
stützung übernehmen. Insoweit beste-
hen Wechselwirkungen zwischen auf-
suchender und niedrigschwelliger Bera-
tung. Die Menschen mit Behinderungen 
sind keine einheitliche Gruppe, so dass 
auch Geschlecht, Herkunft und Migra-
tionshintergrund unterschiedliche Be-
ratungsformen verlangen.

In der Mehrzahl der von uns unter-
suchten Beispiele ist die Finanzierung 
zunächst durch Mittel der Projektfi-
nanzierung übernommen worden; die-
se sind auch bei erfolgreichen Model-
len nur in einer geringen Zahl in eine 
dauerhafte Finanzierung eingemündet. 
Eine wichtige Rolle spielen hier einzelne 
Bundesländer, die z. B. mit ihren Inte-
grationsämtern innovative Modellver-
suche angestoßen haben. Insoweit geht 
es um einen offenen regionalen gesund-
heits- und sozialpolitischen Diskurs, der 
sowohl Modellprojekte als auch deren 
Verstetigung fördern kann. 

Hier kann die Gesetzgebung auf Bun-
des- und Landesebene einsetzen, indem 
sie den jeweiligen Trägern und Orga-
nisationen vorschreibt, dass zum Bei-
spiel ein bestimmter Anteil der Mittel 
für niedrigschwellige und aufsuchende 
Beratung einzusetzen und dass davon 
wiederum eine Quote auch für unbe-
fristete Aktivitäten zu reservieren ist. 
Ein  neues Beispiel ist die Installierung 
der einheitlichen Ansprechstellen nach 
§ 185 a SGB IX, die Arbeitgebern als 
trägerunabhängige Lotsen zur Ausbil-
dung, Einstellung und Beschäftigungs-
sicherung schwerbehinderter Menschen 
zur Verfügung stehen sollen. Verlangt 
wird eine niedrigschwellige und dezen-
trale Beratung „in der Sprache der Be-
triebe“, so dass wesentliche Elemente 
unseres Projektberichts im Gesetzes-
text und der Gesetzesbegründung auf-
genommen worden sind.34 Das ist ein 
wichtiger Impuls für neue Formen und 
Wege der Beratung.

Diese Anforderung ist in vergleich-
barer Weise auch für die Rehabilitati-
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RECHTSPRECHUNG

Linda Albersmann, Katja Nebe

FAHRKOSTENERSTATTUNG BEI 
STUFENWEISER WIEDEREINGLIEDERUNG – 

EIN AKTUELLES UND ZUGLEICH KRITISCHES 
RECHTSPRECHUNGSREVIEW

I. EINLEITUNG

Die Erstattung von Fahrkosten durch 
Sozialleistungsträger im Rahmen Stu-
fenweiser Wiedereingliederung (StW) ist 
ein Streitthema, das Versicherte, Renten- 
und Krankenkassen und zunehmend die 
Sozialgerichtsbarkeit beschäftigt. Un-
ter den veröffentlichten Entscheidun-
gen überwogen zuletzt diejenigen, die 
einen Anspruch auf Fahrkosten bei StW 
ablehnten, aber immerhin das grund-
sätzliche Interesse an der Klärung der 
Rechtsfrage anerkannten.2 Zwei dieser 
jüngsten Verfahren sind inzwischen 
beim Bundessozialgericht anhängig.3 Es 
lohnt also ein Überblick über die bishe-
rigen sozialgerichtlichen Entscheidun-
gen in erster und zweiter Instanz.4

II. GRUNDLAGEN ZUR STW

1. Rehabilitationswissenschaftli-
che Studien belegen die Wirksam-
keit der Rehabilitation durch StW

Die StW ist ein Instrument, das es ar-
beitsunfähigen Beschäftigten ermög-
licht, nach langer Abwesenheit stu-
fenweise angepasst an ihren Gesund-

heitszustand in den Arbeitsprozess 
wiedereingegliedert zu werden. Zahlrei-
che Untersuchungen5 belegen die Wirk-
samkeit der StW und damit zugleich die 
jahrzehntelange und auch aktuell wie-
der bekräftigte gesetzgeberische Annah-
me6, dass mit einer StW eine langanhal-
tende Arbeitsunfähigkeit schneller und 
dauerhafter überwunden werden kann.7 
Damit ist die StW ein wichtiger Teil der 
Rehabilitation8 mit einer hohen Wirk-
samkeit auch im Vergleich zu anderen 
Maßnahmen.9 Unter den Instrumen-
ten zur Wiedereingliederung wird die 
StW besonders häufig eingesetzt.10 Bei 
einer weiteren Ausschöpfung der Po-
tentiale in jedem geeigneten Einzelfall 
ist mit kürzeren AU-Zeiten und damit 
vor allem mit Minderausgaben bei den 
Krankenkassen in zweistelliger Millio-
nenhöhe zu rechnen.11

2. Antworten des Gesetzgebers: 
Konstante Stärkung der StW seit 
Gesundheitsreform 1988

Die zentralen sozialgesetzlichen Re-
gelungen zur StW finden sich heute in 
§ 44 SGB IX und § 74 SGB V. Der Weg 
dahin verlief über eine schon deutlich 
frühere praktische Anwendung12 des so-

genannten „Hamburger Modells“, das 
wegen seiner Bedeutung mit dem Ge-
sundheitsreformgesetz 1988 erstmals 
gesetzlich im SGB V verankert worden 
ist. Dazu hieß es in der Gesetzesbegrün-
dung: „Eine stufenweise Wiederaufnah-
me der Beschäftigung während der fort-
bestehenden Arbeitsunfähigkeit kann für 
den Kranken hilfreich sein. Daß diese 
Möglichkeit besteht und welche Tätigkei-
ten verrichtet werden können, soll durch 
eine entsprechende ärztliche Bescheini-
gung bekundet werden. Ob der Kranke 
seine Arbeitskraft teilweise einsetzen will, 
ist ihm überlassen. Die Möglichkeit der 
teilweisen Tätigkeit und auch die teilwei-
se Arbeitsaufnahme ändern nichts dar-
an, daß der Versicherte arbeitsunfähig 
im Rechtssinne bleibt. …“13

Die daraufhin eingeführte Regelung 
galt bis 10.5.2019 (über 30 Jahre) unver-
ändert als § 74 SGB V14 und nun, infol-
ge der Erweiterung um zwei Sätze, gilt 
sie weiter als § 74 S. 1 SGB V. Die neu-
en Sätze 2 und 3 sind 2019 durch das 
Terminservice- und Versorgungsge-
setz (TSVG)15 ergänzt worden und lau-
ten wie folgt: „Spätestens ab einer Dau-
er der Arbeitsunfähigkeit von sechs Wo-
chen hat die ärztliche Feststellung nach 
Satz 1 regelmäßig mit der Bescheinigung 

Beim Bundessozialgericht sind zwei Revisionsverfahren (Aktenzeichen B 1 KR 4/23 R und B 1 KR 7/23 R) 
anhängig, in denen Versicherte gegen ihre gesetzliche Krankenkasse auf Fahrkosten während einer Stufen-
weisen Wiedereingliederung klagen. Das Landessozialgericht Sachsen1 sieht entgegen bisheriger Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts eine Stufenweise Wiedereingliederung nicht als Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation. Nachfolgend wird ein Überblick über die bisherigen sozialgerichtlichen Entscheidungen in 
erster und zweiter Instanz gegeben und zugleich dargelegt, warum die Abweichung des Landessozialgerichts 
von der BSG-Rechtsprechung unrechtmäßig ist.
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über die Arbeitsunfähigkeit zu erfol-
gen. Der Gemeinsame Bundesausschuss 
legt in seinen Richtlinien nach § 92 bis 
zum 30. November 2019 das Verfahren 
zur regelmäßigen Feststellung über eine 
stufenweise Wiedereingliederung nach 
Satz 2 fest.“16 

Erhebliche Aufwertung erfuhr die 
StW 2001 mit Einführung des SGB IX. 
Mit einer dem § 74 SGB V vergleichba-
ren Regelung im damaligen § 28 SGB IX 
wurde für alle Träger medizinischer Re-
habilitation klargestellt, dass die bis-
her ausdrücklich nur für die gesetzli-
che Krankenversicherung vorgesehene 
Möglichkeit der StW „auch für andere 
Bereiche der medizinischen Rehabili-
tation Bedeutung hat“.17 Seitdem ist die 
StW für alle Rehabilitationsträger (§ 6 
SGB IX) verbindlich als Teil der me-
dizinischen Rehabilitation normiert.18 
In der GUV gab es als Pendant zuvor 
auch schon die Leistungen zur Belas-
tungserprobung und Arbeitstherapie.19 
2004 bedurfte es wegen zwischenzeit-
licher Auslegungsstreitigkeiten einer 
Ergänzung in § 51 Abs. 5 SGB IX (jetzt 
§ 71 Abs. 5 SGB IX), womit klargestellt 
wurde, dass entsprechend den Vorga-
ben des § 28 (a.F.) neben den gesetzli-
chen Krankenkassen alle weiteren Trä-
ger der Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation durch ihre Leistungen 
die Möglichkeiten der StW unterstüt-
zen sollen.20 Im Rahmen der BTHG-Re-
form ist § 28 a.F. dann zu § 44 SGB IX 
n.F. verschoben und sprachlich mini-
mal modifiziert worden.21

Im Wortlaut unterscheiden sich beide 
Bestimmungen. Während § 74 SGB V 
Anforderung an den Vertragsarzt for-
muliert, fordert § 44 SGB IX die um-
fassende und trägerübergreifend orga-
nisierte Integration Arbeitsunfähiger 
an ihrem bisherigen Arbeitsplatz. Im 
Telos stimmen beide überein. Ob und 
ggf. welche unterschiedlichen Wirkun-
gen sich aus den unterschiedlichen Nor-
men für die sozialrechtliche Ausgestal-
tung einer StW für die einzelnen Be-
schäftigten je nach Trägerzuständigkeit 
ergeben, wird diskutiert22 und ein zent-
raler Schwerpunkt der anstehenden Re-
visionsentscheidungen sein.

3. Untergesetzliche Ausgestaltung

Zur StW finden sich, wie allgemein in 
den verschiedenen Bereichen des Sozial- 
und des Teilhaberechtes üblich, auf un-
tergesetzlicher Ebene zahlreiche Quel-
len, die zur Konkretisierung des Inst-
ruments beitragen sollen und können. 

Als wichtige untergesetzliche Quel-
len zu nennen sind hier die Arbeitsun-
fähigkeits-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses (AU-RL des G-BA), 
jüngst geändert infolge des o.g. gesetzli-
chen Auftrages gem. § 74 S. 3 SGB V23, 
die Arbeitshilfe „Stufenweise Wieder-
eingliederung in den Arbeitsprozess“ 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Re-
habilitation (BAR)24 oder die Gemein-
same Empfehlung „Prävention nach § 3 
SGB IX“ der BAR25 sowie die „Gemein-
samen Rechtlichen Anweisungen“ der 
Deutschen Rentenversicherung.26 In 
diesen untergesetzlichen Quellen wer-
den Fahrkosten vereinzelt angespro-
chen. So erwähnt die Arbeitshilfe der 
BAR im Bereich der Gesetzlichen Un-
fallversicherung (GUV) Fahrkosten ex-
plizit als denkbare Leistung.27 Die Ge-
setzliche Rentenversicherung (GRV) hat 
ihre Anweisungen aktualisiert und er-
klärt, dass Fahrkosten als Ermessens-
leistung im Falle einer außergewöhn-
lichen finanziellen Belastung erstattet 
werden können, wenn ansonsten die 
StW gefährdet ist, und führt dazu Er-
messenskriterien an.28 

Nicht nur diese konkreten Hinwei-
se zu Fahrkosten bei StW fließen in die 
rechtliche Argumentation ein. Die un-
tergesetzlichen Regelwerke werden auch 
für die nähere Bestimmung der rele-
vanten abstrakten Rechtsbegriffe, wie 
medizinische Rehabilitation, Leistung, 
Maßnahmen usw., herangezogen. Auf 
sie ist also zurückzukommen. Und im 
Rahmen dessen wird sich dann auch – 
und nicht zum ersten Mal29 – die Frage 
nach der Verbindlichkeit dieser unterge-
setzlichen Regelwerke stellen. Grob ge-
sagt hängt die Verbindlichkeit unterge-
setzlicher Regelungen u.a. von der Legi-
timation durch den Gesetzgeber30 und 
zudem von deren Vereinbarkeit mit hö-
herrangigem Recht ab.31

4. Lebensunterhaltungssicherung 
bei StW

Während der StW ist die Person wei-
terhin arbeitsunfähig, hat also wegen 
der ruhenden Hauptleistungspflichten 
aus dem Arbeitsvertrag nach Ablauf der 
6wöchigen Entgeltfortzahlung regelmä-
ßig keinen Lohnanspruch. Der Lebens-
unterhalt wird – je nach zuständigem 
Träger – durch Krankengeld, Verletz-
tengeld oder Übergangsgeld gesichert. 
Diese Entgeltersatzleistungen betra-
gen allerdings nur 70 bzw. 80 Prozent 
des erzielten regelmäßigen Arbeitsent-
gelts, vgl. § 47 SGB V, § 47 SGB VII, § 66 
SGB IX, sodass die Fahrkosten zum Ar-
beitsplatz den Versicherten im Verhält-
nis deutlich mehr als im regulären Be-
rufsalltag belasten.32

Die daher für viele Langzeiterkrank-
te wichtige Frage etwaiger Fahrkosten-
entlastung wird in der sozialgericht-
lichen Rechtsprechung uneinheitlich 
beurteilt. Inzwischen sind eine Reihe 
divergierender erst- als auch zweitin-
stanzlicher Entscheidungen ergangen; 
nicht selten haben sich Berufungsver-
fahren vor einer Entscheidung infolge 
Rücknahme durch die Sozialleistungs-
träger erledigt,33 was die Vereinheitli-
chung der Rechtsanwendung verzögert 
hat. Mit zwei aktuell beim Bundesso-
zialgericht (BSG) anhängigen Verfah-
ren34 besteht nun Aussicht auf Verein-
heitlichung.

III. EIN ÜBERBLICK ÜBER DIE 
BISHERIGEN ENTSCHEIDUNGEN 
ZUR FAHRKOSTENERSTATTUNG

1. Typischer Sachverhalt

Den sozialgerichtlichen Entscheidun-
gen liegen meist ähnliche Sachverhal-
te zugrunde. Die klägerische Partei 
(d. Kl.) ist Pflichtmitglied der Beklag-
ten, je nach Fallgestaltung Renten- oder 
Krankenkasse. Nach längerer krank-
heitsbedingter Arbeitsunfähigkeit er-
folgt mit Zustimmung des Arbeitge-
bers eine mehrwöchige StW unter lau-
fender Gewährung von Krankengeld 
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(durch die beklagte Krankenkasse) bzw. 
Übergangsgeld (durch den beklagten 
Rentenversicherungsträger). D. Kl. legt 
den Arbeitsweg während der StW mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln oder dem 
eigenen Pkw zurück. Je nach Wegstre-
cke und Dauer der StW können sich 
Fahrkosten über mehrere hundert Euro 
aufsummieren. Fälle, in denen Arbeit-
geber Zuschüsse leisten, lassen sich aus 
den dokumentierten sozialgerichtlichen 
Verfahren nicht ersehen. Nach abgewie-
senen Erstattungsanträgen und erfolglo-
sen Widersprüchen müssen die Betrof-
fenen neben den krankheitsbedingten 
Belastungen auch noch die Anstren-
gungen des individuellen Gerichtsver-
fahrens auf sich nehmen.

2. Die sozialgerichtliche Recht-
sprechung in erster und zweiter 
Instanz

Die veröffentlichten Entscheidungen der 
ersten und zweiten Instanzen betreffen 
Klagen sowohl mit Leistungsbegehren 
im Bereich der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) als auch zum Recht 
der Gesetzlichen Rentenversicherung 
(GRV). Und auch insoweit sind die Er-
gebnisse der Judikate unterschiedlich. 
Es finden sich erfolgreiche Klagen und 
auch versagte Begehren jeweils zu bei-
den Rechtskreisen, siehe folgender Über-
blick (sowie Tabelle auf S. 28/29).

a. Anspruch verneint
aa) In der Zuständigkeit der Kranken-
versicherung
In Entscheidungen zum Anspruch aus 
dem Leistungsrecht der GKV, dem 
SGB V, sprachen sich folgende Gerich-
te gegen einen Anspruch auf Fahrkos-
tenerstattung aus:
• LSG Thüringen, 01.08.2013, L 6 KR 

299/13 NZB35; zuvor ebenso SG Mei-
ningen, 9.10.2012, S 16 KR 61/1136

• SG Leipzig, 09.03.2022, S 22 KR 
570/2137 

• LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 
365/2038; zuvor anders SG Dresden, 
17.06.2020, S 18 KR 967/1939

• LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 
340/2140; zuvor ebenso SG Leipzig, 

08.09.2021, S 22 KR 100/2141 sowie
• jüngst SG Koblenz, 24.04.2023, S 11 

KR 418/2142

bb) In der Zuständigkeit der Rentenver-
sicherung
Gegen einen Anspruch auf Grundla-
ge des Leistungsrechts der GRV, dem 
SGB VI, entschieden:
• SG Kassel, 20.05.2014, S 9 R 19/1343

• SG Chemnitz, 18.05.2020, S 36 KR 
717/1944; anders später LSG Sachsen, 
14.10.2022, L 1 KR 320/2045

b. Anspruch bejaht
aa) In der Zuständigkeit der Kranken-
versicherung
In folgenden Entscheidungen wurde 
für einen Anspruch auf Fahrkosten-
erstattung aus dem Leistungsrecht der 
GKV erkannt:
• SG Düsseldorf, 12.09.2016, S 9 KR 

632/1546

• SG Kiel, 04.11.2016, S 3 KR 201/1547

• SG Dresden, 17.06.2020, S 18 KR 
967/1948; anders nachgehend LSG 
Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/2049

• LSG Mecklenburg-Vorpommern, 
28.05.2020, L 6 KR 100/1550

bb) In der Zuständigkeit der Rentenver-
sicherung
Und ebenso einen Anspruch aus dem 
Leistungsrecht der GRV zuerkannt wur-
de durch: 
• SG Neuruppin, 26.01.2017, S 22 R 

127/1451

• SG Berlin, 29.11.2018, S 4 R 1970/1852

IV. VERTIEFENDE BETRACH­
TUNG WESENTLICHER ARGU­
MENTE

1. StW – eine eigenständige Leis-
tung zur medizinischen Rehabili-
tation

a. Anspruchsgrundlagen für Fahrkos-
tenerstattung durch GRV oder GKV
Aus der Bestimmung der Anspruchs-
grundlage ist der Streit um die Einord-
nung der StW entstanden. Soweit Fahr-
kosten bei StW zugesprochen worden 

sind, erfolgte dies entweder auf der Ba-
sis von Anspruchsgrundlagen unmit-
telbar aus dem SGB IX,53 nach heuti-
gem Stand §§ 64 Abs. 1 Nr. 5, 73 Abs. 1 
SGB IX54, oder aufgrund von Normen 
des konkreten Leistungsgesetzes in Ver-
bindung mit dem SGB IX.55

Die gegenteilige Sicht, aktuell56 haupt-
sächlich angeführt von der jüngsten 
Rechtsprechung des 1. Senats des Lan-
dessozialgerichts Sachsen, verneint 
demgegenüber sowohl im Zuständig-
keitsbereich der GKV als auch im Zu-
ständigkeitsbereich der GRV eine An-
spruchsnorm, die ein Recht auf Fahr-
kosten während einer StW begründen 
könne.57 Dafür fehle es mit der StW 
an einer Leistung zur medizinischen 
Reha. Vielmehr komme es sowohl für 
§ 60 Abs. 5 SGB V als auch für §§ 9, 28 
Abs. 1 SGB VI i.V.m. §§ 64 Abs. 1 Nr. 5, 
73 Abs. 1 SGB IX darauf an, dass der 
Rehabilitationsträger selbst eine Leis-
tung zur medizinischen Rehabilitation 
in Gestalt einer ambulanten oder sta-
tionären Maßnahme durch einen an-
erkannten Leistungserbringer gewäh-
re. Das sei bei einer StW nicht der Fall, 
denn hierbei handele es sich nicht um 
eine eigenständige Leistung der GKV 
oder der GRV zur med. Reha, sondern 
lediglich um eine Maßnahme des Ar-
beitgebers mit rehabilitativer Zielrich-
tung.58 Der Arbeitgeber leiste bei einer 
StW nicht für die GKV bzw. GRV.59 Al-
lenfalls dann, wenn eine StW in Verbin-
dung mit einer stationären oder ambu-
lanten Rehabilitation eines Leistungs-
erbringers erfolge, sei die erforderliche 
Hauptleistung des Rehabilitationsträ-
gers gegeben, zu der dann die akzesso-
rische Nebenleistung (Fahrkosten) be-
ansprucht werden könne.60

In der Diskussion stellt sich die zen-
trale Frage, ob die StW eine Leistung 
zur medizinischen Rehabilitation i.S.d. 
§ 60 Abs. 5 SGB V oder § 73 Abs. 1 S. 1 
SGB IX ist, so dass Kranken- bzw. Ren-
tenversicherungsträger ihren Versicher-
ten Fahr- bzw. Reisekosten erstatten 
müssen. Im Kern wird dabei gestritten, 
ob es sich im Zuständigkeitsbereich von 
GRV und GKV61 bei der StW um eine 
eigenständige Leistung zur medizini-
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schen Rehabilitation (med. Reha) han-
delt. Dieser Streit ist dann besonders re-
levant, wenn der StW keine stationäre 
oder ambulante med. Reha eines Leis-
tungserbringers vorausgeht.62 Den bei-
den anhängigen Revisionen liegen ge-
nau diese Fallkonstellationen zugrun-
de, in denen die beantragte StW nicht 
an eine stationär oder ambulant von 
einer Klinik erbrachte med. Reha an-
schließt.63 Für die StW verlangen we-
der § 74 SGB V noch § 44 SGB IX, dass 
zuvor eine medizinische Rehabilitati-
onsmaßnahme bei einem Leistungser-
bringer beansprucht worden ist. Aber 
auch über den Anspruch auf Fahrkos-
ten besagen diese beiden Kernnormen 
an sich nichts. Sie begründen an sich 
aber auch keinen Anspruch auf Fahr-
kosten während der StW.

aa) Systematik – herrschende Meinung: 
StW als eigenständige Leistung zur me-
dizinischen Rehabilitation
Die ganz überwiegende Auffassung in 
Rechtsprechung und Wissenschaft geht 
davon aus, dass die StW eine eigenstän-
dige Leistung zur medizinischen Reha-
bilitation darstellt. Darauf ist auch im 
aktuellen Diskurs bereits mehrfach ver-
wiesen worden.64 Ein Blick in die BSG-
Rechtsprechung zeigt, dass die höchst-
richterliche Rechtsprechung bei der StW 
sehr klar von einer eigenständigen Leis-
tung zur medizinischen Rehabilitation 
ausgeht. So heißt es schon in einer der 
ersten Entscheidungen im Rahmen des 
Zuständigkeitskonflikts zwischen Kran-
kenkassen und Rentenversicherungsträ-
gern über die unterhaltssichernden Leis-
tungen bei StW wie folgt: „Die stufen-
weise Wiedereingliederung zählt zum 
Katalog der medizinischen Reha-Leis-
tungen, die vom Rentenversicherungs-
träger zu erbringen sind.“65 „Allerdings 
sind nach dem SGB IX für die stufenwei-
se Wiedereingliederung als einer Leis-
tung zur medizinischen Reha weiter-
hin auch die gesetzlichen Krankenkas-
sen zuständig.“66 „Der Umstand, dass 
im Recht der gesetzlichen Krankenver-
sicherung mit § 74 SGB V weiterhin eine 
ausdrückliche Regelung zur stufenwei-
sen Wiedereingliederung enthalten ist, 

während sich im SGB VI keine entspre-
chende Vorschrift findet, begründet kei-
nen solchen Vorrang für die gesetzliche 
Krankenkasse. Andernfalls würde die 
Regelung des § 15 Abs. 1 SGB VI iVm 
§ 28 SGB IX unterlaufen, wonach die 
stufenweise Wiedereingliederung je-
denfalls generell auch zum Leistungs-
katalog der von den Rentenversiche-
rungsträgern zu gewährenden medizi-
nischen Reha zählt. Außerdem ist § 74 
SGB V weder inhaltlich noch nach sei-
ner systematischen Stellung im Kapitel 
über die Beziehungen der Krankenkas-
sen zu den Leistungserbringern eine Zu-
ständigkeitsregel, sondern in erster Linie 
eine Bestimmung über den Inhalt der im 
Rahmen der stufenweisen Wiedereinglie-
derung erforderlichen speziellen Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung und über die 
damit zusammenhängenden Befugnis-
se und Pflichten der beteiligten Perso-
nen und Institutionen.“67 Und deutlich 
wird der 5. BSG-Senat in Rn. 24: „Die 
Beklagte möchte dieser Vorschrift [§ 51 
Abs. 5 SGB IX] entnehmen, dass jeden-
falls bis zur Einfügung […] Übergangsgeld 
nur dann habe gezahlt werden können, 
wenn neben der stufenweisen Wieder-
eingliederung eine medizinische Reha-
Leistung als "Hauptleistung" gewährt 
worden sei, etwa in Form einer ambu-
lanten medizinischen Reha oder einer 
Anschlussheilbehandlung […]. Mit die-
ser Argumentation setzt sich die Beklag-
te jedoch in Widerspruch zum Anliegen 
des SGB IX, die stufenweise Wiederein-
gliederung nunmehr ausdrücklich als 
eine auch von der Rentenversicherung 
zu erbringende Leistung der medizini-
schen Reha einzuführen; Anhaltspunk-
te dafür, dass der Anspruch auf Über-
gangsgeld während der stufenweisen 
Wiedereingliederung die gleichzeiti-
ge Gewährung einer (Haupt-)Leistung 
voraussetzt, lässt sich dem SGB IX an 
keiner Stelle entnehmen.“68

bb) Auseinandersetzung mit den Ge-
genargumenten des LSG Sachsen und 
SG Koblenz
Der 1. Senat des LSG Sachsen und ihm 
folgend auch das SG Koblenz weichen 
mit ihrer Position, eine isolierte StW 

sei nicht Bestandteil der med. Reha,69 
offensichtlich von der zitierten stän-
digen BSG-Rechtsprechung ab. Beide 
Gerichte haben die Revision allerdings 
wegen grundsätzlicher Bedeutung zu-
gelassen, gem. § 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG 
bzw. § 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG.70 Ein An-
haltspunkt für eine Änderung der stän-
digen Rechtsprechung des BSG wird al-
lerdings auch in der Literatur nicht ge-
sehen. Angesichts der sehr deutlichen 
und zudem von zahlreichen anderen 
Sozialgerichten aufgegriffenen bisheri-
gen höchstrichterlichen Rechtsprechung 
bedürfte es besonders tragfähiger Ge-
genargumente. Diese finden sich aller-
dings nicht. Vielmehr wird im Folgen-
den dargelegt, dass die vom LSG Sach-
sen und im Anschluss daran vom SG 
Koblenz vertretene Position einen ganz 
erheblichen Rückfall hinter die erreich-
te Öffnung des Arbeitsmarktes und des 
Rechtes für präventive Lösungen bedeu-
ten würde und dass die von beiden Ge-
richten aufgestellten Postulate der gel-
tenden Rechtslage widersprechen. Beide 
Gerichte haben aktuelle Gesetzesände-
rungen unberücksichtigt gelassen. In 
den konkreten Revisionsverfahren lie-
gen das Hauptaugenmerk und die Ar-
gumente der Berufungsentscheidung 
materiell auf dem Leistungsrecht der 
GKV. Die Abhandlung setzt sich nun in 
erster Linie mit den gerichtlichen Ent-
scheidungsgründen der Berufungsins-
tanz und damit mit den Argumenten 
gegen die bisherige höchstrichterliche 
Rechtsprechung kritisch auseinander.71

(1) Systematik des SGB V

Obwohl sich die höchstrichterliche 
Rechtsprechung bereits intensiv mit 
systematischen Argumenten befasst hat, 
wird erneut die Systematik angeführt. 
Gegen das Vorliegen einer Leistung der 
med. Reha spreche die abschließende 
Regelung der Leistungen der Kranken-
kasse zur med. Reha in den §§ 40 bis 43 
SGB V. Anders als etwa die Belastungs-
erprobung (§ 42 SGB V) sei die StW nur 
außerhalb des Leistungskapitels in § 74 
SGB V geregelt.72 Außerdem gelte im 
Recht der GKV ein engerer Begriff der 
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Leistung zur med. Reha als im SGB IX, 
welches in diesem Fall nicht maßgeblich 
sei. Der Begriff bestimme sich nach § 40 
SGB V.73 Im SGB V unterfiele die StW 
nicht den Leistungen zur med. Reha, 
da sie nicht im Leistungsrecht, sondern 
mit § 74 SGB V im Vertragsarztrecht ge-
regelt ist und dort lediglich besondere 
Prüfungs- und Feststellungspflichten 
des Vertragsarztes normiere.74

Diese Einwände lassen keine Argu-
mente erkennen, die nicht schon im 
Zuge der oben benannten Diskussion 
nach Einführung des SGB IX im Zustän-
digkeitsstreit zwischen GKV und GRV 
von der höchstrichterlichen Rechtspre-
chung behandelt worden sind.75

(a) Leistungsnorm im Gewande des 
Leistungserbringungsrechts
Die Platzierung der Regelung zur StW 
bei deren Einführung 1988 in § 74 SGB V 
und damit im Kapitel über die Bezie-
hungen zu ärztlichen Leistungserbrin-
gern statt im Leistungsrecht der GKV 
ist bereits intensiv ausdiskutiert wor-
den.76 Die Verortung der Regelung im 
Leistungserbringungsrecht begrenzt 
den Leistungsanspruch nicht, sondern 
konkretisiert ihn durch § 74 SGB V. Der 
Regelungsort ist, aber wiederum auch 
nur bedingt Hinweis auf die materielle 
Reichweite einer Regelung.77 Es finden 
sich mehrere Gründe für einen Leis-
tungsanspruch trotz Verankerung im 
Leistungserbringungsrecht.

Das Leistungserbringungsrecht des 
SGB V selbst geht – ungeachtet der Kri-
tik hiergegen – vom grundsätzlichen 
Verordnungsvorbehalt für die Leistun-
gen zur med. Reha im SGB V aus, vgl. § 
73 Abs. 2 Nr. 5 SGB V, wonach die ver-
tragsärztliche Versorgung die Verordnung 
von Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation umfasst. Der G-BA ist gem. § 
92 Abs. 1 S. 2 Nr. 8 SGB V ermächtigt, 
Richtlinien zur Verordnung von im Ein-
zelfall gebotenen Leistungen zur med. 
Reha und die Beratung über Leistun-
gen zur med. Reha zu regeln. Diesem 
Auftrag ist der G-BA mit der „Richtli-
nie über Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation (Rehabilitations-RL)“78 
gefolgt. In Übereinstimmung mit den 

gesetzlichen Vorgaben ordnet der G-BA 
im Rahmen seiner Befugnis zur Norm-
konkretisierung die StW ausdrücklich 
den Leistungen zur med. Reha zu. Das 
zeigt sich daran, dass die Rehabilitati-
ons-RL die Verordnung von StW aus-
drücklich aus ihrem Geltungsbereich 
ausnimmt und dazu auf die speziellere 
Arbeitsunfähigkeits-RL verweist.79 Die-
se Verweisungsregelung in der Rehabili-
tations-RL wäre sinnentleert, würde die 
StW schon per se nicht zum Leistungs-
spektrum der med. Reha zählen. Die G-
BA-Richtlinien sind zudem Teil des Sys-
tems des Leistungsrechts des SGB V.80 
Die GB-A-Richtlinien sind gem. § 92 
Abs. 8 SGB V Bestandteil der Bundes-
mantelverträge und konkretisieren da-
mit den Leistungsanspruch der Versi-
cherten.81 Die strukturelle Einbindung 
der StW in diese Systematik zeigt, dass 
die StW eine echte Leistung auch im 
Sinne der Systematik des SGB V ist. In 
der Rechtsprechung hat sich bereits seit 
der sog. Methadon-Entscheidung82 die 
Auffassung durchgesetzt, dass – wegen 
der engen Verzahnung von Leistungs- 
und Leistungserbringungsrecht – sich 
die Verbindlichkeit der vom G-BA bzw. 
seinen Vorläufern festgelegten abrech-
nungsfähigen Leistungen auf die Leis-
tungsansprüche der Versicherten er-
strecken müsse. Es ist daher heute nicht 
mehr streitig, dass das vierte Kapitel des 
SGB V (Beziehungen der Krankenkassen 
zu den Leistungserbringern) auch leis-
tungsrechtlich bedeutsame Vorschriften 
enthält, mit denen das „Ob“ einer me-
dizinischen Leistung festgelegt wird.83 

(b) Gefestigter Leitbildwechsel – StW 
auch im SGB V rehabilitative Gesund-
heitsleistung
Die gegenteilige Argumentation lässt 
vor allem die Rechtsentwicklungen im 
SGB V und im SGB IX außen vor. Seit 
der Einführung des SGB IX ist auch das 
Leistungsrecht des SGB V in Überein-
stimmung mit dem SGB IX anzuwen-
den. Zwar gelten gem. § 7 Abs. 1 S. 1 
SGB IX die Vorschriften im Teil 1 des 
SGB IX und damit § 44 SGB IX nur, so-
weit sich aus dem SGB V nichts Abwei-
chendes ergibt. Und die Zuständigkeit 

und die Voraussetzungen für die Leis-
tungen zur Teilhabe richten sich gem. 
§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB IX für die GKV nach 
dem SGB V. Allerdings ergibt sich aus 
§ 74 SGB V ausdrücklich die Zustän-
digkeit der GKV für die StW und zu-
dem auch deren Voraussetzungen. Dem 
SGB V und insbesondere § 74 SGB V 
kann daher gerade nichts Abweichen-
des entnommen werden. Die Einfüh-
rung der StW für alle Träger med. Reha 
als Leistung durch das SGB IX bestätigt, 
dass § 74 SGB V die Ausgestaltung ei-
nes Anspruchs auf Leistung zur med. 
Reha konkretisiert und nicht limitiert.84 

Auf dieser Linie liegen auch alle wei-
teren Änderungen sowohl im SGB V 
als auch im SGB IX. Das sind in der 
historischen Reihenfolge die Änderun-
gen durch das GKV-Versorgungsstär-
kungsgesetz85, die Änderungen durch 
das BTHG86 und die Änderungen durch 
das TSVG87. Im Lichte dieser, im Fol-
genden näher skizzierten Gesetzesän-
derung, bestätigt sich, dass es sich bei 
der StW um eine echte Leistung gera-
de auch in der Zuständigkeit der GKV 
handelt.

(aa) Unterstützendes Fallmanagement 
gem. § 44 Abs. 4 SGB V
Die Krankenkassen sind seit 2015 gem. 
§ 44 Abs. 4 SGB V zum unterstützen-
den Fallmanagement zugunsten von 
langzeiterkrankten Versicherten ver-
pflichtet.88 Der Gesetzgeber will dem 
erheblichen Beratungs- und Unter-
stützungsbedarf und den besonderen 
Schwierigkeiten von Langzeiterkrankten 
bei der Überwindung der Arbeitsunfä-
higkeit mit einem besonderen Anspruch 
gegenüber den Krankenkassen auf in-
dividuelle Beratung und Hilfestellung 
durch die Krankenkassen entsprechen. 
Dazu sollen die Krankenkassen quali-
fizierte Mitarbeiter einsetzen, die den 
individuellen Bedarf der Versicherten 
feststellen und passgenaue Leistungen 
zur Überwindung der Krankheit und 
ihrer Folgen im Einzelfall zusammenzu-
stellen und sichern. Dazu begleitet die 
Krankenkasse insbesondere durch die 
Suche nach geeigneten ortsnahen Leis-
tungserbringern, die entsprechenden 
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Kontaktvermittlungen und die Suche 
nach Maßnahmen „zur Erleichterung 
des vollen oder stufenweisen Wieder-
einstiegs in das Berufsleben“.89 Absatz 
4 normiert einen Rechtsanspruch der 
Versicherten auf Beratung und Hilfe-
stellung durch die Krankenkassen mit 
dem Ziel, Leistungen und unterstüt-
zende Angebote zu erhalten, die zur 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit 
erforderlich sind.90 Sowohl die Geset-
zesbegründung als auch die Regelung 
im Zusammenhang mit dem Kran-
kengeldanspruch belegt, dass es sich 
bei den Unterstützungsleistungen zur 
StW um eine unmittelbare Leistung der 
GKV handelt. 

(bb) Folgen des TSVG: Feststellungen 
zur StW obligatorisch 
Verstärkt wird die h.M. durch die Re-
gelungen infolge des TSVG, wonach 
die behandelnden Vertragsärzte ver-
pflichtet sind, ab einer Dauer von 6 Wo-
chen bescheinigter Arbeitsunfähigkeit 
auch die Voraussetzungen einer StW 
zu prüfen. Damit will der Gesetzgeber 
die Option für Versicherte auf eine StW 
stärken. Wie schon 2015 sieht der Ge-
setzgeber die Schwierigkeiten von Lang-
zeiterkrankten, ihre berufliche Tätigkeit 
wieder aufzunehmen und beruflich wie-
der Fuß zu fassen. Er betont erneut die 
Vorteile der StW und sieht gleichwohl, 
dass es derzeit weder konkrete Struk-
turen noch Prozesse gibt, die eine sys-
tematische Prüfung der Option einer 
StW gewährleisten. Statt zufälliger In-
anspruchnahme setzt der Gesetzgeber 
auf die Gewähr, dass für alle potentiell 
in Frage kommenden Versicherten die 
Empfehlung nach 6 Wochen Arbeits-
unfähigkeit auch wirklich geprüft wird, 
damit diese Versicherten auch tatsäch-
lich von der StW profitieren können.91 
Diese Aufwertung der StW durch den 
Gesetzgeber entkräftet die Infragestel-
lung des Leistungscharakters der StW 
als medizinische Rehabilitation. 

(cc) BTHG: Sicherung der Erwerbsfä-
higkeit
Bei der Reform des SGB IX durch das 
BTHG92 zum Januar 2018 legte der Ge-

setzgeber u.a. großen Wert darauf, die 
Verantwortung der Rehabilitationsträ-
ger für den Erhalt der Beschäftigung 
und die Erwerbsfähigkeit nachhaltig93 
zu stärken und damit der bei Langzeit-
erkrankung drohenden sozialen Ab-
wärtsspierale entgegenzuwirken. Der 
demografische Wandel (Alterung von 
Bevölkerung und Belegschaften) sowie 
das angehobene Renteneintrittsalter ei-
nerseits und die gewachsene Zahl von 
Erwerbsminderungsrenten anderer-
seits verlangen neben Primär- und Se-
kundärprävention vor allem auch im 
Bereich der Tertiärprävention sowie 
Rehabilitation deutlich stärkere An-
strengungen, Menschen erwerbsfähig 
und im Beschäftigungsverhältnis zu 
halten; der Gesetzgeber hat dazu die 
Sozialleistungsträger, allen voran die 
Rehabilitationsträger, noch deutlicher 
adressiert, um Langzeiterkrankungen 
und damit drohenden Behinderungen 
vorzubeugen. Dazu wurden vor allem 
Prüf- und Hinwirkungs- sowie Un-
terstützungspflichten der Rehabilitati-
onsträger für Wiedereingliederungs-
prozesse noch deutlicher im Gesetz 
verankert (zuvor schon § 22 SGB IX 
i.d.F. bis 31.12.2017), vgl. jetzt §§ 3, 10 
SGB IX. Danach sind die Rehabilita-
tionsträger verpflichtet, die betriebli-
chen Akteure zur Wiedereingliederung 
langzeiterkrankter Beschäftigter früh-
zeitig und umfassend zu beraten und 
zu unterstützen.94

(dd) Zwischenfazit
Es liegt im Einklang mit diesen Ent-
wicklungen, die StW als Leistung der 
medizinischen Rehabilitation und als 
einen wichtigen Baustein im gesetzlich 
gestärkten Konzept von Prävention an-
zusehen. Die gesetzlichen Reformen ver-
deutlichen zugleich, dass es mehr und 
mehr auf die Vernetzung aller beteiligter 
Akteure ankommt und dass die Koor-
dinierung dieser notwendigen Leistun-
gen im Netzwerk ein wichtiges Hand-
lungsfeld der Leistungsträger und vor al-
lem der Rehabilitationsträger ist [Anm. 
der Redaktion: vgl. dazu auch den Auf-
satz von Kohte und Kaufmann in die-
sem Heft, S. 5].

(2) Medizinischer Gehalt einer StW

Das LSG Sachsen und das SG Kob-
lenz stützen ihre Position desweiteren 
auf den vermeintlich fehlenden medi-
zinischen bzw. ärztlichen Gehalt ei-
ner StW. Anders als die Belastungser-
probung, die auf einem ärztlichen Be-
handlungsplan beruhe und deshalb 
„medizinisch“95 sei, bedürfe es des-
sen für die StW nicht.96 Die StW setze 
bereits die ärztliche Feststellung über 
die fortbestehende Arbeitsunfähigkeit 
bei gleichzeitiger eingeschränkter Be-
lastbarkeit voraus, komme dann aber 
allein durch Einvernehmen zwischen 
Arbeitgeber und Versichertem in dem 
ärztlich empfohlenen Rahmen zustan-
de. Die Krankenkasse gewähre dabei 
neben der sozialen Absicherung durch 
Krankengeld gerade keine eigene Leis-
tung,97 die StW erfolge ohne ärztliche 
Aufsicht98 und würde von der Kranken-
kasse nicht selbst erbracht, sondern nur 
unterstützt.99 Diese Aussagen zählen zu 
den tragenden Gründen der ablehnen-
den Entscheidungen. Sie stehen in dia-
metralem Widerspruch zur Rechtslage. 

Das BSG hat in der oben referierten 
Rechtsprechung zutreffend herausge-
stellt, dass die StW eine Leistung zur 
medizinischen Rehabilitation darstellt.100 

Ohne vorangegangene ärztliche Unter-
suchung darf keine StW erfolgen, vgl. 
§ 7 AU-RL. Maßgeblich für den Ablauf 
der Wiedereingliederung ist der ärzt-
lich aufgestellte, auf den Einzelfall abge-
stimmte Stufenplan.101 In der arbeitsge-
richtlichen Rechtsprechung nimmt der 
ärztliche Stufenplan eine wichtige Steu-
erungsfunktion ein. Ohne einen aktu-
ell fortlaufend überprüften Stufenplan 
ist der Arbeitgeber nicht zur Beschäf-
tigung der noch arbeitsunfähigen Per-
son im Wege der StW verpflichtet und 
kann sie vom Arbeitgeber auch nicht 
verlangen werden.102 Der Vertragsarzt 
ist auch während der StW in regelmä-
ßigen Abständen zu Untersuchungen 
verpflichtet.103 Die hohe Verantwortung 
des Vertragsarztes für die Begleitung 
der StW zeigt sich vor allem auch dann 
eindrücklich, wenn bei sich erheblich 
verschlechterndem individuellen Ge-
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sundheitszustand nicht rasch gehandelt 
wird und schwere bis hin zu tödliche 
Folgen drohen.104 Gesetzlich findet die 
Verantwortung des Vertragsarztes ih-
ren Ausdruck in den §§ 15 Abs. 1 S. 2 
und 74 SGB V. Folglich gibt es selbst-
verständlich eine ärztliche Aufsicht und 
mit den Untersuchungen durch den be-
handelnden Vertragsarzt liegen außer-
dem durch ihn abrechenbare Leistun-
gen vor und zwar sowohl nach dem 
Einheitlichen Ärztlichen Bewertungs-
maßstab (EBM) als auch nach der Ge-
bührenordnung für Ärzte (GOÄ). Die 
Regelungen im EBM sind Bestandteil 
der Bundesmantelverträge und konkre-
tisieren als Regelungen der Leistungs-
erbringung zugleich den Leistungsan-
spruch des Versicherten auf Sachleis-
tungen.105

(3) Form der Leistungserbringung 
bei StW – im Netzwerk eingebette-
te Sachleistungen

(a) Notwendige Leistungen für gelin-
gende StW – echte Komplexleistung
Die Gegner einer leistungsrechtlichen 
Einordnung der StW führen an, die 
StW sei keine Sachleistung des Kran-
ken- oder Rentenversicherungsträgers, 
werde also nicht wie eine Sachleistung 
vom Sozialleistungsträger erbracht; viel-
mehr würden Leistungen/Vergünsti-
gungen Dritter beansprucht.106

Diese Argumentation ist zum einen 
bereits durch bisherige Rechtsprechung 
entkräftet. Es liegt in der Natur der 
StW, dass diese keine leistungsrechtli-
che Maßnahme des Trägers im engeren 
Sinne darstellt, sondern am „Reha-Ort 
Betrieb“ mit Hilfe eines großen Unter-
stützernetzwerkes umgesetzt wird.107 
Die StW ist als ein der ärztlichen Ver-
ordnung folgendes Handlungsmodell 
ausgestaltet, das angesichts mehrglied-
riger Rechtsverhältnisse ein gemeinsa-
mes Zusammenwirken der Beteiligten 
voraussetzt.108 Die StW setzt neben den 
Diensten des Arbeitgebers und anderer 
in der betrieblichen Organisation Tätiger 
(wie Kollegen, Betriebsärzte usw.) Sach-, 
Dienst- und Geldleistungen des zustän-
digen Rehabilitationsträgers, also auch 

der Krankenkasse oder des Rentenver-
sicherungsträgers voraus.109 Das sind in 
allererster Linie die ärztlichen Leistun-
gen zur Feststellung der Arbeitsunfähig-
keit, des Restleistungsvermögens, zur 
Aufstellung des Stufenplans und zur 
fortlaufenden Überwachung der Leis-
tungsfähigkeit und genesungsgerechten 
Durchführung und ggf. Anpassung der 
StW. Hinzu kommen die notwendigen 
Informationen für die versicherte Per-
son selbst, vor allem aber auch die me-
dizinischen, psychologischen und pä-
dagogischen Hilfen i.S.d. § 42 Abs. 3 S. 
2 SGB IX. Dazu zählen u.a. die Infor-
mation und Beratung von Vorgesetz-
ten und Kollegen (§ 42 Abs. 3 S. 2 Nr. 
3 SGB IX).110 Zur Eingliederung sind 
nicht selten auch weitergehende psy-
chosoziale Unterstützungen vor Ort 
im Betrieb erforderlich. Dazu können 
auch Integrationsfachdienste, insbe-
sondere zugunsten von Menschen mit 
seelischer Beeinträchtigung, und auch 
ohne die amtliche Anerkennung einer 
Schwerbehinderung (vgl. § 192 Abs. 4 
SGB IX) eingesetzt und hierzu von den 
Rehabilitationsträgern beauftragt wer-
den. Eine wichtige Unterstützungsfunk-
tion nimmt auch die Selbsthilfe wahr. 
Ein solches Bündel an Maßnahmen 
ist Ausdruck einer personenzentrier-
ten Versorgung. Eine solche Bünde-
lung von Diensten und Unterstützungen 
durch den Leistungsträger selbst, durch 
mit ihm in Vertragsbeziehung stehen-
de Leistungserbringer, aber auch durch 
sonstige Dritte (in diesem Fall Arbeit-
geber, betriebliche Interessenvertretun-
gen, Betriebsärzte und selbst angeleitete 
Kolleginnen und Kollegen) führt nicht 
dazu, dass es sich bei den Sozialleistun-
gen nicht um ein Bündel zur medizini-
schen Rehabilitation handelt.111

Das zeigt auch eine ebenfalls im recht-
lichen Zusammenhang mit der StW er-
gangene andere höchstrichterliche Ent-
scheidung. Das BSG hatte über eine 
StW während des Bezugs von Arbeits-
losengeld zu entscheiden und betont, 
dass auch die betriebliche Durchfüh-
rung der StW, die Gelegenheit gibt, sich 
durch die Verrichtung von Arbeit mit 
wirtschaftlich verwertbaren Ergebnis-

sen zu befähigen und allmählich wie-
der den Anforderungen der Arbeitswelt 
zu entsprechen, nicht zum Verlust des 
Rehabilitationscharakters der StW füh-
re.112 Der Versicherte nimmt vielmehr 
die Gelegenheit wahr, seine Belastbar-
keit zu erproben und seine gesundheit-
lichen Einschränkungen zu überwin-
den.113 Die StW zielt – ebenso wie eine 
stationäre Rehabilitationsleistung – da-
rauf ab, die krankheitsbedingte Gefähr-
dung der Erwerbsfähigkeit zu überwin-
den, damit die Wiederaufnahme der frü-
heren Tätigkeit durch den Versicherten 
erreicht werden kann. Mit ihrem thera-
peutischen Zweck ist sie eine Maßnah-
me der med. Reha.114

Es ließen sich zahlreiche Beispiele 
für solche betriebsnahe Rehabilitations-
maßnahmen anführen, die verschiede-
ne Maßnahmen verschiedener Akteu-
re bündeln und in ihrer Gesamtheit als 
Leistungen zur Teilhabe (eines Trägers 
oder auch trägerübergreifend) die Ein-
gliederung von Menschen mit Beein-
trächtigungen in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt bewirken sollen. Es ist Aus-
druck des Leitbildwechsels von einem 
einrichtungszentrierten zu einem per-
sonenzentrierten Leistungsrecht in der 
Rehabilitation,115 die Leistungen pass-
genau und orientiert an den tatsächli-
chen Bedarfen mit Wirkung in der allen 
Menschen gleichermaßen offenstehen-
den Arbeitswelt zusammenzustellen, wo-
bei den Sozialleistungsträgern und hier 
den Rehabilitationsträgern eine heraus-
ragende Rolle zukommt.116 Rehabilita-
tionseinrichtungen sind dabei ein Teil, 
aber nach heutigem Forschungsstand 
dann wirksamer mit ihren Maßnahmen, 
wenn sie diese so früh wie möglich an 
den Verhältnissen der Arbeitswelt aus-
richten.117 Die Krankenkassen sind wie 
die anderen Rehabilitations- und sons-
tige Sozialleistungsträger darauf ange-
wiesen, dass die Arbeitgeber mit den Be-
trieben und Dienststellen für die Maß-
nahmen der Rehabilitation wie auch der 
sonstigen Prävention (Primär-, Sekun-
där- und Tertiärprävention) kooperie-
ren. Der angesichts der Alterung der 
Gesellschaft, der Chronifizierung von 
Krankheiten und der längeren Lebens-
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arbeitszeit zu erwartende Reha-Versor-
gungsbedarf für die erwerbstätige Bevöl-
kerung wird sich nicht ansatzweise allein 
durch stationäre oder ambulante Ein-
richtungen verwirklichen lassen; auch 
dann nicht, wenn die Einrichtungen 
bestmöglich auf eine medizinisch-be-
rufliche orientierte Reha (mboR) einge-
richtet sind. Es wird unabhängig davon 
in einer beachtlichen Größenordnung 
darauf ankommen, dass Arbeitgeber 
den noch nicht Arbeitsfähigen im Be-
trieb die Gelegenheit zur Wiedereinge-
wöhnung eröffnen. Das bedeutet für die 
Betriebe eine große Herausforderung. 
Das betrifft alle Bereiche des Manage-
ments wie Unfallschutz, Gesundheits-
prävention, Planungssicherheit der Ar-
beitsabläufe und Kommunikationslast 
in der Belegschaft. Diese müssen sie nur 
aufbringen, wenn sie zur Kompensation 
von unverhältnismäßigen Belastungen 
durch Sozialleistungsträger unterstützt 
werden. Diese Unterstützungsleistungen 
sind von den Rehabilitationsträgern, und 
wie § 44 Abs. 4, § 74 SGB V eindrucks-
voll zeigen, gerade auch von den Kran-
kenversicherungsträgern zu leisten.118

(b) StW – Weiterentwicklung des Sozi-
alrechts im kooperativen System
Bedarfslagen werden durch Sozialleis-
tungen der Sozialleistungsträger gedeckt 
und dazu Dritte zur Ausführung ein-
gebunden, wobei es sich bei den Drit-
ten entweder regelmäßig um Diens-
te oder Einrichtungen Dritter handelt 
oder um unentgeltlich helfende Ange-
hörige bzw. andere nahestehende Per-
sonen. Diese Organisationsformen des 
Sozialstaates haben erheblich steuern-
den Einfluss auf die Versorgungsland-
schaft und auch auf die Verfügbarkeit 
von Leistungen, z.B. infolge der Kom-
merzialisierung, aber auch hinsichtlich 
der Subsidiarität.

Allgemein hat sich im Laufe der Jahr-
zehnte eine Struktur zur Gewährleis-
tung von Sozialleistungen durch Leis-
tungserbringer gebildet, die wesentlich 
zur Segregation auch der Arbeitswelt mit 
einer zu stark abgeschotteten Sonder-
arbeitswelt für Menschen mit Behinde-
rung beigetragen hat. Der Zuwachs an 

Frühverrentungen und der Zustrom 
in die WfbM sind noch anhaltend Zei-
chen dafür, dass die Inklusionsbemü-
hungen noch sehr am Anfang stehen.119 
Damit Menschen mit (drohender) Be-
hinderung gar nicht erst vom allgemei-
nen Arbeitsmarkt ausgeschlossen wer-
den, sind die Bedarfe zur Vorbeugung 
oder Überwindung von Teilhabehin-
dernissen bereits in der allgemeinen 
Arbeitswelt zu gewährleisten. Insoweit 
hat sich an den Zielen seit der Einfüh-
rung der StW im Jahr 1988 im SGB V 
nichts geändert. Wie die aktuelle Dis-
kussion zeigt, sind die einzelnen Rechts-
sätze des Sozialrechts unter konsequen-
tem Einschluss wesentlicher Prinzipien 
des Teilhaberechts anzuwenden. Der seit 
Jahrzehnten geltende § 74 SGB V muss 
in Übereinstimmung mit drei zentra-
len Prinzipien des Teilhaberechts120 an-
gewendet werden:

• mit dem Prinzip „ambulant vor sta-
tionär“,

• mit dem Prinzip „Prävention vor Re-
habilitation“ (vor allem im bestehen-
den Beschäftigungsverhältnis) und

• mit dem Prinzip „personzentriert“ 
statt „einrichtungszentriert“. 

Diese drei Prinzipien spielen eine zent-
rale Rolle, um den Anforderungen der 
UN-BRK und den Vorgaben des euro-
päischen wie auch des nationalen An-
tidiskriminierungsrechts gerecht zu 
werden. Deshalb hat der Gesetzgeber 
diese Prinzipien durch Verabschie-
dung des BTHG nochmals deutlich 
gestärkt, ohne dass dazu die einzel-
nen Leistungen oder Maßnahmen des 
Rehabilitationsrechts bzw. der einzel-
nen Leistungsgesetze normativ geän-
dert werden mussten. In der Gesetzes-
begründung ist ausdrücklich von der 
Umsetzungsverantwortung der Reha-
Träger (einschließlich GRV und GKV) 
die Rede.121

Klare Begriffsdefinitionen sind auch 
im Recht der Rehabilitation notwendig. 
Die rechtlichen Ausführungen zeigen 
aber deutlich, dass es sich bei der StW 
um eine Leistung zur medizinischen 
Rehabilitation und nicht um eine bloß 

unselbständige Maßnahme der medizi-
nischen Rehabilitation handelt.

(4) Verantwortung der GKV nur für 
zur Krankheitserkennung und –
behandlung erforderliche Maß-
nahmen und Leistungen?

Das LSG Sachsen meint, die GKV sei 
nur verantwortlich, die zur Krankheits-
erkennung und -behandlung erforder-
lichen Leistungen zu erbringen.122 Hier 
kann auf das Zuvorgesagte verwiesen 
werden. Mit dieser Argumentation lässt 
das LSG Sachsen zahlreiche gesetzliche 
Reformen der jüngeren Vergangenheit 
außer Betracht, die den Krankenkas-
sen wie auch den anderen Rehabilita-
tionsträgern eine wirksame Unterstüt-
zung von Prävention in den Lebenswel-
ten abverlangen.123

(5) Vergleich mit Rechtsprechung 
zu Reha-Sport 

Von denen, die Fahrkosten bei StW ver-
sagen, wird häufig eine Parallele zwi-
schen StW und Rehabilitationssport124 
gezogen. Da es sich bei beiden lediglich 
um eine ergänzende Leistung handele, 
würde es zu Wertungswidersprüchen 
kommen, würden Fahrkosten zur StW 
erstattet, Fahrkosten zum Rehabilita-
tionssport dagegen nicht.125 Auch in-
soweit kann auf die höchstrichterliche 
Rechtsprechung verwiesen werden. Das 
Bundessozialgericht hat judiziert, dass 
im Krankenversicherungsrecht schon 
§ 11 Abs. 2 S. 1 SGB V einerseits zwi-
schen dem Anspruch der versicherten 
Personen auf „Leistungen zur medizi-
nische Rehabilitation“ sowie anderer-
seits auf „andere ergänzende“ Teilha-
beleistungen unterscheidet und Reha-
Sport zu Letzteren gehört,126 während 
die StW zu Ersteren zählt.127

b. Zwischenfazit
Sämtliche methodischen Überlegun-
gen haben gezeigt, dass es sich bei der 
StW um eine eigenständige Leistung zur 
medizinischen Rehabilitation handelt. 
Hieran hat sich auch nach der höchst-
richterlichen Rechtsprechung im Kon-
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text von § 51 Abs. 5 SGB IX a.F. nichts 
geändert. Die jüngere gesetzgeberische 
Linie hat vielmehr verdeutlicht, dass 
die StW ein wichtiges Instrument im 
Verantwortungsbereich der Rehabili-
tationsträger und allen voran im Leis-
tungskatalog der GKV darstellt. Dies 
kann nicht ohne Auswirkungen auf 
die leistungsrechtliche Ausformung der 
StW bleiben, was auch von den wenigen 
Stimmen gesehen wird, die gleichwohl 
einen Fahrkostenanspruch bei StW ab-
lehnen.128 Es wäre inkonsistent, gerade 
im Bereich der GKV eine seit 1988 an-
haltende Linie gesetzgeberischer Maß-
nahmen durch eine restriktive Recht-
sprechung zu unterlaufen. Der Gesetz-
geber hat die Leistungsverantwortung 
der GKV für die StW seit 1988 zu kei-
ner Zeit relativiert, sondern sie vielmehr 
ausdrücklich forciert. Hieran sind die 
Gerichte bei der Rechtsanwendung ge-
bunden, Art. 20 Abs. 3 GG.

2. Vorrang der Leistungsgeset-
ze im Einklang mit dem SGB IX – 
Überformung des Leistungsrechts 
durch Dynamik der Rehabilitation

a. Trotz Vorrang des SGB V kein Aus-
schluss des Anspruchs auf Fahrkosten
Mit dem Vorrang der Leistungsgesetze, 
wie er gem. § 7 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB IX 
zu beachten ist, konnte schon die Ein-
ordnung der StW als Leistung der med. 
Reha nicht widerlegt werden (dazu oben 
unter IV. 1. a.). Mit der Vorrangregelung 
lässt sich auch der Fahrkostenanspruch 
gem. § 60 Abs. 5 SGB V gegenüber der 
GKV nicht verneinen, denn aus dem 
SGB V ergibt sich bezüglich der Rei-
sekosten für die Durchführung einer 
StW keine Abweichung gegenüber dem 
SGB IX. § 60 Abs. 5 S. 1 SGB V nimmt 
hinsichtlich der Leistungen zur medi-
zinischen Rehabilitation vielmehr aus-
drücklich Bezug auf § 73 Abs. 1 und 3 
SGB IX.129

b. Unschärfen in der Begrifflichkeit – 
Auflösung durch Vorrang des 1. Teils 
des SGB IX
Die Diskussion um die Einordnung der 
StW in die Systematik des Leistungs-

rechts und insbesondere unter die Leis-
tungen zur medizinischen Rehabilitati-
on führt letztlich zu einer grundsätzli-
chen Frage, bekannt auch aus anderen 
Diskursen.130 Es geht am Ende um die 
Frage, welcher Teil des SGB den Begriff 
der „medizinischen Rehabilitation“ be-
stimmt, das jeweilige Leistungsrecht mit 
seinen systematischen Besonderheiten 
oder das 9. Buch des Sozialgesetzbuchs, 
soweit es um Rehabilitationsleistungen 
geht. Soweit es um Zuständigkeit und 
Voraussetzungen geht, gilt vorrangig das 
jeweilige Leistungsgesetz und ansonsten 
gilt gem. § 7 Abs. 1 S. 1 und 2 SGB IX 
der Vorrang des 1. Teils des SGB IX, es 
sei denn das Leistungsgesetz regelt Ab-
weichendes. Die inhaltliche Bestimmung 
dessen, was unter medizinischer Reha-
bilitation im Sinne des Teilhaberechts 
zu verstehen ist und in welcher Weise 
einzelne Elemente der StW – ganz un-
abhängig von der klarstellenden Rege-
lung durch § 44 SGB IX – zur medizi-
nischen Rehabilitation zu zählen sind, 
hängt vom Begriffsverständnis des § 42 
SGB IX ab. Dort ist der Begriff der me-
dizinischen Rehabilitation nicht defi-
niert und auch nicht näher bestimmt. 
Die h.M. grenzt daher anhand der in 
§ 42 Abs. 1 SGB IX näher beschriebe-
nen Ziele und über den in § 42 Abs. 2 
SGB IX nicht abschließend normier-
ten Leistungskatalog ab.131 Das führt zu 
wichtigen Orientierungen, auch wenn 
damit Detailprobleme im Einzelfall nicht 
ausgeschlossen sind. Zu deren Bewälti-
gung sind dann wiederum die Prinzipi-
en der Nahtlosigkeit und Vollständigkeit 
zu mobilisieren, v.a. gem. § 4 SGB IX.132 
Den Überschneidungen, z.B. zwischen 
Akutbehandlung und med. Rehabilitati-
on oder zwischen med. und beruflicher 
Rehabilitation, und damit verbundenen 
Unschärfen in den Abgrenzungskontu-
ren stehen ziemlich trennscharfe Auf-
gaben- und Finanzierungsverantwor-
tungen gegenüber.133 Dieses Grunddi-
lemma des gegliederten Sozialsystems 
verschärft Abgrenzungserfordernisse 
bei nicht stationärer Versorgung un-
ter Einbindung einer Vielzahl von Ak-
teuren, also im klassischen ambulan-
ten Versorgungsarrangement. Gera-

de um diese Situation handelt es sich 
aber bei der StW – sie findet zuneh-
mend losgelöst von einer vorherigen 
Reha-Leistung eines zugelassenen Re-
ha-Leistungserbringers statt und dient 
dennoch und erst recht bei langzeiter-
krankten Versicherten den in § 42 Abs. 
1 Nr. 1 und Nr. 2 SGB IX normierten 
Zielen, Behinderungen einschließlich 
chronischer Erkrankung abzuwenden 
und Einschränkungen der Erwerbsfä-
higkeit zu vermeiden. Der Schwerpunkt 
der Maßnahme liegt in der ärztlich be-
gleiteten Beschäftigung am betrieblichen 
Arbeitsplatz. Damit erfüllt die StW die 
Kriterien, nach denen die h.M.134 Leis-
tungen der medizinischen Rehabilita-
tion zuordnet. Das SGB V trifft davon 
keine abweichenden Bestimmungen hin-
sichtlich der Ziele und Maßnahmen der 
StW. Damit greift der trägerübergrei-
fende Vorrang des 1. Teils des SGB IX 
für die Einordnung der StW. Das öff-
net den Blick auf die Qualität der Ver-
sorgung bei StW.

c. StW bzw. Return to work – interdis-
ziplinäre Standardisierung und Ein-
fluss der untergesetzlichen Regelwerke
Würde die Rechtsauffassung des LSG 
Sachsen und des ihm folgenden SG Ko-
blenz zutreffen, dann hinge die Erfül-
lung gesetzlicher Leistungsansprüche 
vor allem vom Gestaltungswillen der 
Sozialverwaltung ab. Eine Sozialver-
waltung, die nötige Implementationen 
gesetzgeberischer Reformbemühungen 
(dazu oben unter IV. 1. a. (bb)) versäumt 
und die Entwicklung gesicherter wis-
senschaftlicher Erkenntnisse übersieht, 
würde mit einem statischen Rechtsver-
ständnis das materielle Leistungsrecht 
bestimmen. Die Rechtskontrolle durch 
die Gerichte liefe leer. Selbst wenn § 74 
SGB V bis heute unverändert in der Fas-
sung von 1988 gelten würde, hat sich 
im Zusammenhang mit der StW bzw. 
dem Return to work, der vergleichba-
ren und international wie auch inter-
disziplinär gängigen Begrifflichkeit, ein 
wissenschaftsgesicherter Erkenntniszu-
wachs vollzogen, der auch von den So-
zialverwaltungen, ungeachtet gesetzge-
berischer Appelle zu Grunde zu legen 
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ist. Insoweit spielen sämtliche oben ge-
nannte untergesetzliche Rechtsquellen 
(dazu oben unter II. 3.) eine wichtige 
Rolle. Sie alle eint, dass sie die für eine 
gelingende StW erforderlichen Koope-
rationen der relevanten Akteure ein-
drücklich veranschaulichen [Anm. d. 
Red.: ausführlich Beitrag Kohte/Kauf-
mann in diesem Heft S. 5]. Statt die GKV 
oder die GRV hier aus der Verantwor-
tung zu nehmen, ist vielmehr von der 
Sozialgerichtsbarkeit aufzuzeigen, was 
in der Selbstverwaltung ggf. noch ver-
säumt worden ist.

3. Antragstellung

Ohne hierauf noch vertiefend eingehen 
zu können, soll kurz das Antragserfor-
dernis angesprochen werden. Grund-
sätzlich ist für Teilhabeleistungen im 
Bereich der GKV oder GRV ein An-
trag notwendig. Darin liegt heute al-
lerdings im hier diskutierten Kontext 
der Fahrkosten keine problematische 
Rechtsfrage. Da es sich bei den Fahr-
kosten während einer StW um ergän-
zende Leistungen handelt, ist der An-
trag auf Erstattung keine leistungsbe-
gründende Voraussetzung.135 Soweit 
dies dennoch anders gesehen wird, fin-
den sich sogleich mehrere Äußerun-
gen der leistungsberechtigten Person, 
die im Sinne eines Antrages ausgelegt 
werden können;136 die Einreichung des 
ärztlichen Wiedereingliederungsplanes 
bei der Krankenkasse wird als Teilha-
beantrag im Sinne des § 14 Abs. 1 S. 1 
SGB IX verstanden.137

V. FAZIT

Fahrkosten im Rahmen StW sind gem. 
§§ 64 Abs. 1 Nr. 5, 73 SGB IX jeweils in 
Verbindung mit den konkreten Normen 
des Leistungsgesetzes (§ 60 Abs. 5 SGB V 
bzw. § 28 Abs. 1 SGB VI) zu erstatten.138

Die Begründungen von LSG Sachsen 
und SG Koblenz gegen den Anspruch auf 
Fahrkosten bei StW überzeugen nicht. 
Sie stehen im Widerspruch zur bishe-
rigen höchstrichterlichen Rechtspre-
chung und zugleich im Widerspruch 
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mentar, § 60 SGB V, S. 29, Lfg. 153, 
01.08.2022; Waßer in jurisPK-SGB V 
01/2022, § 60 Rn. 140.1; SG Dresden, 
17.06.2020, S 18 KR 967/19: Anspruch 
bejaht gem. § 60 Abs. 5 SGB V i.V.m. § 73 
SGB IX, zust. Becker/Kingreen/Kingreen, 
SGB V, 2022, § 60 Rn. 33; ebenso zust. 
insoweit Asmalsky, Redaktion FD-SozVR 
2021, 435641, beck-online; oder LSG 
Sachsen, 14.10.2022, L 1 KR 320/20: 
Anspruch bejaht gem. §§ 9, 28 Abs. 1 
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SGB VI i.V.m. §§ 64 Abs. 1 Nr. 5,  73 
Abs. 1 S. 1 SGB IX gegen den RVT; aller-
dings nur unter der Prämisse einer zuvor 
bewilligten, wenn auch nicht realisierten 
stationären med. Reha.
Früh schon LSG Thüringen, 01.08.2013, 
L 6 KR 299/13 NZB gegen den Anspruch 
auf Fahrkostenerstattung mit der Begrün-
dung § 60 SGB V sei eine abschließende 
Regelung hinsichtlich der Erstattung von 
Fahrtkosten im Recht der GKV; ebenso 
gegen Anspruch gem. § 60 Abs. 5 SGB V 
Timme/Becker/Kingreen/Sichert, 8. Aufl. 
2022, SGB V § 74 Rn. 27; v. Koppenfels-
Spies/Wenner/SGB V/Wenner, 4. A., 2022, 
§ 60 SGB V, Rn. 17, allerdings ohne nähere 
Begründung.
SG Leipzig, 08.09.2021, S 22 KR 100/21; 
SG Kassel, 20.5.2014, S 9 R 19/13 mit dem 
Argument: Leistung zur StW könne nur 
durch solche Leistungen ergänzt wer-
den, die explizit auf § 44 SGB IX Bezug 
nähmen.
Damit gegen einen Fahrkostenanspruch 
gem. § 60 Abs. 5 SGB V.
LSG Sachsen, 14.10.2022, L 1 KR 320/20, 
juris Rn. 27; im Anschluss daran SG 
Koblenz, 24.04.2023, S 11 KR 418/21, 
juris Rn. 31.
LSG Sachsen, 14.10.2022, L 1 KR 320/20, 
juris Rn. 35.
Im Zuständigkeitsbereich der GUV stellt 
sich das Problem nicht, weil dort schon 
von jeher die Belastungserprobung an-
stelle der StW fungiert und für diese als 
Leistung zur med. Reha Fahrkostener-
stattung allgemein anerkannt wird, vgl. 
nur BAG, Arbeitshilfe zur StW, S. 54. Von 
übrigen Reha-Trägern sind vergleichbare 
Diskussionen bislang nicht bekannt. Der 
Fokus liegt daher hier auf GKV und GRV. 
Zu den anderen denkbaren Konstellatio-
nen vgl. bspw. LSG Sachsen, 14.10.2022, 
L 1 KR 320/20, juris.
Im Verfahren B 1 KR 7/23 R: D. Kl. war 
vom 6.8. bis 16.12.2018 arbeitsunfähig 
erkrankt, bezog währenddessen Kran-
kengeld und nahm außer Physiotherapie 
keine weitere Leistung in Anspruch. Auf 
Basis des ärztlichen Wiedereingliede-
rungsplanes, dem Arbeitgeber und KK 
zustimmten, erfolgte vom 3. bis 14.12.2018 
die StW. Im Verfahren B 1 KR 4/23 R: D. 
Kl. war vom 12.8.2019 bis 7.7.2020 arbeits-

56

57

58

59

60

61

62

63

unfähig erkrankt, bezog währenddessen 
Krankengeld. Nach einem anschließenden 
Urlaub und Abbau von Überstunden 
erfolgte gem. dem ärztlichen Wiederein-
gliederungsplan, dem Arbeitgeber und KK 
zustimmten, vom 12.8. bis 22.9.2020 eine 
StW. Die letzte stat. med. Reha, vom RVT 
gewährt, fand vom 29.8.18 bis 26.9.18, also 
zwei Jahre vor der StW und auch noch 
ein Jahr vor der dieser vorausgehenden 
Arbeitsunfähigkeit statt (Rn. 30 der Ent-
scheidung). Ein Zusammenhang wurde 
daher vom LSG verneint und ein Fall 
isolierter StW angenommen.
So deutlich u.a. Nellissen in ihrer krit. 
Anm. zu SG Leipzig, 08.09.2021, S 22 KR 
100/21, in jurisPR-SozR 18/2022 Anm. 
4; BSG, 29.01.2008, B 5a/5 R 26/07 R; 
zuvor schon LSG Nordrhein-Westfalen, 
05.02.2007, L 3 R 39/06, juris Rn. 29; BSG, 
05.02.2009, B 13 R 27/08 R mit Anm. Ga-
gel, jurisPR-SozR 20/2009 Anm. 3; BSG, 
20.10.2009, B 5 R 44/08 R mit Anm. Welti, 
jurisPR-SozR 12/2010 Anm. 5; NPGWJ/
Jabben, SGB IX, 14. A., 2020, § 44 Rn. 
3; Kohte in: Knickrehm/Roßbach/Wal-
termann, Kommentar zum Sozialrecht, 
8. Aufl. 2023, § 44 Rn. 10a; Luik in: Dau/
Düwell/Joussen/Luik, SGB IX, 6. Aufl. 
2022, § 44 Rn. 7, 28; Nellissen in: Schlegel/
Voelzke, jurisPK-SGB IX, 3. Aufl. (Stand 
16.05.2022), § 44 SGB IX Rn. 45; Kopp-
Schönherr in Feldes/Kohte/Stevens-Bar-
tol, SGB IX, 5. A., § 73 Rn. 2; Winkler/
Brockmann in SWK/Behindertenrecht, 
3. A., StW Rn. 30; sowie zur a.A. SG Kas-
sel, 20.05.2014, S 9 R 19/13; SG Leipzig, 
09.03.2022, S 22 KR 570/21; Becker/King-
reen/Sichert, SGB V, 8. Aufl. 2022, § 74 
Rn. 27; v. Koppenfels-Spies/Wenner/SGB 
V/Wenner, 4. A., 2022, § 60 SGB V, Rn. 17; 
Timme, jurisPR-SozR 11/2023 Anm. 1.
BSG, 29.01.2008, B 5a/5 R 26/07 R, 
juris Rn. 20; ausdrücklich bestätigt 
durch BSG, 05.02.2009, B 13 R 27/08 R, 
juris Rn. 19; vgl. auch BSG, 21.03.2007, 
B 11a AL 31/06 R, juris Rn. 31.
A.a.O., Rn. 21.
A.a.O., Rn. 23.
A.a.O., Rn. 24. Dies wiederum eben-
falls ausdrücklich bestätigt durch BSG, 
20.10.2009, B 5 R 44/08 R, juris Rn. 38.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/20, 
juris Rn. 26 mit zust. Anm. Timme, ju-
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risPR-SozR 11/2023 Anm. 1; LSG Sachsen, 
14.10.2022, L 1 KR 320/20, juris Rn. 30.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/20, 
juris Rn. 31; LSG Sachsen, 21.09.2022, 
L 1 KR 340/21, juris Rn. 32; SG Koblenz, 
24.04.2023, S 11 KR 418/21, juris Rn. 39.
D.h. LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 
340/21, Revision anhängig unter Az.: B 1 
KR 4/23 R und LSG Sachsen, 21.09.2022, 
L 1 KR 365/20, Revision unter Az.: B 1 KR 
7/23 R.
SG Leipzig, 08.09.2021, 22 KR 100/21, 
Rn. 12 ff; SG Leipzig, 09.03.2022, S 22 KR 
570/21, juris Rn. 13.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/20, 
juris Rn. 23; LSG Sachsen, 14.10.2022, 
L 1 KR 320/20, juris Rn. 26.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/20, 
juris Rn. 24; LSG Sachsen, 14.10.2022, 
L 1 KR 320/20, juris Rn. 27; SG Koblenz, 
24.04.2023, S 11 KR 418/21, juris Rn. 31.
Vgl. dazu sämtliche Nachweise in Fn. 
64 sowie darüber hinaus SG Neuruppin, 
26.01.2017, S 22 R 127/14, juris Rn. 24, 26; 
SG Berlin, 29.11.2018, S 4 R 1970/18, juris 
Rn. 23; LSG Mecklenburg-Vorpommern, 
28.05.2020, L 6 KR 100/15, juris Rn. 64; 
vgl. BSG, 21.03.2007, B 11a AL 31/06 R, 
juris Rn. 31; SG Kiel, 04.11.2016, 
S 3 KR 201/15, juris Rn. 18 f.
Vgl. nur SG Dresden, 17.06.2020, 
S 18 KR 967/19, juris Rn. 20.
Vgl. exemplarisch die Reichweite der 
BEM-Pflicht unabhängig von einer be-
stehenden Schwerbehinderung trotz ihrer 
Verortung im Schwerbehindertenrecht, 
dazu BAG, 12.07.2007, 2 AZR 716/06, 
BAGE 123, 234-246, juris Rn. 35; oder 
zum zivilrechtlichen Charakter des § 120 
SGB XI BeckOGK/Opolony, Stand: 
15.5.2023, SGB XI § 120 Rn. 5; Krauskopf/
Knittel, 117. EL, Dezember 2022, SGB XI 
§ 120 Rn. 3; vgl. allg. zum Privatrecht im 
Gewande des Sozialrechts Deinert, Privat-
rechtsgestaltung durch Sozialrecht, S. 56 ff.
In d.F.v. 16.03.2004, veröffentlicht im Bun-
desanzeiger Nr. 63 (S. 6 769) v. 31.03.2004, 
in Kraft getreten am 1.04.2004, zuletzt 
geändert am 19.01.2023, veröffentlicht im 
Bundesanzeiger (BAnz AT 21.03.2023 B5)
in Kraft getreten am 22.03.2023.
Vgl. § 3 Abs. 2 Rehabilitations-RL: „Für 
die Verordnung von stufenweiser Wieder-
eingliederung nach § 74 SGB V in Ver-
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bindung mit § 44 SGB IX gilt die Arbeits-
unfähigkeits-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses in der jeweils gültigen 
Fassung.“
Zur dienenden Funktion des Leistungs-
erbringungsrechts zur Erfüllung des sich 
aus § 27 ergebenden Leistungsanspruchs v. 
Koppenfels-Spies/Wenner/SGB V/Deister/
Ulmer, Kommentar, 4. Aufl., 2022, § 27 
SGB V, Rn. 44.
Matthäus in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB V, 4. Aufl., § 73 SGB V (Stand: 
04.04.2023), Rn. 42.
BSG, 20.3.1996, 6 RKa 62/94, BSGE 78, 
70–90, juris Rn. 27 ff.
Vgl. z.B. Leopold in: Hauck/Noftz SGB V, 
7. EL 2023, § 135 SGB 5, Rn. 6; zur histo-
rischen Entwicklung inbs. Roters, in Kass. 
Komm., SGB V, Vor §§ 135–139d Rn. 24.
Vgl. auch Waßer in: Schlegel/Voelzke, ju-
risPK-SGB V, 4. Aufl., § 60 SGB V (Stand: 
03.01.2022), Rn. 140.1.
Eingef. durch Art. 1 Nr. 13 Gesetz zur 
Stärkung der Versorgung in der GKV 
(GKV-VSG) v. 16.7.2015, BGBl. I 1211 
m.W.v. 23.7.2015. § 44 Abs. 4 SGB V lautet 
„Versicherte haben Anspruch auf indivi-
duelle Beratung und Hilfestellung durch 
die Krankenkasse, welche Leistungen und 
unterstützende Angebote zur Wiederher-
stellung der Arbeitsfähigkeit erforderlich 
sind. Maßnahmen nach Satz 1 […] dürfen 
nur mit schriftlicher Einwilligung und 
nach vorheriger schriftlicher Information 
des Versicherten erfolgen. […].“, dazu BT-
Drs. 18/4095, S. 79 f.
Bundesteilhabegesetz v. 23.12.2016 
(BGBl. I S. 3234).
Dazu oben unter II. 2., Fn. 15.
BT-Drs. 18/4095, S. 143.
BT-Drs. 18/4095, S. 78 f.; v. Koppenfels-
Spies/Wenner/SGB V/Ricken, 4. A. 2022, 
§ 40 SGB V, Rn. 4.
v. Koppenfels-Spies/Wenner, SGB V/Just, 
4. A. 2022, § 44 SGB V, Rn. 20; Becker/
Kingreen/Sichert, 8. A. 2022, SGB V § 74 
Rn. 17 spricht von der leistungsrechtl. 
Ausformung eines AU-Fallmanagements 
iSd § 44 Abs. 4.
Zur Begründung der Einführung von S. 2 
und 3 in § 74 SGB V im Zuge des TVSG, 
BT-Drs. 19/6337, S. 97.
BundesteilhabeG v. 23.12.2016 (BGBl. I 
S. 3234).

Zuvor der Gesetzgeber schon deutlich in 
diese Richtung durch Präventionsgesetz, 
BT-Drs. 18/4282, S. 22 ff., 65 und fast zeit-
gleich zum BTHG durch das Flexirenten-
gesetz, dazu BT-Drs. 18/9787, S. 22, 24; 33.
BT-Drs. 18/9522, S. 208, 229 f.; Kohte 
RP Reha 2022, Heft 3, S. 27, 31; Baasner/
Lemke/Albersmann/Gröhl RP Reha 2023, 
Heft 1, S. 42 ff. m.w.N.; zur Relevanz von 
Tertiärprävention i.S.d. Return to work 
auch Weber/Peschkes/De Boer, Vorwort, 
in: Return to Work – Arbeit für alle: 
Grundlagen der beruflichen Reintegration, 
Gentner Verlag 2015.
Bei der Prüfung, ob eine Leistung zur 
medizinischen Rehabilitation vorliegt, 
stellt die Rechtsprechung im SGB V ins-
besondere auf das Vorliegen ärztlicher 
Verantwortung ab und setzt die Begriffe 
„medizinisch“ und „ärztlich“ faktisch 
gleich. Vertiefend Goldbach, Das Recht 
der Berufsgruppen in der medizinischen 
Rehabilitation, S. 72 ff.
SG Leipzig, 08.09.2021, 22 KR 100/21, 
Rn. 13 f.; SG Leipzig, 09.03.2022, S 22 
KR 570/21, juris Rn. 14 f; SG Koblenz, 
24.04.2023, S 11 KR 418/21, juris Rn. 29.
SG Leipzig, 08.09.2021, 22 KR 100/21, Rn. 
14; LSG Sachsen, 21.09.2022, 
L 1 KR 365/20, juris Rn. 25.
SG Koblenz, 24.04.2023, S 11 KR 418/21, 
juris Rn. 29, 37.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 365/20, 
juris Rn. 24; LSG Sachsen, 14.10.2022, L 1 
KR 320/20, juris Rn. 27; vgl. SG Koblenz, 
24.04.2023, S 11 KR 418/21, juris Rn. 29.
Vertiefend hierzu: Albersmann, Erstattung 
von Fahrkosten im Rahmen StW – An-
merkung zu SG Leipzig, 08.09.2021, S 22 
KR 100/21, Beitrag A5-2022, S. 8, abrufbar 
unter www.reha-recht.de; Dittmann, 
Materiell-rechtliche Fragen der StW – An-
merkung zu LSG Mecklenburg-Vorpom-
mern, 28.05.2020, L 6 KR 100/15, 
Beitrag A18-2021 S. 9, abrufbar unter 
www.reha-recht.de.
BAG, 16.05.2019, 8 AZR 530/17, juris 
Rn. 23; vgl. Nr. 5 der Empfehlungen des 
G-BA zur Umsetzung der StW, Anlage 
zur AU-RL (oben Fn. 1), v. 14.11.2013, 
BAnz 27.01.2014 B4, zuletzt geändert 
m. W. v. 01.04.2023 am 15.12.2022, 
BAnz AT 13.03.2023 B6, abrufbar unter 
www.g-ba.de.
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Vgl. BAG, 13.06.2006, 9 AZR 229/05, 
NZA 2007, 91, 93; BAG, 16.05.2019, 
8 AZR 530/17, NZA 2019, 1348, Rn. 26.
Nr. 5 der Empfehlungen des G-BA zur 
Umsetzung der StW. 
Vgl. nur zu haftungsrechtlichen Folgen 
bei unzureichender ärztlicher Risiko-
abschätzung OLG Koblenz, 16.10.2012, 
5 U 931/12, VersR 2013, 1400 mit Anm. 
Janda, MedR 2014, 314.
Statt vieler Matthäus in: Schlegel/Voelz-
ke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., § 73 SGB V 
(Stand: 04.04.2023), Rn. 42.
LSG Sachsen, L 1 KR 320/20, Rn. 38.
So schon Gagel, NZA 2001, 988.
LSG Mecklenburg-Vorpommern, 
28.05.2020, L 6 KR 100/15; Becker/King-
reen, SGB V, 5. Aufl., § 74 SGB V Rn. 1; 
vgl. auch BeckOK SozR/Jabben, 55. Ed. 
1. Dezember 2019, SGB IX § 44 Rn. 8.
Zurecht spricht Matthäus in: Schlegel/
Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., § 74 
SGB V (Stand: 20.07.2021), Rn. 18 von der 
StW als „ein Rehabilitationsmodell mit 
therapeutischen Zielen“.
Dazu SWK-BehindertenR/Welti, 3. A., 
Medizinische Rehabilitation, Rn. 13.
Zu diesem Verständnis einer StW im 
Sinne eines Return to work vgl. die Bei-
träge in Return to Work – Arbeit für alle: 
Grundlagen der beruflichen Reintegration, 
hrsg. von Weber/Peschkes/De Boer, Gent-
ner Verlag 2015; anschaulich auch Kohte 
und Kaufmann, in diesem Heft, S. 5.
BSG, 21.03.2007, B 11a AL 31/06 R, 
juris Rn. 31.
BSG, 21.03.2007, B 11a AL 31/06 R, 
juris Rn. 31; SG Dresden, 17.06.2020, 
S 18 KR 967/19, juris Rn. 16.
BSG, 29.01.2008, B 5a/5 R 26/07 R, 
juris Rn. 27; vgl. SG Berlin, 29.11.2018, 
S 4 R 1970/18, juris Rn. 22.
SG Dresden, 17.06.2020, S 18 KR 967/19, 
juris Rn. 22; vgl. Nebe, SGb 2015, 125, 
133 f.
Zur Ermittlung des Reha-Bedarfs und 
zur Koordinierung der Leistungen durch 
die GKV Waßer, in: Schlegel/Voelzke, ju-
risPK-SGB V, 4. Aufl., § 60 SGB V (Stand: 
03.01.2022), Rn. 140.1; dies verkennend 
hingegen LSG Chemnitz, 14.10.2022, 
L 1 KR 320/20, juris, Rn. 27.
Dazu Nebe, in: Feldes/Kohte/Stevens-Bar-
tol, SGB IX, 5. A., § 42 Rn. 45.
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Vgl. dazu die untergesetzliche Konkre-
tisierung durch die Arbeitsunfähigkeits-
Richtlinie des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses (AU-RL des G-BA) (Fn. 23), die 
Arbeitshilfe „Stufenweise Wiedereinglie-
derung in den Arbeitsprozess“ der BAR 
(Fn. 24) oder die Gemeinsame Empfeh-
lung „Prävention nach § 3 SGB IX“ der 
BAR (Fn. 25), dazu oben unter II. 3.
Vgl. auch dazu der Gesetzgeber BT-Drs. 
18/9522, S. 210; BT-Drs. 18/9787, S. 22 ff.; 
BT-Drs. 20/5664, S. 15 ff.
Zum Stufenverhältnis Dalichau, SGB V – 
Krankenversicherung – Kommentar, § 27 
SGB V, S. 52, Lfg. (79) 1.12.2015.
BT-Drs. 18/9522, S. 228.
LSG Sachsen, 21.09.2022, L 1 KR 340/21, 
juris, Rn. 22.
Vgl. nur die Anforderungen infolge 
des Präventionsgesetzes, dazu BT-Drs. 
18/4282, S. 22 ff., 65 und anschließend 
daran die Anforderungen infolge des Fle-
xirentengesetzes, dazu BT-Drs. 18/9787, 
S. 22, 24; 33. 
Diesen Vergleich nutze das LSG Thürin-
gen in seinem Beschluss vom 01.08.2013, 
L 6 KR 299/13 NZB.
So LSG Thüringen, 01.08.2013, L 6 KR 
299/13 NZB.
BSG, 22.4.2008, B 1 KR 22/07 R, juris, 
Rn. 30.
BSG, 29.01.2008, B 5a/5 R 26/07 R, 
juris Rn. 20; ausdrücklich bestätigt 
durch BSG, 05.02.2009, B 13 R 27/08 R, 
juris Rn. 19; vgl. auch BSG, 21.03.2007, 
B 11a AL 31/06 R, juris Rn. 31.
Vgl. insoweit Becker/Kingreen/Si-
chert, 8. Aufl. 2022, SGB V § 74, der in 
Rn. 16 zutreffend darauf verweist, dass die 
frühzeitig initiativ tätige KK als zentrale 
Anlaufstelle die StW zumeist organisiert 
und koordiniert.
Waßer in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-
SGB V, 4. A., § 60 SGB V (Stand: 
03.01.2022), Rn. 140.1; vertiefend hierzu: 
Albersmann, Beitrag A5-2022, S. 9, 
abrufbar unter www.reha-recht.de.
Z.B. im Kontext der Versorgung psychisch 
beeinträchtigter Menschen, vgl. dazu 
BSG, 20.1.2005, B 3 KR 9/03 R, BSGE 94, 
139 ff.; oder bei der Hilfsmittelversorgung 
und der Reichweite des Behinderungsaus-
gleichs, vgl. dazu BSG, 26.6.2007, B 1 KR 
36/06 R, SGb 2007, 485; vgl. dazu Nebe in 
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Feldes/Kohte/Stevens-Bartol, SGB IX, 
5. A., § 42 Rn. 8 ff.
Dazu Überblick bei SWK-BehindertenR/
Welti, 3. A., Medizinische Rehabilitation, 
Rn. 5 ff.
Anschaulich SG München, 19.12.2012, 
S 30 R 1593/10.
Dazu schon Oppermann in: Luthe, Re-
habilitationsrecht, 2. Aufl. 2014, Teil 2 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen nach dem SGB IX, Rn. 10.
Statt vieler dazu LPK-SGB IX/Luik, 5. A., 
§ 42 Rn. 7.
Ausführlich zur Doppelfunktion des An-
trages im verfahrensrechtlichen Sinne und 
im Sinne einer materiellen Leistungsvor-
aussetzung LSG Sachsen, 14.10.2022, 
L 1 KR 320/20, juris Rn. 21.
Anschaulich dazu LSG Mecklenburg-
Vorpommern, 28.05.2020, L 6 KR 100/15, 
juris Rn. 41 ff.
BSG, 20.10.2009, B 5 R 44/08 R, juris 
Rn. 12; LSG Mecklenburg-Vorpommern, 
28.05.2020, L 6 KR 100/15, juris Rn. 41 ff.; 
LSG Sachsen, 14.10.2022, L 1 KR 320/20, 
juris Rn. 35, allerdings mit Bedenken.
Seit Kurzem so auch Bundesarbeitsge-
meinschaft für Rehabilitation (BAR), FAQ 
zur Arbeitshilfe unter IV. 3), abrufbar 
unter: https://www.bar-frankfurt.de/
themen/arbeitsleben/stufenweise-wieder-
eingliederung.html.
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SOZIALGERICHTLICHE ENTSCHEIDUNGEN ZUR FAHRKOSTENERSTATTUNG BEI STW

Gericht Instanzenzug SGB V o. VI
versagt/
zugespr.

Wesentliche Aussagen, Anspruchsgrundlage, Sonstiges

SG Meiningen 
S 16 KR 61/11
09.10.2012

Nachgehend
LSG Thüringen, 
L 6 KR 299/13 NZB 

V
versagt

LSG Thüringen 
L 6 KR 299/13 NZB
01.08.2013

Vorgehend: 
SG Meiningen, 
9.10.2012, 
S 16 KR 61/11

V 
versagt (zu-
rückgewiesene 
NZB)

Wesentliche Aussagen
• keine grundsätzliche Bedeutung • zu § 60 SGB V als abschließende Regelung hinsichtlich 
der Erstattung von Fahrtkosten im Recht der GKV • zur Abgrenzung zw. „Leistungen zur med. 
Reha.“ und „anderen ergänzenden Leistungen"

SG Kassel
S 9 R 19/13
20.05.2014

VI 
versagt

Wesentliche Aussagen der Kammer
• StW keine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben; StW auch keine Leistung zur med. Reha
• systematische Begründung: § 26 Abs. 1 und 2 SGB IX (a.F.) zählt die Leistungen zur med. Reha 
auf. StW findet sich nicht darunter, vielmehr separat in § 28 SGB IX (a.F.) geregelt; damit klare 
Trennung (kritisch dazu Nellissen, jurisPR-SozR 8/2015 Anm. 3)

SG Düsseldorf
S 9 KR 632/15
12.09.2016

V 
zugesprochen

Wichtige Aussagen
• Anspruchsgrundlage für Fahrkosten im Zusammenhang mit StW ist § 53 Abs. 1 Satz 1 
SGB IX (a.F.) • StW ist Leistung der med. Reha (im Anschluss an BSG, 20.10.2009, B 5 R 44/08 
R und BSG, 29.01.2008, B 5a-5 R 26/07 R) • daher GKV als Reha-Träger zur Übernahme der 
Fahrkosten verpflichtet unmittelbar aus §§ 44 Abs. 1 Nr. 5, 53 Abs. 1 SGB IX (a.F.) ebenso wie mit 
Blick auf § 7 SGB IX und damit im Leistungsgesetz gem.§ 60 Abs. 5 SGB V

SG Kiel
S 3 KR 201/15
04.11.2016

V 
zugesprochen

Orientierungssätze
1. Der Anspruch des Versicherten auf Erstattung von Fahrkosten für den Weg zum Arbeitsplatz 
bei dessen StW gegen die Krankenkasse ist Teil der med. Reha. des Versicherten. Er ergibt sich 
nicht aus den Vorschriften des SGB 5, sondern des SGB 9. (Rn. 15) 
2. Zu den Reisekosten nach §§ 44 Abs. 1 Nr. 5, 53 Abs. 4 SGB 9 als ergänzende Leistungen zur 
med. Reha. zählen u. a. Fahrkosten. (Rn. 16) 
3. Bei der StW handelt es sich um eine Leistung der med. Reha. Diese ist einheitlich für alle 
Leistungsträger in § 28 SGB 9 geregelt. (Rn. 17) 
4. Das SGB 5 enthält insoweit keine von den §§ 26 ff. SGB 9 abweichenden Vorschriften. (Rn. 20)

SG Neuruppin
S 22 R 127/14
26.01.2017

VI 
zugesprochen

Orientierungssatz
Eine Maßnahme zur StW für einen behinderten Menschen stellt eine Hauptleistung zur med. 
Rehabilitation dar, so dass während der Maßnahme anfallende Fahrtkosten als ergänzende 
Leistungen grundsätzlich erstattungsfähig sind. (Rn. 22)
AGL: § 44 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX i. V. m. § 53 Abs. 1 Satz 1 SGB IX.
Mit zust. Anm. Nebe/Piller, DVfR Forum A, A19-2018

SG Berlin
S 4 R 1970/18
29.11.2018

nachgehend LSG 
Berlin-Pots-
dam, L 4 R 19/19 
erledigt durch 
Rücknahme d. 
Berufung

VI 
zugesprochen

Orientierungssatz
1. Bei den Leistungen zur StW handelt es sich um eigenständige med. Rehabilitationsleistungen, 
welche durch die Leistungen des § 64 SGB 9 ergänzt werden (Anschluss an SG Neuruppin vom 
26.1.2017 – S 22 R 127/14) (Rn. 19).
Rn. 18: Rechtsgrundlage für die Erstattung von Fahrtkosten sind § 64 Abs. 1 Nr. 5 SGB IX i.V.m. 
§ 73 Abs. 1 Satz 1 SGB IX

SG Chemnitz
S 36 KR 717/19
18.05.2020

nachgehend 
LSG Sachsen, 
L 1 KR 320/20, 
Berufung überwie-
gend erfolgreich

V 
versagt

Begründung der Klageabweisung: Fehlender fristgerechter Antrag. Die Übernahme von 
Leistungen auch auf der Grundlage von §§ 44, 53 SGB IX unterfalle dem Antragsgebot. Eine 
Übernahme setze deshalb einen fristgerechten Antrag vor Beginn der Maßnahme voraus. Der 
Nachweis sei nicht erbracht.

LSG Mecklenburg-
Vorpommern
L 6 KR 100/15
28.05.2020

vorgehend 
SG Schwerin, 
13.11.2015, 
S 20 KR 7/14

V
zugesprochen

Leitsatz
1. Die Übersendung eines Wiedereingliederungsplans im Sinne des sog Hamburger Modells 
an einen Rehabilitationsträger ist im Zweifel als Antrag auf sämtliche im Zusammenhang mit 
dieser Wiedereingliederungsmaßnahme in Betracht kommenden Leistungen auszulegen. 
2. Die StW nach § 28 SGB IX aF gehört zu den med. Rehabilitationsleistungen, für die nach §§ 6, 
5 SGB IX die GKV zuständig sein kann. 
3. Als ergänzende Leistung zur StW kommt ein Anspruch auf Fahrkostenerstattung auch dann 
in Betracht, wenn während der Maßnahme weder ein Anspruch auf Krankengeld noch auf Über-
gangsgeld besteht. 
AGL: § 11 SGB V i.V.m. §§ 7, 28, 44 Abs. 1 Nr. 5, 53 Abs. 4 SGB IX zu.
mit Anm. Dittmann, DVfR Forum A, A17-2021; Dittmann, DVfR Forum A, A18-2021
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SG Dresden
S 18 KR 967/19
17.06.2020

nachgehend auf-
gehoben durch 
LSG Sachsen, 
21.09.2022, 
L 1 KR 365/20; 
Rev. anhängig 
unter B 1 KR 
7/23 R 

V 
zugesprochen

gemäß § 60 Abs. 5 SGB V i.V.m. § 73 SGB IX

SG Leipzig 
S 22 KR 100/21
08.09.2021

nachgehend
bestätigt durch 
LSG Sachsen, 
21.09.2022, 
L 1 KR 340/21; 
Rev. anhängig 
unter B 1 KR 
4/23 R

V 
versagt

Da StW in §§ 40 bis 43 SGB V nicht aufgeführt, scheide Übernahme der Fahrkosten nach § 60 
Abs. 5 SGB V i.V.m. § 73 SGB IX aus.
Dagegen Nellissen jurisPR-SozR 18/2022, Anm. 4

SG Leipzig
S 22 KR 570/21
09.03.2022

V 
versagt

1. Fahrtkosten zur Arbeitsstelle bei stufenweiser Eingliederung nach § 74 SGB V (nicht: Be-
lastungserprobung nach § 42 SGB V) sind nicht durch die gesetzliche Krankenversicherung zu 
tragen (entgegen SG Dresden vom 17.6.2020 – S 18 KR 967/19). (Rn. 13) 
2. Denn die stufenweise Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit ist zwar eine Maßnahme der 
medizinischen Rehabilitation, aber ebenso wenig wie die Erwerbstätigkeit selbst eine Leistung 
des Rehabilitationsträgers. Die Zielsetzung der Wiedereingliederung wird mit der Leistung des 
vollen Krankengeldes unterstützt (entgegen LSG Neustrelitz vom 28.5.2020 – L 6 KR 100/15). 
(Rn. 16) (krit. Anm. von Albersmann, DVfR Forum A, A5-2022)

LSG Sachsen
L 1 KR 365/20
21.09.2022

zuvor: SG Dresden, 
S 18 KR 967/19; 
Rev. anhängig 
unter B 1 KR 
7/23 R

V 
versagt

Parallelentscheidung zu Urteil LSG Sachsen, 21.9.2022, L 1 KR 340/21.
Wichtig zum Antragserfordernis – Rn. 18 in juris: Der Anspruch scheitert nicht daran, dass der 
Antrag auf Übernahme der Fahrkosten nicht vor Beginn der StW sondern kurz vor deren Ende 
gestellt worden ist. Denn die (vorherige) Antragstellung ist keine materiell-rechtliche Voraus-
setzung für die Entstehung des Fahrkostenanspruchs.
Mit zust. Anm. Timme jurisPR-SozR 11/2023 Anm. 1

LSG Sachsen
L 1 KR 340/21
21.09.2022

Zuvor: SG Leipzig, 
S 22 KR 100/21;
Rev. anhängig 
unter B 1 KR 
4/23 R

V 
versagt

Leitsatz
1. Versicherte haben nach dem Recht der GKV keinen Anspruch auf Übernahme der Fahrkosten 
zur Arbeitsstelle während einer StW. 
2. Die StW ist im SGB V nicht als Leistung zur med. Rehabilitation ausgestaltet. (Rn. 23) 
3. Die (vorherige) Antragstellung ist keine materiell-rechtliche Voraussetzung für die Entste-
hung eines Fahrkostenanspruchs nach § 60 Abs. 5 SGB V. (Rn. 19) 
Orientierungssatz
1. Ein Anspruch auf Übernahme von Fahrkosten nach § 60 Abs. 5 SGB 5 setzt voraus, dass die 
Reisekosten im Zusammenhang mit Leistungen zur med. Rehabilitation entstanden sind und es 
sich um Leistungen handelt, die von der KK gewährt wurden. Es genügt nicht die Inanspruch-
nahme von Leistungen anderer Rehabilitationsträger oder von Vergünstigungen sonstiger 
Stellen oder Personen, selbst wenn diese rehabilitativen Charakter haben. (Rn. 22) 
2. Grundsätzlich gehören Maßnahmen und Leistungen, die nicht durch med. Erfordernisse der 
Krankheitserkennung oder -behandlung veranlasst sind, nicht zum Gegenstand der GKV. (Rn. 22) 
3. Mit der Formulierung in § 44 SGB 9 (juris: SGB 9 2018), die medizinischen und die sie er-
gänzenden Leistungen sollen mit der Zielsetzung einer Unterstützung der StW erbracht werden, 
stellt der Gesetzgeber klar, dass die StW Teil einer med. Rehabilitation nur ist, wenn sie im 
Kontext mit dieser erfolgt. Eine isolierte StW ist dagegen kein Bestandteil der med. Rehabilita-
tion. (Rn. 27)

LSG Sachsen
L 1 KR 320/20
14.10.2022

vorgehend SG 
Chemnitz, 
S 36 KR 717/19; 
Berufung überwie-
gend erfolgreich

VI 
zugesprochen

Leitsätze
1. Fahrkosten zur Arbeitsstelle während einer StW sind zwar nicht nach dem Recht der GKV zu 
übernehmen. Sie sind aber nach dem Recht der GRV zu übernehmen, wenn die StW im Zusam-
menhang mit einer vom RV-Träger bewilligten med. Rehabilitationsleistung steht.
2. Die StW ist keine (Sach-)Leistung eines Rehabilitationsträgers. Sie ist einem Rehabilitations-
träger aber dann zuzurechnen, wenn sie mit einer von ihm bewilligten med. Rehabilitations-
leistung in einem so engen Zusammenhang steht, dass sie Bestandteil einer einheitlichen 
(Gesamt-)Maßnahme darstellt.
3. Fahrkosten zur Arbeitsstelle können auch dann nach Rentenversicherungsrecht zu überneh-
men sein, wenn statt der bewilligten medizinischen Rehabilitationsleistung, nur die stufenweise 
Wiedereingliederung durchgeführt wird.
AGL: § 9, § 28 Abs. 1 SGB VI i.V.m. § 64 Abs. 1 Nr. 5, § 73 Abs. 1 Satz 1 SGB IX (Rn. 36 d. Urteils)

SG Koblenz
S 11 KR 418/21
24.04.2023

V 
versagt

Leitsatz
1. Bei der StW handelt es sich nicht um eine Leistung zur med. Rehabilitation durch die Kran-
kenkasse. (Rn. 29) 
2. Eine Erstattung von Fahrtkosten zur StW kann weder über § 60 SGB V noch über § 73 SGB IX 
(juris: SGB 9 2018) beansprucht werden.
3. Die Auffassungen anderer Gerichte dazu finden keine Stütze im Gesetzestext. (Rn. 33)
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Unfallversicherungsschutz bei 
einem Fußballturnier von Behin-
dertenverbänden
Bayerisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 11.05.2021 – L 17 U 331/20

Amtlicher Leitsatz
1. Ein Fußballturnier, das von Landes-
Behindertenverbänden organisiert wird 
und an dem 18 Mannschaften der Baye-
rischen Werkstätten für Behinderte teil-
nehmen, steht jedenfalls dann nicht un-
ter dem Gesichtspunkt der Aktivitäten 
eines Betriebssportes unter dem Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung, 
wenn es einen Wettkampf- und keinen 
Ausgleichscharakter hat. 

2. Nimmt an einem solchen Fußball-
turnier ein nicht unwesentlicher Teil 
von Betriebsfremden teil (bei einer Teil-
nehmerzahl von 35 Betriebsangehöri-
gen bei 450 Mitarbeitern auch 250 Be-
triebsfremde), steht es auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt einer betrieblichen 
Gemeinschaftsveranstaltung unter dem 
Schutz der Gesetzlichen Unfallversiche-
rung. Der Zweck einer betrieblichen Ge-
meinschaftsveranstaltung, die Zusam-
menkunft der Verbundenheit zwischen 
den Beschäftigten zu fördern, kann dann 
nämlich nicht erreicht werden. 

Quelle: www.gesetze-bayern.de 

[Hinweis der Redaktion: Die Diskussion 
um die Reichweite des Unfallversiche-
rungsschutzes durch die GUV bei be-
trieblicher Gesundheitsförderung ist ak-
tuell im Fluss. Die Fragen des UV-Schut-
zes werden von den Trägern der GUV 
nicht einheitlich beantwortet, vgl. einer-
seits https://www.ampel-ukrlp.de/versi-
chert-bei-bgf-aktivitaeten sowie ande-
rerseits https://www.uv-bund-bahn.de/
versicherte-und-leistungen/haeufig-ge-
stellte-fragen/antworten-zum-versiche-
rungsschutz/. Besonders weitgehend in 
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ihren Aussagen, auch zur denkbaren un-
fallversicherungsrechtlichen Absiche-
rung, ist eine Broschüre, die die DGUV 
mit anderen Akteuren unter dem Titel 
„Betriebliche Gesundheitsförderung – 
mit Sicherheit sicher!“ publiziert hat, 
https://www.bisp-sportinfrastruktur.
de/SharedDocs/Downloads/DE/Sport-
entwicklung/bg.pdf?__blob=publicati-
onFile&v=1 

Eine kritische Reflexion der bishe-
rigen Grenzlinien in der Unfallkasuis-
tik ist für Fälle wie den hier entschie-
denen besonders relevant, denn solche 
betrieblichen Gemeinschaftsveranstal-
tungen für WfbM-Beschäftigte können 
dazu beitragen, die gewachsene Segre-
gation zwischen Sonderarbeitswelt (z.B. 
WfbM) und allgemeinem Arbeitsmarkt 
aufzuweichen und die bisher getrenn-
ten Lebenswelten durchlässiger zu ge-
stalten. Eine unkritische Übertragung 
der allgemeinen Grundsätze der Un-
fallversicherung verhindert Wege zur 
Inklusion.]

Kostenübernahme für im Arbeit-
gebermodell organisierte häusli-
che Krankenpflege während der 
stationären Behandlung
Bundessozialgericht, Urteil vom 
10.11.2022 – B 3 KR 15/20 R

Amtliche Leitsätze
1. Die Organisation der häuslichen Kran-
kenpflege im Arbeitgebermodell durch 
die Versicherten mit von ihnen selbst 
beschäftigten besonderen Pflegekräf-
ten ist jedenfalls dann zulässig, wenn 
die im Einzelfall erforderliche häusli-
che Krankenpflege nicht anders sicher-
zustellen ist.

2. Kann die häusliche Krankenpflege 
anders als im Arbeitgebermodell nicht 
bedarfsdeckend organisiert werden, hat 
die Krankenkasse alle nach Lage des 
Einzelfalls auch während eines Kran-
kenhausaufenthalts zur Aufrechterhal-

tung der häuslichen Krankenpflege er-
forderlichen Kosten in angemessener 
Höhe zu tragen.

Quelle: www.bsg.bund.de

Fehlender Anspruch auf mit 
dem Persönlichen Budget bewil-
ligte Leistungen während eines 
Krankenhausaufenthalts
Sozialgericht Augsburg, Urteil vom 
09.02.2023 – S 6 SO 126/21

Amtlicher Leitsatz
1. Während eines Krankhausaufenthal-
tes besteht auch bei einer 24-Stunden-
Assistenz kein Anspruch auf Übernah-
me der Kosten für die nicht im Arbeitge-
bermodell beschäftigten Assistenzkräfte.

2. Dies gilt sowohl für die Leistungen 
der Hilfe zur Pflege als auch die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe außer-
halb des Anwendungsbereichs von § 113 
Abs. 6 SGB IX.

3. Die Aufrechnung danach über-
zahlter Leistungen mit bereits bewil-
ligten Leistungen aus dem persönlichen 
Budget ist regelmäßig nicht zulässig.

Quelle: www.juris.de 

Posttraumatische Belastungs-
störung als Berufskrankheit bei 
Rettungssanitätern anerken-
nungsfähig
Bundessozialgericht, Urteil vom 
22.06.2023 – B 2 U 11/20 R

Eine Posttraumatische Belastungsstö-
rung bei Rettungssanitätern kann als 
„Wie-Berufskrankheit“ anerkannt wer-
den, auch wenn die Posttraumatische 
Belastungsstörung nicht zu den in der 
Berufskrankheiten-Verordnung auf-
gezählten Berufskrankheiten gehört. 
Dies hat der 2. Senat des Bundessozi-
algerichts entschieden.

Der Kläger erlebte als Rettungssani-
täter viele traumatisierende Ereignis-
se (unter anderem Amoklauf, Suizide 
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und andere das Leben sehr belasten-
de Momente). Im Jahr 2016 wurde bei 
ihm eine Posttraumatische Belastungs-
störung festgestellt. Die Beklagte lehn-
te es ab, diese Erkrankung als Berufs-
krankheit anzuerkennen, weil die Post-
traumatische Belastungsstörung nicht 
zu den in der Berufskrankheiten-Lis-
te aufgezählten Berufskrankheiten ge-
hört. Die Posttraumatische Belastungs-
störung sei auch nicht als „Wie-Berufs-
krankheit“ anzuerkennen.

Anders als die Vorinstanzen hat das 
Bundessozialgericht entschieden, dass 
eine Posttraumatische Belastungsstö-
rung bei Rettungssanitätern als „Wie-
Berufskrankheit“ anerkannt werden 
kann. Rettungssanitäter sind während 
ihrer Arbeitszeit einem erhöhten Risiko 
der Konfrontation mit traumatisieren-
den Ereignissen ausgesetzt. Diese Ein-
wirkungen sind abstrakt-generell nach 
dem Stand der Wissenschaft Ursache 
einer Posttraumatischen Belastungs-
störung. Dieser Ursachenzusammen-
hang ergibt sich aus den international 
anerkannten Diagnosesystemen, ins-
besondere dem Statistischen Manual 
Psychischer Störungen der Amerika-
nischen Psychiatrischen Vereinigung 
(DSM), sowie den Leitlinien der wis-
senschaftlich-medizinischen Fachge-
sellschaften.

Ob beim Kläger tatsächlich eine Post-
traumatische Belastungsstörung vor-
liegt, die auf seine Tätigkeit als Ret-
tungssanitäter zurückzuführen ist, be-
darf indes noch weiterer Feststellungen, 
so dass die Sache an das Landessozial-
gericht zurückzuverweisen war.

Quelle: www.rehadat-recht.de 

Angemessenheit der Kosten der 
Unterkunft bei behinderungsbe-
dingten Zugangsbarrieren zum 
Wohnungsmarkt
Bundessozialgericht, Urteil vom 
06.10.2022 – B 8 SO 7/21 R

Redaktionelle Leitsätze [NZS 2023, 
S. 459]
1. Das Verbot der Einbeziehung ver-
gleichsraumübergreifender Daten bei 
der Berechnung der Angemessenheits-

grenze gilt zwar für die Häufigkeitsver-
teilung der Grundmieten, nicht aber für 
Hilfsgrößen, die in empirischer, nicht 
normativer Sicht herangezogen wer-
den, um die ermittelten Werte plausi-
bel zu machen. Um eine solche Hilfsgrö-
ße handelt es sich bei der Bestimmung 
der Nachfragegruppen für günstigen 
Wohnraum.

2. Der Zugang zum Wohnungsmarkt 
ist für Menschen mit geistigen, psychi-
schen oder seelischen Behinderungen ge-
nerell erschwert, etwa durch Vorbehalte 
von Vermietern gegenüber diesem Per-
sonenkreis. Führen die Beeinträchtigun-
gen zu einer erheblichen Einschränkung 
oder sogar Verschlossenheit des Woh-
nungsmarkts, ist regelmäßig eine indi-
viduelle Hilfestellung des Leistungsträ-
gers geboten, um eine Wohnung zu fin-
den. Kommt der Leistungsträger dieser 
Obliegenheit nicht nach, ist grundsätz-
lich von der konkreten Angemessenheit 
der Wohnung auszugehen.

3. Wenn feststeht, dass im Ergebnis 
ein Anspruch auf die Übernahme der 
geltend gemachten Aufwendungen nicht 
(oder nicht in vollem Umfang) besteht 
und ein Kostensenkungsverfahren er-
forderlich ist, bedarf es grundsätzlich 
auch einer Kostensenkungsaufforde-
rung für den nichtleistungsberechtig-
ten Ehegatten.

Quelle: www.bsg.bund.de 

Zulässige Befristung der 
Bewilligung von dem Gesamtplan-
verfahren unterliegenden Einglie-
derungshilfeleistungen
Sozialgericht Reutlingen, Urteil vom 
15.03.2023 – S 4 SO 1743/22

Amtlicher Leitsatz
1. § 122 SGB IX sieht den Abschluss von 
Teilhabevereinbarungen für die »Dauer 
des Bewilligungszeitraums« vor. Hier-
an wird deutlich, dass der Gesetzgeber 
die Festlegung eines Bewilligungszeit-
raums als Regel ansah – mithin eine Be-
fristung regelmäßig vorzunehmen ist.

2. Im Sinne eines offenen, transpa-
renten und hinsichtlich zukünftiger Ent-
wicklungen Klarheit schaffenden Ver-
waltungshandelns ist es angezeigt und 

gerechtfertigt, Befristungen vorzuneh-
men, wenn bei Erlass eines Verwaltungs-
akts mit Dauerwirkung im konkreten 
Einzelfall greifbare Anhaltspunkte be-
fürchten lassen, dass die Voraussetzun-
gen möglicherweise wieder wegfallen 
könnten bzw. wenn sich eine spätere 
Entwicklung bereits konkret abzeichnet.

Quelle: www.juris.de 

Voraussetzungen für Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
durch die Rentenversicherung
Bayerisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 07.07.2022 – L 14 R 184/21

Amtlicher Leitsatz
1. Zur Erfüllung der versicherungsrecht-
lichen Voraussetzungen für Leistun-
gen zur Teilhabe nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 
SGB VI ist es nicht ausreichend, wenn 
im Zeitpunkt der Stellung des Rehabi-
litationsantrags lediglich ein Rentenan-
trag gestellt war, aber über diesen noch 
nicht entschieden ist, auch wenn sich 
der Rentenantrag später als begrün-
det erweist. Diese Auslegung steht in 
Übereinstimmung mit dem Wortlaut 
der Vorschrift, berücksichtigt, dass sie 
auch die Funktion einer Zuständigkeits-
zuweisung und Zuständigkeitsabwei-
sung hat und verhindert nachfolgende 
Rechtsstreitigkeiten zwischen den Re-
habilitationsträgern.

2. Rentenantragsteller sind insoweit 
auch nicht den Rentenbeziehern gleich-
zustellen, wenn sämtliche Anspruchs-
voraussetzungen für die Rente erfüllt 
sind und lediglich der Rentenbescheid 
noch aussteht.

3. Die Erbringung von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben gemäß § 11 
Abs. 2a Nr. 1 SGB VI an Versicherte setzt 
voraus, dass der Rentenanspruch wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit unmit-
telbar droht und dieser durch berufli-
che Teilhabeleistungen voraussichtlich 
abgewendet werden kann. Dies erfor-
dert eine Prognose dahingehend, dass 
der Versicherte durch die Leistung zur 
Teilhabe am Arbeitsleben voraussicht-
lich zu einer Tätigkeit auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt befähigt werden kann.

Quelle: www.juris.de 
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Mitteilungspflicht im BEM-Ver-
fahren
Landesarbeitsgericht Rheinland­Pfalz, 
Urteil vom 26.01.2021 – 6 Sa 124/20

Redaktioneller Leitsatz [ZB Magazin 
Behinderung und Beruf 2021, Nr. 3, 
S. 14]
Im Rahmen des Betrieblichen Einglie-
derungsmanagements (BEM) trifft den 
Arbeitgeber die Pflicht, den Arbeitneh-
mer oder die Arbeitnehmerin auf die 
Ziele des BEM sowie Art und Umfang 
der dabei erhobenen Daten hinzuweisen. 
Die Darstellung der Ziele muss über die 
bloße Bezugnahme auf die Vorschrift 
des § 167 Abs. 2 S. 1 SGB IX hinaus-
gehen. Es muss mitgeteilt werden, wel-
che Krankheitsdaten erhoben und ge-
speichert und inwieweit und für welche 
Zwecke sie dem Arbeitgeber zugänglich 
gemacht werden.

Quelle: www.juris.de 

Anspruch auf behinderungsge-
rechte Arbeit im Homeoffice
Landesarbeitsgericht Köln, Urteil vom 
12.01.2022 – 3 Sa 540/21

Orientierungssätze
1. Nach § 241 Abs. 2 BGB ist jede Partei 
des Arbeitsvertrags zur Rücksichtnahme 
auf die Rechte, Rechtsgüter und Interes-
sen ihres Vertragspartners verpflichtet. 
Ist der Arbeitnehmer aus in seiner Per-
son liegenden Gründen nicht mehr in 
der Lage, die vom Arbeitgeber aufgrund 
seines Direktionsrechts nach § 106 Satz 
1 GewO näher bestimmte Leistung zu 
erbringen, kann es die Rücksichtnahme-
pflicht aus § 241 Abs. 2 BGB gebieten, 
dass der Arbeitgeber von seinem Direk-
tionsrecht erneut Gebrauch macht und 
dem leistungsgeminderten Arbeitneh-
mer innerhalb des arbeitsvertraglich 
vereinbarten Rahmens eine Tätigkeit 
überträgt, zu deren Erbringung dieser 
noch in der Lage ist. Voraussetzung ist, 
dass dem Arbeitgeber die entsprechende 
Neubestimmung der auszuübenden Tä-
tigkeit rechtlich möglich und zumutbar 
ist. Begrenzt wird diese Verpflichtung je-

denfalls durch den jeweiligen Vertrags-
gegenstand. Eine Verpflichtung zur ver-
tragsfremden Beschäftigung begründet 
das Gebot der Rücksichtnahme nicht. 
Der Arbeitgeber kann im Rahmen der 
Rücksichtnahmepflicht lediglich gehal-
ten sein, dem Wunsch des Arbeitneh-
mers nach einer Vertragsanpassung 
nachzukommen, insbesondere, wenn 
anderenfalls ein dauerhaftes Unvermö-
gen des Arbeitnehmers droht.

2. Ist im Arbeitsvertrag der Arbeits-
ort fest geregelt, ist kein Raum für die 
Ausübung des Direktionsrechts in ört-
licher Hinsicht.

Quelle: www.openjur.de 

Beteiligung der Gesamtschwer-
behindertenvertretung – Fristen 
bei Kündigungen
Landesarbeitsgericht Köln, Urteil vom 
30.03.2022 – 11 Sa 786/21

Redaktioneller Leitsatz [Behinderung 
und Recht 2023, S. 115]
Die Kündigung eines Arbeitsverhält-
nisses eines schwerbehinderten Men-
schen, die der Arbeitgeber ohne (ord-
nungsgemäße) Beteiligung der zustän-
digen Schwerbehindertenvertretung 
ausspricht, ist unwirksam. Die Frist zur 
Stellungnahme ist durch eine analoge 
Anwendung von § 102 Abs. 2 BetrVG 
in Verbindung mit den §§ 187 ff. BGB 
zu schließen. Hinsichtlich der Berech-
nung der Wochenfrist ist auf den Zu-
gang der Anhörung bei der zuständigen 
SBV in entsprechender Anwendung des 
§ 130 BGB abzustellen.

Quelle: www.openjur.de

Krankheitsbedingte Kündigung 
und Erfordernis der Durchführung 
eines betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements (BEM)
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 
15.12.2022 – 2 AZR 162/22

Orientierungssätze
1. Ist der Arbeitgeber gemäß § 167 
Abs. 2 Satz 1 SGB IX einer Verpflich-
tung zur Durchführung eines BEM nicht 
nachgekommen, ist er im Kündigungs-
schutzprozess darlegungs- und beweis-

pflichtig dafür, dass auch ein BEM nicht 
dazu hätte beitragen können, neuerli-
chen Arbeitsunfähigkeitszeiten entge-
genzuwirken.

2. Eine schriftliche Zustimmung des 
Arbeitnehmers in die Verarbeitung sei-
ner im Rahmen eines BEM erhobenen 
personenbezogenen und Gesundheits-
daten sieht § 167 Abs. 2 SGB IX nicht als 
tatbestandliche Voraussetzung für die 
Durchführung eines BEM vor.

3. Es ist dem Arbeitgeber auch ohne 
vorherige datenschutzrechtliche Ein-
willigung möglich und zumutbar, zu-
nächst mit dem beabsichtigten BEM zu 
mit dem Arbeitnehmer in einem Erst-
gespräch den möglichen Verfahrensab-
lauf zu besprechen. Datenschutzrecht-
liche Fragen im Zusammenhang mit 
der Erhebung und Verarbeitung von 
Gesundheitsdaten des Arbeitnehmers 
sind frühestens dann von Bedeutung, 
wenn sich die Beteiligten des BEM dar-
über verständigt haben, welche Angaben 
über den Gesundheitszustand für eine 
Reduzierung der Arbeitsunfähigkeits-
zeiten voraussichtlich erforderlich sind.

4. Die Zustimmung des Integrations-
amts zu einer krankheitsbedingten Kün-
digung begründet nicht die Vermutung, 
dass ein BEM die Kündigung nicht hät-
te verhindern können.

Quelle: www.juris.de 

Kostenübernahme für Büro-
personal 
Landesarbeitsgericht Berlin­Branden­
burg, Beschluss vom 03.11.2022 – 26 
TaBV 751/22

Amtlicher Leitsatz
1. Die Arbeitgeberin hat die durch die 
Tätigkeit der Schwerbehindertenver-
tretung entstehenden Kosten zu tragen, 
§ 179 Absatz 8 Satz 1 SGB IX. Für öf-
fentliche Arbeitgeber gelten danach die 
Kostenregelungen für Personalvertre-
tungen entsprechend. Nach § 179 Ab-
satz 8 Satz 3 SGB IX sind davon auch 
die Kosten der Bürokräfte der Schwer-
behindertenvertretung erfasst. 

2. Die Schwerbehindertenvertretung 
entscheidet – ebenso wie der Personal-
rat – selbstständig und eigenverantwort-
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lich, was insoweit erforderlich und ver-
tretbar ist.

3. Die Entscheidung der Schwerbehin-
dertenvertretung unterliegt der arbeits-
gerichtlichen Kontrolle. Diese ist auf die 
Prüfung beschränkt, ob das geforder-
te Büropersonal im begehrten Umfang 
aufgrund der konkreten Situation in der 
Dienststelle der Erledigung gesetzlicher 
Aufgaben der Schwerbehindertenvertre-
tung dient und die Schwerbehinderten-
vertretung bei ihrer Entscheidung nicht 
nur die Interessen der Belegschaft be-
rücksichtigt, sondern auch den berech-
tigten Belangen des Arbeitgebers Rech-
nung getragen hat.

4. Im Interesse der nach § 182 Abs. 1 
SGB IX zu wahrenden engen Zusam-
menarbeit ist die Schwerbehinderten-
vertretung gehalten, sich vor der eige-
nen Heranziehung von Bürodienstleis-
tern mit dem Arbeitgeber ins Benehmen 
zu setzen. Erst wenn dieser die berech-
tigte Forderung nach Unterstützung 
durch eigenes geeignetes Büroperso-
nal ablehnt, ist der Weg zur Beauftra-
gung auf Kosten des Arbeitgebers frei.

5. Die durch die Schwerbehinderten-
vertretung insoweit zu treffende Ent-
scheidung betrifft nicht nur die Frage, 
wie viele Bürokräfte benötigt werden, 
sondern auch den Gesichtspunkt, über 
welche Qualifikation die Bürokräfte für 
die Tätigkeit für die Schwerbehinder-
tenvertretung verfügen müssen.

6. Die Schwerbehindertenvertretung 
hat – ebenso wie die Personalvertre-
tung – einen Anspruch auf Zurverfü-
gungstellung geeigneten Büroperso-
nals. Dazu gehört es auch, das Büro-
personal im erforderlichen Umfang zu 
qualifizieren, soweit dafür Bedarf be-
steht. Durch den Arbeitgeber sind die 
dazu notwendigen Kosten zu tragen. 
Der Dienststellenleiter darf die Erfül-
lung von Zahlungsverpflichtungen, wel-
che die Schwerbehindertenvertretung 
durch die Wahrnehmung der ihr oblie-
genden Aufgaben verursacht hat, nicht 
ohne weiteres mit der Begründung ver-
weigern, die dafür vorgesehenen Haus-
haltsmittel seien erschöpft 

7. Der öffentliche Arbeitgeber hat in-
soweit die Möglichkeit, das im Haus-

haltsplan für die Schwerbehindertenver-
tretung anzusetzende Budget rechtzeitig 
mit der Schwerbehindertenvertretung 
abzusprechen. Hat er das nicht getan, 
wird der Begründungsaufwand regel-
mäßig im Einzelfall für den Arbeitge-
ber größer sein, wenn er eine konkrete 
Maßnahme unter Bezugnahme auf den 
Haushaltsplan ablehnen will.

8. Es kann aber auch ein unbedachter 
oder aufgrund der besonderen Umstän-
de zuvor nicht absehbarer Bedarf ent-
stehen. Gegebenenfalls wir dann eine 
Ergänzung zu beantragen sein. Dies 
ändert nichts daran, dass die aus § 179 
Absatz 8 Satz 3 SGB IX folgende Ver-
pflichtung zu erfüllen ist.

Quelle: www.juris.de 

VERWALTUNGSRECHT

Nachteilsausgleiche für hör-
beeinträchtigte Studierende in 
Prüfungen des Medizinstudiums
Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 
26.01.2022 – 12 K 157.19

Amtlicher Leitsatz
1. Der gestattete Einsatz eines Hilfs-
mittels in einer mündlichen Prüfung, 
dessen Installation und Erklärung ge-
genüber den Prüfern als Teil der Prü-
fungszeit zählt, ist zum Nachteilsaus-
gleich unzureichend.

2. Die Inanspruchnahme eines Kom-
munikationsassistenten, der in münd-
lichen Prüfungen für eine hochgradig 
schwerhörige Studentin alle Aussagen 
mündlich-simultan wiederholt, ist eine 
geeignete Form des Nachteilsausgleichs.

3. Der Einsatz eines Schriftdolmet-
schers in den mündlich anzulegenden 
[Korrektur durch die Red.: abzulegen-
den] Prüfungen des Medizinstudiums 
beeinträchtigt die Abprüfung für den 
Arztberuf maßgeblicher Fähigkeiten 
und begründet darüber hinaus eine 
Überkompensation.

Quelle: www.gesetze.berlin.de
 

[Hinweis der Redaktion: Eine Anmer-
kung zum Urteil finden Sie kostenlos 
unter www.reha-recht.de; vgl. Janßen: 

Nachteilsausgleiche für hörbeeinträch-
tigte Studierende in Prüfungen des Me-
dizinstudiums – Anmerkung zum Urteil 
des VG Berlin vom 26. Januar 2022, 12 
K 157.19; Beitrag A8-2023 unter www.
reha-recht.de; 07.07.2023.]

Evidenzkontrolle
Hessischer Verwaltungsgerichtshof, 
Beschluss vom 23.06.2022 – 
10 A 883/21.Z

Redaktionelle Orientierungssätze 
[Redaktion der RP-Reha]
1. Fällt der Arbeitsplatz eines Mitarbei-
ters mit Schwerbehinderung weg und 
kann dieser auf einem anderen Arbeits-
platz weiterbeschäftigt werden, ist der 
Prüfungsumfang des Integrationsamts 
auf eine dahingehende Evidenzkontrol-
le beschränkt.

2. Um eine Ermessenentscheidung 
treffen zu können, müsse das Integra-
tionsamt den Sachverhalt zwar grund-
sätzlich aufklären. Der Umfang der 
Aufklärungspf licht ergebe sich aber 
entscheidend aus dem Bezug des Kün-
digungsgrundes zur Schwerbehinder-
teneigenschaft.

3. Bei einer betriebsbedingten Kün-
digung sei die Zustimmung in der Re-
gel zu erteilen, da sich ein Zusammen-
hang mit der Schwerbehinderung nicht 
herstellen lasse. Etwas Anderes gelte, 
wenn die beabsichtigte Kündigung nach 
arbeitsrechtlichen Vorschriften offen-
sichtlich unwirksam sei. Dann müsse 
die Unwirksamkeit „ohne jeden ver-
nünftigen Zweifel in rechtlicher und tat-
sächlicher Hinsicht offen zu Tage tre-
ten und sich jedem Kundigen aufdrän-
gen“. Dieser Offensichtlichkeitsmaßstab 
finde auch in den Fällen der betriebsbe-
dingten Kündigung Anwendung, wenn 
es um die Frage der möglichen Wei-
terbeschäftigungsmöglichkeiten gehe. 
Denn die Aufklärung dieser Frage sei 
primär Gegenstand des arbeitsgericht-
lichen Verfahrens.

Quelle: www.rehadat-recht.de
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BEM BEI PSYCHISCHER 
BEEINTRÄCHTIGUNG – DAS RAHMENKONZEPT 

ARBEITSFÄHIGKEITSCOACHING

EINFÜHRUNG

Im betrieblichen Kontext rückt das The-
ma psychische Gesundheit immer wei-
ter in den Fokus. Diese Wahrnehmung 
wird unterstrichen durch die steigen-
den Zahlen im Bereich der Arbeitsun-
fähigkeit aufgrund psychischer Ursa-
chen. Der BKK-Gesundheitsreport 20211 
berichtet beispielsweise, dass psychi-
sche Störungen mit einem Anteil von 
6,3% an den AU-Fällen und 17,5% an 
den AU-Tagen zu den bedeutsamsten 
Diagnosegruppen gehört. Dass psy-
chische Störungen an Bedeutung ge-
winnen, zeigt auch ein Blick auf die 
vergangenen zehn Jahre. Von 2010 bis 
2020 haben die AU-Tage bei Männern 
um 101,8% bei Frauen um 83,9% zuge-
nommen. Mit 43,4 AU-Tagen pro Fall 
weisen AU-Tage aufgrund psychischer 
Ursachen die längsten Fehlzeiten aller 
Diagnosegruppen auf. Im Vergleich 
zu den Krankheiten im Bereich des 
Muskel-Skelett-Systems ist dies beina-
he doppelt so lange. Auch die Zahlen 
der Frühverrentungen wachsen im Be-
reich der psychischen Erkrankungen. 
Die Deutsche Rentenversicherung be-
richtet, dass im Jahr 2000 noch 24,2% 
der erstmals gezahlten Erwerbsminde-
rungsrenten auf psychische Störungen 
zurückgehen, im Jahr 2020 hier schon 
ein Anteil von 41,5% zu verzeichnen ist.2 

Wollen Betriebe die Arbeits- und Be-
schäftigungsfähigkeit ihrer Beschäf-
tigten wiederherstellen, erhalten und 
fördern, müssen sie sich nach obiger 
Betrachtung dem Thema psychische Er-
krankungen dringend stellen. In diesem 

Zusammenhang ist es zielführend, ein 
Betriebliches Gesundheitsmanagement 
BGM aufzubauen. Der Arbeitsschutz 
mit der kollektiv wirkenden ganzheit-
lichen Gefährdungsbeurteilung (hier 
insbesondere die Beurteilung psychi-
scher Belastungen) sowie das Betrieb-
liche Eingliederungsmanagement BEM 
mit der individuellen Unterstützung der 
Beschäftigten sind dabei die zentralen 
Handlungsfelder.

In diesem Beitrag wird das Arbeitsfä-
higkeitscoaching im Kontext des BEM 
und unter besonderer Berücksichtigung 
psychischer Beeinträchtigung vorge-
stellt. Dabei wird aufgezeigt, dass Struk-
turen und der Prozess der Betrieblichen 
Eingliederung in ein BGM integriert 
und (weiter)entwickelt werden müssen. 
Vor allem im Kontext psychischer Stö-
rungen kommt der inner- und außer-
betrieblichen Vernetzung ein beson-
derer Stellenwert zu. Ebenso sind hier 
Aspekte wie Vertrauen, Kommunika-
tion und Datenschutz besonders wich-
tig. Der Beitrag greift diese Facetten auf 
und beschreibt anschließend die sieben 
Schritte des Arbeitsfähigkeitscoachings 
(AFCoaching) auf individueller Ebe-
ne, mit denen BEM-Berechtigte bei ih-
rer Eingliederung unterstützt werden. 
Auf Grundlage des Hauses der Arbeits-
fähigkeit (siehe hierzu Abbildung 5) 
wird eine fundierte Analyse als Grund-
lage für die Maßnahmenentwicklung 
und -umsetzung skizziert. Abschlie-
ßend wird ein Fallbeispiel aufgeführt, 
um die Besonderheit des Arbeitsfähig-
keitscoachings bei psychischen Störun-
gen zu verdeutlichen.

1. BETRIEBLICHES EINGLIEDE­
RUNGSMANAGEMENT ALS TEIL 
DES BETRIEBLICHEN GESUND­
HEITSMANAGEMENTS

Das BEM ist seit 2004 in Deutschland 
durch den § 167 Abs. 2 SGB IX (vor 
2018 in § 84 Abs. 2 SGB IX) gesetzlich 
geregelt. Ziel ist es, die Arbeits- und Be-
schäftigungsfähigkeit jener Beschäftig-
ten wiederherzustellen, zu erhalten und 
zu fördern, die länger als sechs Wochen 
ununterbrochen oder wiederholt in ei-
nem Zeitraum von zwölf Monaten ar-
beitsunfähig waren. Durch Präventi-
onsmaßnahmen sollen erneuter Ar-
beitsunfähigkeit vorgebeugt und der 
Arbeitsplatz erhalten werden. 

Beim Aufbau bzw. der Weiterent-
wicklung von BEM-Strukturen sowie 
dem BEM-Verfahren muss die Primär-
prävention sowie die Gesundheitsförde-
rung mitdiskutiert und integriert wer-
den, sodass an den Ursachen der AU-Ta-
ge angesetzt wird. Idealerweise kommt 
es dadurch erst gar nicht zum Erreichen 
des oben beschriebenen Aufgreifkrite-
riums von sechs Wochen und es kön-
nen im Vorfeld längere Erkrankungen 
bzw. Einschränkungen verhindert wer-
den. Von daher ist es zielführend, das 
BEM in ein umfassendes BGM einzu-
betten und Synergien zu nutzen.

Exkurs: Handlungshilfe für 
Führungskräfte

Insbesondere die Rolle von Führungs-
kräften im Zusammenhang mit psychi-
scher Beeinträchtigung ist zentral. Di-
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rekte Vorgesetzte sind in ständiger In-
teraktion mit den Mitarbeitenden und 
haben von daher eine Schlüsselrolle bei 
der Unterstützung. In der Praxis hat sich 
das sogenannte HILFE-Konzept etab-
liert (siehe Abbildung 1). Dieses sollte 
allen Führungskräften bewusst gemacht 
werden, sodass Unsicherheiten mit der 
Thematik abgebaut werden und vor al-
lem ein aktiver Umgang mit Menschen 
in einer psychischen Krise möglich wird. 

 

2. BESONDERHEITEN BEIM 
BETRIEB LICHEN EINGLIEDE­
RUNGS MANAGEMENT UND 
PSYCHISCHEN BEEINTRÄCH­
TIGUNGEN

2.1 Vertrauensvoller Kommunika-
tions- und Kooperationsprozess

Beim BEM handelt es sich um einen 
Kommunikations- und Kooperations-
prozess, innerhalb dessen BEM-Berech-
tigte unterstützt und begleitet werden. 
Vor allem im Kontext psychischer Be-
einträchtigungen erfordert dieser »Ver-
ständigungs- und Abstimmungsprozess, 
in dem unterschiedliche AkteurInnen 
miteinander interagieren« eine vertrau-
ensvolle Beziehung zwischen BEM-Be-
rechtigten und den BEM-Verantwort-
lichen des Betriebes.3 BEM-Berechtig-
te müssen Vertrauen in die Kompetenz 
und Integrität der BEM-Verantwortli-
chen haben, um Selbstvertrauen und 
Zuversicht zu gewinnen.4 Dies ist we-
sentlich für das weitere Vorgehen und 
den Erfolg der Eingliederung.

2.2 Vertrauen durch Information 
und Kommunikation

Vertrauen in das BEM ist abhängig von 
frühzeitigen, transparenten und ziel-
gruppenadäquaten Informations- und 
Kommunikationsaktivitäten.5 Hierzu 
gehört auch, dass alle betrieblichen Ak-
teur*innen an einem Strang ziehen. Ins-
besondere Führungskräfte aber auch In-
teressensvertretungen müssen zum The-
ma sensibilisiert werden und im Umgang 
mit den Betroffenen Handlungskompe-

tenzen an die Hand bekommen.6 Wei-
terhin ist die gute Zusammenarbeit und 
Kommunikation mit den Vorgesetzten 
sowie den Kolleg*innen ein entschei-
dender Erfolgsfaktor. 

2.3 Faktor Zeit

Zentraler Punkt bei der Eingliederung 
psychisch erkrankter Menschen ist der 
Faktor Zeit. Auf eine psychische Stö-
rung sollte möglichst schnell reagiert 
werden. So empfiehlt die Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung (DGUV) 
die rasche Unterstützung durch das Un-
ternehmen, um eine Chronifizierung zu 
vermeiden.7 Zusammen mit der/m Be-
triebsärztin/-arzt sollte bspw. für eine 
zügige psychotherapeutische Unterstüt-
zung gesorgt werden. Auch dem BEM 
wird ein frühzeitiger Beginn bereits 
vor der Rückkehr in den Betrieb emp-
fohlen,8 sodass z.B. notwendige Verän-
derungen am Arbeitsplatz bereits im 
Vorfeld getroffen werden können. Si-

kora et al. (2021) empfehlen mindes-
tens zwei bis drei Wochen vor der Wie-
dereingliederung mit der Vorbereitung 
zu beginnen.9 Insgesamt ist es wichtig, 
den BEM-Berechtigten frühzeitig eine 
Perspektive zur Rückkehr an den Ar-
beitsplatz zu bieten. Je länger die Wie-
dereingliederung dauert, umso stär-
ker können Ängste werden, welche die 
Rückkehr an den Arbeitsplatz erschwe-
ren. Allerdings ist eine wesentliche Vo-
raussetzung für die Wiedereingliede-
rung ein ausreichendes Maß an Kraft 
und emotionaler Stabilität, welche in 
enger Abstimmung mit Expert*innen 
(z.B. Betriebsärztin/-arzt, behandeln-
de Ärzt*innen, Therapeut*innen) ein-
geschätzt werden muss.10

 
2.4 Kooperation mit Expert*innen

Ein weiterer zentraler Aspekt beim BEM 
mit psychisch Erkrankten ist die Zu-
sammenarbeit mit Ärzt*innen, Psych-
iater*innen oder Therapeut*innen, bei 
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ABBILDUNG 1: HILFE – Handlungskonzept für Führungskräfte

HINSEHEN
• Psychische Ursachen für Verhaltensänderungen von Mitarbeitenden in 

Betracht ziehen
• Gegenseitiges Aufeinanderachtgeben der Mitarbeitenden

INITIATIVE ERGREIFEN
• Beobachtetes Verhalten offen thematisieren
• Initiative für Gespräch ergreifen

LEITUNGSFUNKTION WAHRNEHMEN
• Bei anhaltender Krise konkrete Arbeitsziele mit betroffenem 

Mitarbeitendem festlegen
• Selbstverantwortung sowie Hilfe durch Betrieb thematisieren

FÜHRUNGSVERANTWORTUNG: FÖRDERN – FORDERN
• Balance zwischen Über- und Unterforderung des betroffenen 

Mitarbeitenden halten

EXPERTINNEN BZW. EXPERTEN HINZUZIEHEN
• Bei Unsicherheit außerbetriebliche oder innerbetriebliche Expertinnen 

bzw. Experten hinzuziehen



der auch die/der Betriebsärztin/-arzt 
eine wichtige Funktion übernehmen 
sollte. Hierzu gehört auch die gute Zu-
sammenarbeit mit den Rehabilitations-
trägern und dem Integrationsamt. Da-
neben wird auch bei der Rückkehr an 
den Arbeitsplatz (bspw. im Rahmen 
einer stufenweisen Wiedereingliede-
rung) eine Flexibilität bei der Hand-
habung von Arbeitsanforderungen und 
Verantwortungsübernahme gefordert. 
Dadurch kann die Belastbarkeit einge-
schätzt, Selbstsicherheit aufgebaut und 
Angst vor Überforderung und vor ei-
nem erneuten Ausfall abgebaut werden.11 

3. ARBEITSFÄHIGKEITSCOA­
CHING – DAS RAHMENKONZEPT

Das Arbeitsfähigkeitscoaching ist ein 
Rahmenkonzept für die Wiederher-
stellung, den Erhalt und die Förderung 
der Arbeits- und Beschäftigungsfähig-
keit von Beschäftigten. Ziel des Rah-
menkonzepts ist die Schaffung von ge-
eigneten Rahmenbedingungen für die 
Umsetzung eines vertrauensvollen und 
professionellen Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements. Seit der Entwick-
lung im Jahr 2010 wurde das Konzept 
in zahlreichen Betrieben eingeführt 
und darüber hinaus etwa 500 Fallma-
nager*innen (sogenannte Arbeitsfähig-
keitscoaches) geschult und zertifiziert 
(Stand Mai 2022). 

Unter dem in diesem Konzept zent-
ralen Begriff »Arbeitsfähigkeit« ist »die 
Summe von Faktoren, die eine Frau 
oder einen Mann in einer bestimmten 
Situation in die Lage versetzt, eine ge-
stellte Aufgabe erfolgreich zu bewälti-
gen« zu verstehen.12 Den Unternehmen 
kommt hier eine bedeutende Rolle zu. 
Sie haben die Aufgabe Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, in denen eine stabi-
le Balance (vgl. Abbildung 2) zwischen 
den Belastungen durch die Arbeit, der 
Beanspruchung der Beschäftigten so-
wie deren Ressourcen im Unterneh-
men möglich ist.13

Das AFCoaching setzt an diesem 
Punkt an und wirkt in seiner Konzep-
tion auf betrieblicher, überbetrieblicher 

und individueller Ebene darauf hin, 
Prozesse und Strukturen zu gestalten, 
die die Arbeits- und Beschäftigungsfä-
higkeit der Belegschaft unterstützen.14

3.1 Betriebliche Ebene des 
AFCoachings

Auf betrieblicher Ebene werden Struk-
turen (z.B. Bereitstellung personeller, 
organisationaler und materieller Res-
sourcen) und Prozesse (insbesondere 
das BEM-Verfahren) angestrebt, die das 
Handlungsfeld BEM im BGM mit den 
weiteren Bereichen Arbeitsschutz und 
Betrieblicher Gesundheitsförderung fest 
verankern. Mit Blick auf die betriebliche 
Begleitung (psychisch) erkrankter bzw. 
eingeschränkter Beschäftigter kommt 
einer sensiblen und transparenten Ge-
staltung von Kommunikations- und 
Informationsprozessen eine besonde-
re Bedeutung zu. Hierdurch sollen so-
wohl inner- als auch außerbetriebliche 
Ressourcen optimal für eine erfolgrei-
che Eingliederung genutzt werden. Um 

dies zu erreichen, ist es notwendig, die 
Zusammenarbeit mit wichtigen Ak-
teur*innen wie bspw. Führungskräfte 
und Betriebsärztin/-arzt zu klären und 
transparent zu machen. Eine umfassen-
de Qualifizierung der Akteur*innen 
hat sich in diesem Kontext als zentraler 
Punkt herauskristallisiert.15 Inhalt dieser 
Schulungs- und Sensibilisierungsmaß-
nahmen ist unter anderem die Klärung 
der unterschiedlichen Rollen innerhalb 
des BEM sowie die damit verbundene 
Verantwortung. Darüber hinaus muss 
Handlungswissen vermittelt werden, 
wie mit Menschen mit psychischen Be-
einträchtigungen umgegangen werden 
muss und welche besonderen Unterstüt-
zungsmaßnahmen bestehen und sinn-
voll sind. Wesentlicher Punkt ist eben-
falls ein transparentes Datenschutz-
konzept. Dieses muss Klarheit darüber 
schaffen, welche Daten wann, wie und 
von wem erhoben, gespeichert und ver-
wendet werden. Der Datenschutz leis-
tet vor allem bei psychisch erkrankten 
Beschäftigten einen wesentlichen Bei-
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ABBILDUNG 2: Arbeitsfähigkeit als Balance von Arbeitsanforderungen und 
individueller Leistungsfähigkeit (Quelle: Giesert et al. 2013)
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trag für die notwendige vertrauensvol-
le Zusammenarbeit.

Auf Ebene des konkreten Eingliede-
rungsprozesses werden die BEM-Berech-
tigten von Arbeitsfähigkeitscoaches (sie-
he auch Punkt 3.3) begleitet und beim 
Aufbau ihrer individuellen Handlungs-
kompetenz unterstützt. Um das konkre-
te Vorgehen und den Einsatz der Me-
thoden dieses AFCoachingansatzes zu 
erlernen, werden angehende AFCoa-
ches qualifiziert sowie durch Supervi-
sion begleitet. 

3.2 Überbetriebliche Ebene des 
AFCoachings

Der Aufbau eines BEM-Unterstützungs-
netzwerks dient der Prozessoptimie-
rung an der Schnittstelle zu externen 
AkteurInnen (z.B. Integrationsämter, 
Rehabilitationsträger, Fachärzt*innen, 
Therapeut*innen). Neben der verbes-
serten Inanspruchnahme der externen 
Leistungen zielt das Netzwerk auf einen 
kontinuierlichen Erfahrungsaustausch 
ab. In der Praxis wird dieser Aufbau 
von externen Unterstützungsstruktu-
ren im Rahmen des AFCoachings als 
sehr hilfreich für den Eingliederungs-
prozess beschrieben.16 Ein besonderes 
Augenmerk gilt der Zusammenarbeit 
mit Fachärzt*innen und Therapeut*in-
nen, da diese in der Praxis bislang eher 
selten ist.17

3.3 Individuelle Ebene – der 
AFCoach als »Begleiter«

Wenn auf betrieblicher und überbe-
trieblicher Ebene die Rahmenbedin-
gungen geschaffen sind und AFCoaches 
geschult wurden, kann die Begleitung 
und Unterstützung der BEM-Berechtig-
ten beginnen. Der AFCoach unterstützt 
BEM-Berechtigte in ihrer aktiven Rolle 
bei der Wiederherstellung, dem Erhalt 
und der Förderung ihrer Arbeits- und 
Beschäftigungsfähigkeit. Ziel ist unter 
anderem der Aufbau von Handlungs-
kompetenzen und Selbstsicherheit so-
wie der Abbau von Ängsten. Damit wer-
den die BEM-Berechtigten in die Lage 
versetzt, aktiv an der Förderung ihrer 

Arbeits- Beschäftigungsfähigkeit mit-
zuwirken. 

Der Prozess mit BEM-Berechtigten 
und AFCoach beinhaltet sieben Schrit-
te (vgl. Abbildung 3).

Nach den formalen Schritten Feststel-
lung der Arbeitsunfähigkeit von mehr 
als sechs Wochen, (schriftlicher) Kon-
taktaufnahme, erstes Informationsge-
spräch sowie dem Angebot eines AF-
Coachings, beginnt das Coaching mit 
einem Erstgespräch zwischen AFCoach 
und BEM-Berechtigten. Alle Schritte 
im BEM sind dabei freiwillig, das heißt 
die BEM-Berechtigten können den Pro-
zess jederzeit ablehnen bzw. abbrechen. 

Das Erstgespräch ist im Kontext psy-
chisch erkrankter BEM-Berechtigter 
besonders wichtig, um die Basis für 
eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zu legen. Es beinhaltet das gegenseiti-
ge Kennenlernen, die Beschreibung des 
BEM-Verfahrens und der Ziele, Klärung 
des Datenschutzes durch eine Daten-
schutzerklärung für alle Schritte sowie 
eine Vereinbarung in Form eines Coa-
chingvertrages. Zur umfassenden Do-
kumentation der Eingliederung wird 
das »AFC-Buch« ausgehändigt, welches 
alle standardisierten und erforderlichen 
Materialien, den Coachingvertrag sowie 
eine Datenschutzerklärung beinhaltet.

In Schritt 2 wird die Ausgangssitu-
ation umfassend analysiert. Den Kern 
bildet dabei die Analyse anhand des 
»Hauses der Arbeitsfähigkeit« (vgl. Ab-
bildung 4, Reuter et al. 2015).

Gemeinsam mit den Berechtigten 
werden Ressourcen und Defizite im 
Bereich Gesundheit, Kompetenz, Wer-
te, Einstellungen und Motivation, Ar-
beitsbedingungen und Führung sowie 
im persönlichen, familiären und regi-
onalen Umfeld erörtert. Grundlegend 

hierfür sind zwei Perspektiven: Ers-
tens, was kann die/der BEM-Berech-
tigte selbst und zweitens was kann das 
Unternehmen tun, um die persönli-
che Arbeitsfähigkeit wiederherzustel-
len bzw. zu fördern. 

Unterstützend wird bei der Analyse 
die Gefährdungsbeurteilung miteinbe-
zogen. Bereits an dieser Stelle können 
auch Spezialist*innen (z.B. Betriebs-
ärztin/-arzt oder Externe) für eine Ex-
pertise hinzugezogen werden, voraus-
gesetzt die BEM-Berechtigten stimmen 
dem zu. Die Ergebnisse dieser umfas-
senden Analyse sind Grundlage für die 
Maßnahmenentwicklung. Diese beginnt 
zunächst im Dialog zwischen AFCoach 
und BEM-Berechtigten (Schritt 3), so-
dass die Expertise der Betroffenen zum 
Tragen kommt und sich das Selbst-
vertrauen weiter aufbaut. Die entwi-
ckelten und priorisierten Maßnahmen 
aus Schritt 3 sind Basis für den »Maß-
nahmenworkshop« (Schritt 4). Hier 
setzen sich notwendige Personen (z.B. 
Führungskraft, Betriebsärztin/-arzt) 
für die Umsetzung der wesentlichsten 
Maßnahmen zusammen. Es werden 
konkrete Schritte, Umsetzungstermine 
und Verantwortlichkeiten beschlossen. 
Nach der Umsetzung (Schritt 5) folgt 
ein Abschlussgespräch über den Ver-
lauf (Schritt 6) des Prozesses sowie ein 
Nachhaltigkeitsgespräch nach ca. drei 
bis vier Monaten (Schritt 7). 

Alle Schritte werden umfassend do-
kumentiert, um einen transparenten 
und zielführenden Prozess zu gewähr-
leisten. Hinzu kommt, dass BEM-Be-
rechtigte und AFCoach den Erfolg der 
Eingliederung beurteilen müssen. § 167 
Abs. 2 SGB IX beschreibt die zwei we-
sentlichen Ziele des BEM: Arbeitsfähig-
keit wiederherstellen, erhalten und för-

Qualifizierung zum AFCoach

Die etwa einjährige Qualifizierung zum AFCoach beinhaltet drei Schritte 
sowie eine kontinuierliche Rezertifizierung:

• viertägige Grundlagen- und Methodenschulung
• begleitende Fallarbeit mit zwei eintägigen Reflexionstreffen
• Kolloquium und Zertifizierung
• Rezertifizierung jährlich mit 7 Weiterbildungsstunden zum Thema
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dern sowie den Arbeitsplatz erhalten. 
Für das erste Ziel werden im Rahmen 
des AFCoachings die beiden ersten Di-
mensionen des Arbeitsbewältigungsin-
dexes genutzt. In einem Vorher-Nach-
her-Vergleich (Schritt 2 und 6) wird die 
persönliche Einschätzung der Arbeitsfä-
higkeit auf einer Skala von 0 bis 10 von 
»völlig arbeitsunfähig« bis »derzeit die 
beste Arbeitsfähigkeit« im »Arbeitsbe-
wältigungswert« erfasst und beurteilt.18 
Zudem wird auf einer Skala von 0 bis 5 
(sehr schlecht bis sehr gut) jeweils die 
körperliche als auch die psychische Ar-
beitsfähigkeit zu Anfang und am Ende 
des Coachings bewertet. 

Sinnvoll ist es ein Evaluationskon-
zept im Unternehmen aufzubauen, um 
das BEM kontinuierlich weiterzuent-
wickeln.19

4. FALLBEISPIEL AUS DER 
PRAXIS – DER STRASSENBAHN­
FAHRER HERR K.

Herr K. ist 46 Jahre alt und arbeitet seit 
über 15 Jahren als Straßenbahnfahrer. 
Er ist wiederholt zum Wochenende über 
mehrere Tage und darüber hinaus auch 
über ein bis zwei Wochen arbeitsunfä-
hig gewesen. Insgesamt kam er auf über 
zehn Wochen Arbeitsunfähigkeit inner-
halb eines Jahres.

4.1 Erstgespräch AFCoaching mit 
BEM-Berechtigtem

Nachdem Herr K. dem Angebot BEM 
und AFCoaching zugestimmt hat, wird 
das Erstgespräch in einem vertrauens-
vollen Gespräch mit dem AFCoach ge-

führt, das Verfahren vorgestellt, die Ver-
einbarungen (Coachingvertrag, Daten-
schutzerklärung) unterzeichnet und das 
AFC-Buch an den BEM-Berechtigten 
übergeben.

 
4.2 Analyse mit BEM-Berechtigtem 
und gegebenenfalls mit weiteren 
ExpertInnen

Herr K. arbeitet in unterschiedlichen, 
oft geteilten (vormittags und abends) 
Wechselschichten. Üblicherweise fährt 
er Straßenbahn, in Ausnahmefällen auch 
U-Bahn. Die Arbeitszeit beträgt pro Tag 
acht Stunden (zwischen 6 und 23 Uhr). 
Wochenenddienste sind üblich. Da Kol-
leg*innen häufiger ausfallen, ist Mehr-
arbeit nach einem kurzfristigen Anruf 
nicht selten. 
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ABBILDUNG 3: Sieben Schritte des Arbeitsfähigkeitscoachings auf individueller Ebene

Feststellung der AU von mehr als sechs Wochen
Kontaktaufnahme und Informationsgespräch durch BEM-Verantwortliche
Angebot eines AFCoachings durch BEM-Verantwortliche

1. Erstgespräch AFCoaching mit BEM-Berechtigter/m

2. Analayse mit BEM-Berechtigter/m und ggf. weiteren ExpertInnen

3. Diskussion der Analayseergebnisse und Maßnahmenentwicklung mit 
BEM-Berechtigter/m und ggf. weiteren ExpertInnen

4. Maßnahmenworkshop mit allen erforderlichen Beteiligten

5. Maßnahmenumsetzung und Monitoringgespräche

6. AFCoaching-Abschlussgespräch und Evaluation

7. Nachhaltigkeitsgespräch

Übergabe des abgeschlossenen AFCoaching-Falls an BEM-Verantwortliche
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Die Analyse erfolgt mithilfe des Sche-
mas vom »Haus der Arbeitsfähigkeit« 
(siehe hierzu Abbildung 4):

1. Stockwerk »Gesundheit«: Zu Be-
ginn des AFC liegt die Selbsteinschät-
zung der Arbeitsfähigkeit mit dem 
Arbeitsbewältigungswert bei 6 von 10 
Punkten, 3 von 5 Punkten für die kör-
perlichen Anforderungen und 3 von 5 
Punkten für die psychischen Anforde-
rungen. Herr K. hat Angst vor erneu-
ter Arbeitsunfähigkeit, welche die Kol-
leg*innen belastet. Auf der anderen Seite 
hat er Angst, seine Arbeit nicht mehr zu 
bewältigen. Magen- und Darmproble-
me sowie Rückenbeschwerden erschwe-
ren die Arbeit. Herr K. hat Schmerzen 
und benötigt immer wieder zwischen-
durch eine Toilette. Diese ist aber nur 
nach Plan vorgesehen, nicht dann, wenn 
er sie braucht. Die Arbeit im Haushalt, 
die er früher gut zwischen den geteil-
ten Diensten erledigen konnte, schafft 
er nicht mehr. Er hat einige Kilo zuge-
nommen und die Bewegung fällt ihm 
immer schwerer. Herr K. hat keine rich-
tigen Ideen, wie er sich gesund ernäh-
ren kann. Er hat an nichts mehr Freude.

Die Gefährdungsbeurteilung wird bei 
der Analyse mit hinzugezogen.

2. Stockwerk »Kompetenz«: Herr K. 
ist an vielem interessiert. Er bemängelt, 
dass es im Unternehmen keine Weiter-
entwicklungsmöglichkeiten gibt. 

3. Stockwerk »Werte, Einstellungen 
und Motivation«: Herr K. ist stolz auf 
seine Arbeit. Ihm hat seine Arbeit im-
mer viel Freude gemacht.

4. Stockwerk »Arbeitsbedingun-
gen und Führung«: Da immer wieder 
einige Kolleg*innen ausfallen, muss er 
kurzfristig Schichten übernehmen und 
vermehrt Wochenendarbeit und Über-
stunden leisten. Das macht ihm Stress. 
Sein Vorgesetzter hat nicht viel Ver-
ständnis für seine Erkrankung, er muss 
dafür sorgen, dass die Straßen- und U-
Bahnen fahren.

»Persönliches Umfeld und Familie«: 
Herr K. lebt in Scheidung. Er ist verzwei-
felt und voller Panik, sein Kind zu ver-
lieren. Sein Sohn ist sieben Jahre alt. Er 
hat sich immer sehr um ihn gekümmert 
und hat ein gutes Verhältnis zu ihm. Jetzt 

lebt sein Sohn bei der Mutter. Die Tren-
nung sowie die Auseinandersetzungen 
mit ihr um das Sorgerecht machen ihn 
hilflos. Durch seine Wochenenddienste 
kann er sein Versprechen am Wochen-
ende für den Jungen da zu sein, nicht 
einhalten. Dadurch sind die Möglich-
keiten seinen Sohn zu sehen sehr einge-
schränkt und die Auseinandersetzun-
gen mit der Mutter noch stärker. Sei-
ne Kolleg*innen und sein Vorgesetzter 
sind durch seine Krankentage strapa-
ziert und nicht gewillt, Wochenend-
dienste in andere Dienste zu tauschen.

Die Analyse wird Schritt für Schritt 
dokumentiert und mit dem BEM-Be-
rechtigten abgestimmt.

4.3 Diskussion der Analyseergeb-
nisse und Maßnahmenentwicklung 
mit BEM-Berechtigtem

In der gemeinsamen Analyse mit Herrn 
K. und dem AFCoach wurden bereits 
erste Lösungsansätze angesprochen. 
Bei der Entwicklung der Maßnahmen 

werden die Ideen systematisch erarbei-
tet und konkretisiert. Jedes Stockwerk 
wird stets von zwei Seiten betrachtet: 
»Was kann ich als BEM-Berechtigter 
tun?« und »Was kann der Betrieb tun?«

1. Stockwerk »Gesundheit«: Mit Ein-
verständnis von Herrn K. wird ein Ter-
min mit dem Betriebsarzt vereinbart 
sowie ein zeitnaher Termin mit einem 
Psychologen. Das Unternehmen verfügt 
über gute Kontakte mit Fachärzten und 
Psychologen, sodass dies zeitnah mög-
lich ist. Herr K. möchte wieder in Bewe-
gung kommen. Beispielsweise möchte 
er wieder vermehrt Fahrradfahren. Er 
äußert auch den Wunsch, einem Fitness 
Club beizutreten und sich gesund zu 
ernähren, um dabei abzunehmen. Die 
Krankenkasse wie auch der Betrieb ge-
ben für die regelmäßigen Sportaktivitä-
ten sowie für die Ernährungsberatung 
einen Zuschuss. Herr K. macht mit Un-
terstützung des AFCoach einen Bera-
tungstermin bei der Krankenkasse aus. 

2. Stockwerk »Kompetenz«: Hier gibt 
es momentan keinen Handlungsbedarf.
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3. Stockwerk »Werte, Einstellungen 
und Motivation«: Zum Ausbau von Fä-
higkeiten im Umgang mit Stress und 
zur Abgrenzung wird die Teilnahme 
an Angeboten des BGM für einen spä-
teren Zeitpunkt geplant.

4. Stockwerk »Arbeitsbedingungen 
und Führung«: Mit dem Vorgesetzten 
soll in einem Maßnahmenworkshop ge-
klärt werden, ob andere Arbeitszeiten für 
einen überschaubaren Zeitraum mög-
lich sind. Dieser Sonderdienstplan soll 
keine geteilten Dienste und keine Wo-
chenenddienste beinhalten. Ein Maß-
nahmenworkshop wird geplant.

»Persönliches Umfeld und Fami-
lie«: Die Maßnahmenentwicklung in 
Bezug auf die Familientrennung von 
Herrn K. und das Sorgerecht werden 
hauptsächlich vom Psychologen über-
nommen. Der AFCoach kann in so ei-
ner schweren Krise nur zuhören, pro-
fessionelle Unterstützung organisieren 
und noch vorhandene Ressourcen von 
Herrn K. aktivieren.

4.4 Maßnahmenworkshop mit al-
len erforderlichen Beteiligten

Der Maßnahmenworkshop fand mit 
Herrn K., dem direkten Vorgesetzten 
und dem AFCoach statt. Der Betriebs-
arzt hatte in der Zwischenzeit eine Ver-
änderung der Arbeitszeit schriftlich be-
fürwortet. Der Vorgesetzte war nicht 
sofort von einer Dienstplanänderung 
zu überzeugen. Er sah dies als unge-
recht gegenüber anderen Kolleg*innen 
mit Einschränkungen an. Im Laufe des 
Workshops, bei dem ihm Herr K. zusi-
cherte, für Überstunden in der Woche 
zur Verfügung zu stehen sowie das At-
test vom Betriebsarzt überzeugten ihn 
und er befürwortete diesen Sonder-
dienstplan für ein Jahr. 

Die Vereinbarungen mit Verantwort-
lichkeiten und Terminen wurden in ei-
nem Protokoll festgehalten.

4.5 Maßnahmenumsetzung und 
Monitoringgespräche

Der beschlossene Sonderdienstplan 
konnte innerhalb von 14 Tagen umge-

setzt werden. Der feste Rahmen ohne 
Wochenendarbeit sorgte für Stabilität 
im Leben von Herrn K, da er nun ver-
bindlich für seinen Sohn da sein konnte.

Durch das AFCoaching hatte er sich 
einen festen Unterstützungskreis aufge-
baut. In Krisensituationen mit erneu-
ten Ängsten konnte er den Betriebsarzt, 
den Psychologen oder Freunde anrufen. 
Durch die gute betriebliche Vernetzung 
zu inner- und außerbetrieblichen Ak-
teur*innen und den Hinweisen auf die 
Möglichkeiten zur Hilfebeschaffung 
und Selbsthilfe, konnte er seine persön-
liche Handlungskompetenz weiterent-
wickeln und seine Ressourcen stärken. 
Die Selbsteinschätzung hat sich verbes-
sert und in Krisensituationen lernte er 
frühzeitig zu agieren. Er berichtete von 
mehr Stabilität und Selbstvertrauen.

Die sportlichen Aktivitäten sowie 
die Ernährungsberatung schob Herr 
K. immer noch vor sich her. Er hatte 
den Wunsch, die Aktivitäten umzu-
setzen, es gelang ihm aber noch nicht. 
Herr K. und der AFCoach überlegten, 
welche Ressourcen dafür aktiviert wer-
den könnten. Dafür gab es nicht un-
mittelbar eine Antwort. Herr K. be-
kam dies als »Hausaufgabe« mit und 
ein zusätzlicher Zeitpuffer wurde für 
die weitere Entwicklung dieser Res-
source eingebaut.

4.6 AFCoaching-Abschlussge-
spräch und Evaluation

Nach sechs Monaten und zwölf Tref-
fen konnte das Abschlussgespräch ge-
führt und dem BEM-Koordinator als 
abgeschlossenes BEM gemeldet werden. 

Beim Abschluss hatte sich die Selbst-
einschätzung der Arbeitsfähigkeit von 
Herrn K. mit dem Arbeitsbewältigungs-
wert von 6 auf 9 von 10 Punkten ver-
bessert. Hinsichtlich der körperlichen 
Anforderungen stieg sie auf 4 von 5 
Punkten, wie auch hinsichtlich der psy-
chischen Anforderungen gab es eine 
leichte Verbesserung von 3 auf 3,5 von 
5 Punkten. 

Beim Abschlussgespräch wurde noch 
einmal deutlich, wie wichtig die profes-
sionelle Unterstützung des Psychologen 

und des Betriebsarztes sowie durch den 
AFCoach war. Dadurch wurde in be-
grenzter Zeit ein wichtiger vertrauens-
voller Rahmen für Herrn K. geschaffen, 
der ihn arbeitsfähig hielt und ihm im 
Notfall die richtige Unterstützung ge-
währleistete. Insgesamt war seine Le-
benskraft noch eingeschränkt, aber er 
konnte besser mit seinen Krisen, die 
nur noch vereinzelt auftraten, umgehen.

4.7 Nachhaltigkeitsgespräch

Das Nachhaltigkeitsgespräch mit Herrn 
K. und dem AFCoach wurde für vier 
Monate später vereinbart. Herr K. äu-
ßerte den deutlichen Wunsch, den Son-
derdienstplan noch für ein weiteres Jahr 
zu behalten.

Jetzt wird Herr K. selber mit Unter-
stützung des Betriebsrates die Initiati-
ve nach einer Verlängerung des Son-
derdienstplans ergreifen. Er hat im-
mer besser gelernt, selber zu handeln, 
sich Unterstützung zu organisieren und 
kennt sich durch das AFCoaching mitt-
lerweile gut in den betrieblichen Struk-
turen und Prozessen aus.

4.8 Ergebnis

• Die Arbeitsfähigkeit von Herrn K. 
hat sich hinsichtlich der körperlichen 
und psychischen Anforderungen ver-
bessert. 

• Dieser BEM-Fall konnte zügig bear-
beitet werden. Dadurch konnte schnell 
gehandelt werden. Herr K. bekam 
professionelle Unterstützung, einen 
festen Rahmen und Stabilität. Die 
Handlungskompetenz und Ressour-
cen von Herrn K. konnten nachhal-
tig gestärkt werden.

• Die gute Vernetzung der inner- und 
außerbetrieblichen Akteur*innen war 
für diesen BEM-Fall wesentlich. Die 
weitere Vernetzungsarbeit mit allen 
Expert*innen wird auch in Zukunft 
eine entscheidende Ressource für das 
BEM darstellen.

• Die festgelegten, klaren und transpa-
renten Strukturen und der Prozess 
des AFCoaching im BGM waren da-
bei eine gute Grundlage. 
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FAZIT

Das AFCoaching ist ein Rahmenkon-
zept im Kontext des BEM im BGM, 
welches sich gut zur Unterstützung 
und Begleitung von BEM-Berechtig-
ten mit psychischen Einschränkungen 
eignet. Hierfür sind auf betrieblicher 
und außerbetrieblicher Ebene Rah-
menbedingungen zu schaffen. Zeit-
nahes Handeln, eine vertrauensvolle 
Kommunikation, ein inner- und au-
ßerbetriebliches Unterstützernetzwerk 
und die umfassende Sensibilisierung 
und Qualifizierung der am BEM Be-
teiligten sind wesentliche Punkte für 
einen erfolgreichen betrieblichen Ein-
gliederungsprozess. 

Bei dem vorgestelltem Fallbeispiel 
wird deutlich, dass die Begleitung durch 
einen AFCoach eine große Unterstüt-
zung für den BEM-Berechtigten dar-
stellt. Die Analyse macht seine aktuelle 
Situation und seine Einschränkungen 
in einem geschützten Rahmen sicht-
bar. Die Entwicklung von Maßnah-
men und ihre Umsetzung unter der 
aktiven Beteiligung des BEM-Berech-
tigten und weiterer Fachleute bringen 
Selbstsicherheit und Handlungskom-
petenzen, sodass dieser aktiv an der 
Förderung seiner Arbeitsfähigkeit mit-
wirken kann und auch zukünftig über 
Handlungsstrategien und Ressourcen 
im Umgang mit Krisen verfügt.

Bei der Entwicklung von Maßnah-
men hat sich eine fundierte Analyse 
anhand des Hauses der Arbeitsfähig-
keit bewährt. BEM-Berechtigte und AF-
Coaches berichten von der guten Ver-
ständlichkeit dieses Ansatzes und den 
neuen sowie kreativen Möglichkeiten 
zur Förderung der Arbeitsfähigkeit.
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Eberhard Kiesche

BETRIEBS­ ODER DIENST VEREINBARUNGEN 
ALS RAHMENBEDINGUNG FÜR EIN 

NACHHALTIGES BEM

A. DIE BEM­VERFAHRENS­
ORDNUNG ALS NOTWENDIGE 
RAHMENBEDINGUNG

Die Norm im SGB IX über das Betriebli-
che Eingliederungsmanagement (BEM) 
(jetzt: § 167 Abs. 2 SG IX, vorher § 84 
Abs. 2 SGB IX a.F.) existiert bald (2024) 
20 Jahre. In vielen Unternehmen und 
Dienststellen ist heute das BEM als Ver-
fahren organisatorisch eingeführt. Es 
bietet sich deshalb an, sich mit wichti-
gen Rahmenbedingungen für ein ord-
nungsgemäßes BEM erneut zu beschäf-
tigen, nämlich mit den erforderlichen 
rechtskonformen Inhalten einer gene-
rellen Verfahrensordnung, vor allem 
in BEM-Betriebs- und Dienstverein-
barungen.1

Betriebs- oder Dienstvereinbarungen 
(nachfolgend Vereinbarungen) bilden 
den rechtlichen Rahmen und sind eine 
besonders wichtige Rahmenbedingung2 
dafür, dass ein nachhaltiges ordnungs-
gemäßes BEM verbindlich durchgeführt 
werden kann.3 Sie konkretisieren mit ih-
ren generellen Bestimmungen verbind-
liche Strukturen, Verfahrensregeln und 
Strategien. Ihr hauptsächlicher Zweck 
ist es, die erkrankten Beschäftigten vor 

Benachteiligung zu schützen und nega-
tive Entwicklungen, z.B. krankheitsbe-
dingte Kündigungen und Arbeitslosig-
keit erkrankter und kranker Menschen, 
möglichst zu verhindern.

Betriebs- oder Dienstvereinbarun-
gen sind regelmäßig rechtsverbindlicher 
als eine Inklusionsvereinbarung nach 
§ 166 SGB IX4 und insofern für Gestal-
tung und Durchführung des BEM vor-
zuziehen. Einzelne Beschäftigte kön-
nen in der Regel keine Ansprüche aus 
der Inklusionsvereinbarung herleiten, 
denn typischerweise können nur die 
Vertragsparteien die Einhaltung der 
Inhalte rechtlich verlangen.5

Eine systematische BEM-Verfahrens-
ordnung ist von den Betriebsparteien 
zu entwickeln, möglichst unter Hinzu-
ziehung von externen und internen Ex-
perten. Das gilt zumindest für mittle-
re und größere Unternehmen. Existiert 
in kleineren und mittleren Betrieben 
kein Betriebsrat, greift gleichwohl die 
Rechtspflicht zu Gunsten der Beschäf-
tigten, ein BEM durchzuführen.6 Des-
halb ist der Praxis anzuraten, stets eine 
verbindlich strukturierte BEM-Verfah-
rensordnung zu entwerfen. Das schafft 
die notwendige Rechtsklarheit auf Dau-

er für die geregelte Zusammenarbeit der 
Akteure im BEM.

Eine generelle BEM-Verfahrensord-
nung für den „unverstellten, verlaufs- 
und ergebnisoffenen Suchprozess“7 zur 
möglichen Umgestaltung von gesund-
heitsgefährdenden Arbeitsbedingungen 
kann durch den Text einer Vereinba-
rung allein nicht erstellt werden. Inso-
fern muss zwingend mit mitbestimmten 
Anlagen zur BEM-Vereinbarung8 gear-
beitet werden, die das BEM-Verfahren 
insgesamt konkretisieren und festlegen. 
Dazu gehören für die BEM-Verfahrens-
ordnung beispielsweise Muster für das 
rechtssichere Erstanschreiben, die dif-
ferenzierte Rückantwort, zwei Erinne-
rungsschreiben, ein Leitfaden für ab-
gestufte BEM-Gespräche, das Beendi-
gungsformular, die Verpflichtung auf 
Vertraulichkeit und die datenschutz-
rechtliche Einwilligung in die Daten-
verarbeitung während des BEM (siehe 
dazu unten Verzeichnis der Anlagen). 

Die datenschutzrechtliche Einwilli-
gung nach Art. 7 DSGVO, § 26 Abs. 2 
BDSG ist im Erstgespräch zu erläutern. 
Entscheidend für die Akzeptanz des 
BEM in der Belegschaft und das Ver-
trauen der Beschäftigten sind transpa-

Das Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) nach § 167 Abs. 2 SGB IX benötigt eine Verfahrensord-
nung. Dafür bietet sich vor allem eine BEM-Betriebs- oder Dienstvereinbarung an, die verbindlich Prozesse, 
Strukturen und Strategien für das ordnungsgemäße BEM festlegen. Betriebs- und Personalräte können 
die Verfahrensordnung mitbestimmen, wobei Betriebsräte Grenzen der Mitbestimmung beachten müssen. 
Mustervereinbarungen sind auch für das BEM nicht anzuraten. Nachfolgend werden anhand von acht BEM-
Grundsätzen erforderliche Regelungen für die BEM-Vereinbarung erörtert, die auch Anlagen benötigt.
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rente Regeln für die Datenverarbeitung. 
Dann kann die Betriebs-/Dienstverein-
barung als eine Kollektivvereinbarung 
nach Art. 88 DSGVO und § 26 Abs. 4 
BDSG eine Rechtsgrundlage für eine 
rechtskonforme Datenverarbeitung im 
BEM sein. Die BEM-Vereinbarung darf 
die Anforderungen der DSGVO (siehe 
Art. 88 Abs. 2 DSGVO) zu Ungunsten 
der Beschäftigten nicht unterschreiten.

Insofern bietet es sich an, dass die 
BEM-Beteiligten vorhandene BEM-Re-
gelungen und vorhandene bzw. fehlende 
Anlagen kritisch überprüfen. Die Ver-
fahrensordnung muss die Ziele, Struk-
turen und Verfahren des BEM gemäß 
Art. 12 Abs. 1 S. 1 DSGVO präzise, klar 
und verständlich formulieren.

Nachfolgend sollen notwendige In-
halte einer BEM-Vereinbarung erörtert 
werden. Zuvor sind die rechtlichen Vo-
raussetzungen für Vereinbarungen dar-
zustellen, insbesondere die Informati-
ons- und Mitbestimmungsrechte der 
Betriebs- und Personalräte und Grund-
lagen für den Aufbau einer BEM-Verein-
barung. Ein Schwerpunkt ist die Um-
setzung der BEM-Grundsätze in kon-
krete Regelungen.

B) ZWINGENDE MITBESTIM­
MUNG UND BETRIEBS­ ODER 
DIENSTVEREINBARUNG

1. Informations- und Überwa-
chungsrechte der betrieblichen 
Interessenvertretungen

Interessenvertretungen haben bei der 
Gestaltung und Durchführung des BEM 
nach der Rechtsprechung des Bundesar-
beitsgerichts (BAG) Informations- und 
Mitbestimmungsrechte. Dazu gehört 
auch das Überwachungsrecht nach § 167 
Abs. 2 S. 8 SGB IX. Der Betriebsrat hat 
zudem nach § 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG 
das Recht, zu überwachen, dass Arbeit-
geber ihre Verpflichtungen zu Gunsten 
der Beschäftigten erfüllen. Zu den zu-
ständigen Interessenvertretungen ge-
hören gemäß § 182 SGB IX unter ande-
rem Betriebs- und Personalräte und die 
Schwerbehindertenvertretungen (SBV). 

Die Durchführung des BEM ist eine 
Rechtspflicht für den Arbeitgeber. Er hat 
den Betriebsrat gemäß § 80 Abs. 2 S. 1 
BetrVG mit einer Namensliste monat-
lich darüber zu informieren, bei wel-
chen Beschäftigten die gesetzlichen Vo-
raussetzungen für die Durchführung 
eines BEM vorliegen.9 Durch die Na-
mensnennung erleiden die BEM-Be-
rechtigten keine Einschränkungen ih-
rer Persönlichkeitsrechte. Eine Einwil-
ligung ist nicht erforderlich. Das Recht 
auf eine BEM-Namensliste für den Be-
triebsrat ist in die BEM-Vereinbarung 
aufzunehmen. Dazu bietet sich folgen-
de Regelung an:

„Durch die Personalabteilung wird 
am ersten Werktag des Monats eine 
Liste der Beschäftigten erstellt, die die 
vorstehend genannten Arbeitsunfähig-
keitszeiten erreichen. Dem Betriebsrat ist 
unverzüglich eine Kopie der Liste durch 
die Personalabteilung zuzuleiten. Sofern 
schwerbehinderte oder schwerbehinder-
ten Menschen gleichgestellte Beschäf-
tigte betroffen sind, ist ergänzend eine 
Liste dieses Personenkreises zu erstel-
len, die unverzüglich der Schwerbehin-
dertenvertretung zuzuleiten ist.“

2. Mitbestimmungsrechte 
beim BEM

Das BAG hatte bereits in seinem Be-
schluss vom 13. März 2012 – 1 AZR 
14/14 klargestellt, dass die Einführung 
und Durchführung eines BEM diverse 
Regelungsfragen aufwirft, die der Mit-
bestimmung des Betriebsrats unterlie-
gen können. Bei der Ausgestaltung des 
BEM sei deshalb für jede einzelne Re-
gelung zu prüfen, ob ein Mitbestim-
mungsrecht bestehe. Ein solches könne 
sich bei allgemeinen Verfahrensfragen 
aus § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG, in Bezug 
auf Nutzung und Verarbeitung von Ge-
sundheitsdaten aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 
BetrVG und hinsichtlich der Ausgestal-
tung des Gesundheitsschutzes aus § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG ergeben. Das BAG 
sieht keinen ausdrücklichen und um-
fassenden Mitbestimmungstatbestand 
„Ausgestaltung des BEM“ vor.10 In Be-
tracht kommt nach dem BAG:

• § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG ist im BEM 
einschlägig, weil IT-gestützte Daten-
verarbeitung im BEM-Einzelfallma-
nagement die Regel ist und beson-
ders schützenswerte Gesundheitsda-
ten nach Art. 4 Nr. 15, Art. 9 DSGVO 
verarbeitet werden, so beispielswei-
se die Arbeitsunfähigkeitszeiten der 
Beschäftigten für die Ermittlung der 
Beschäftigten, die ein BEM-Angebot 
erhalten müssen.

• BEM-Regelungen betreffen das Ord-
nungsverhalten der Beschäftigten. In-
soweit ist § 87 Abs.1 Nr. 1 BetrVG zum 
Schutze der Beschäftigten im BEM 
einschlägig. BEM-Regelungen erfas-
sen die allgemeine betriebliche Ord-
nung und das Verhalten der Arbeit-
nehmer, soweit deren Zusammenleben 
und Zusammenwirken berührt wird 
und damit ein Bezug zur betriebli-
chen Ordnung besteht. Die BEM-Ver-
fahrensordnung ist Teil der betriebli-
chen Ordnung. 

• BEM ist ein Bestandteil des betrieb-
lichen Gesundheitsmanagements 
(BGM). Bei § 167 Abs. 2 SGB IX han-
delt es sich um eine öffentlich-recht-
liche Rahmenvorschrift, die jeden-
falls mittelbar dem Gesundheitsschutz 
dient und bei deren Ausfüllung dem 
Arbeitgeber ein Handlungsspielraum 
bleibt. Von daher liegt eine ausfül-
lungsbedürftige Rahmenvorschrift im 
Sinne von § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG 
vor, die der Betriebsrat mitbestimmt. 
Auch das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) kommt zu dem Ergebnis, 
dass Aktivitäten im Rahmen des BGM 
der Mitbestimmung des Personalrats 
nach nach § 80 Abs. 1 Nr. 17 BPersVG 
unterliegen. Das BEM ist im öffent-
lichen Dienst anwendbar, auch für 
Richter und Beamte.11

3. Betriebs- oder Dienstverein-
barungen für eine verbindliche 
BEM-Verfahrensordnung 

Es stellt sich die Frage, wie Betriebs- und 
Personalräte vorgehen können, um für 
ein ordnungsgemäßes rechtskonformes 
BEM eine Betriebs- oder Dienstverein-
barung durchzusetzen.
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3.1. BEM-Initiativrecht für den 
Betriebs- und Personalrat
§ 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG gewährt dem 
Betriebsrat ein Initiativrecht für die Ein-
führung genereller BEM-Verfahrensre-
geln.12 Auch Personalräte haben ein Ini-
tiativrecht.13 § 167 Abs. 2 SGB IX ist eine 
ausfüllungsbedürftige Rahmenregelung 
im Arbeitsschutz. Deshalb ist bei Strei-
tigkeiten über Mitbestimmungsrechte 
und Regelungen in der Betriebsverein-
barung eine Einigungsstelle zum The-
ma „BEM-Verfahrensregeln“ nach § 100 
ArbGG nicht offensichtlich unzustän-
dig. Das BAG hat 2016 anerkannt und 
in 201914 bestätigt, dass der Betriebsrat 
grundsätzlich ein Mitbestimmungsrecht 
bei der Aufstellung einer Verfahrens-
ordnung für das BEM hat und die Eini-
gungsstelle hierfür nicht offensichtlich 
unzuständig ist. Der Betriebsrat kann 
eine Betriebsvereinbarung nach § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG Gesundheitsschutz 
erzwingen und gemäß § 76 BetrVG zum 
BEM eine Einigungsstelle bilden lassen. 

3.2. Grenzen der Mitbestimmung und 
Verfahrensordnung für das BEM
Die Mitbestimmung des Betriebsrats 
schließt nicht die Umsetzungsphase 
im BEM ein.15 Es besteht kein Mitbe-
stimmungsrecht über die Durchfüh-
rung von konkreten Maßnahmen, die 
im BEM-Team im BEM-Einzelfallma-
nagement vereinbart werden. Die Um-
setzung von BEM-Maßnahmen hat al-
lein der Arbeitgeber vorzunehmen und 
seine Entscheidung der Nichtumsetzung 
ggf. in einem Kündigungsschutzprozess 
zu begründen. Auch bei kontroversen 
Maßnahmenvorschlägen im BEM-Team 
bleibt es beim Dissens, weil der kollekti-
ve Bezug für die Mitbestimmung fehlt. 
Nicht nur bei der Bildung des BEM-In-
tegrationsteams sind die Grenzen der 
Mitbestimmung zu beachten, die das 
BAG 2016 gesetzt hat.16

Der Betriebsrat hat zudem bei den Vo-
raussetzungen der Einleitung des BEM 
nach § 167 Abs. 2 SGB IX nicht mitzu-
bestimmen. § 167 Abs. 2 S. 1 SGB IX 
gibt den Begriff der Arbeitsunfähigkeit 
in Anlehnung an § 3 Abs. 1 Entgeltfort-
zahlungsgesetz (EFZG) und § 5 Abs. 1 

EFZG zwingend vor. Dieser ist deshalb 
der Ausgestaltung durch Kollektivver-
trag entzogen.17

Sollen die Betriebsparteien in der 
BEM-Vereinbarung die Phase der Um-
setzung von vereinbarten Maßnahmen 
und die Wirksamkeitsprüfung im Sinne 
von § 3 Abs. 1 S. 2 ArbSchG freiwillig 
regeln? Die Entscheidung über die Maß-
nahmenumsetzung bleibt zwar bei ei-
nem Dissens im Kernteam dem Arbeit-
geber vorbehalten. Abgesehen von der 
umstrittenen und kritisierten Grenzzie-
hung der Rechte der Betriebsräte durch 
das BAG in 2016 sollte aber in der Ver-
einbarung über die BEM-Verfahrensord-
nung die Umsetzungsphase im Betrieb 
nicht vor vornherein ausgeklammert 
werden. Die Erprobung von Maßnah-
men und deren Evaluierung bedarf der 
organisatorischen Gestaltung und Be-
gleitung durch das BEM-Team, indem 
z.B. eine ausreichende Erprobungszeit 
festgelegt wird. Ggf. ist ein vom BEM-
Betroffenen gewählter Pate für die Um-
setzungsphase zu benennen. Maßnah-
men und ihre Wirkungen in den jeweili-
gen Arbeitsteams oder Abteilungen sind 
auch in Bezug auf die Kollegen in Blick 
zu nehmen. Inhalte in der Betriebsver-
einbarung, die nicht erzwingbar sind, 
wie z.B. Regelungen zur Umsetzungs-
phase oder zur Information der Beleg-
schaft über das BEM, können in einer 
freiwilligen Betriebsvereinbarung nach 
§ 88 Nr. 1 BetrVG getroffen werden. Da-
für ein Beispiel aus der Praxis: Zumin-
dest in größeren Unternehmen wird oft-
mals freiwillig ein BEM-Initiativrecht 
für die Beschäftigten bereits nach vier 
Wochen Arbeitsunfähigkeitszeit statt 
sechswöchiger AU-Zeit vereinbart, weil 
es der Gesundheitsprävention dient.18

3.3. Notwendige Bestimmungen in der 
BEM-Vereinbarung
Im Folgenden sind einige grundsätzliche 
Anmerkungen zur Form der BEM-Ver-
einbarung zu machen. Auch die BEM-
Betriebs- oder Dienstvereinbarung ent-
hält Elemente, die stets anzuführen sind. 
Dazu gehören die Präambel, erforder-
liche Begriffsbestimmungen, der sach-
liche und personelle Geltungsbereich 

und Schlussbestimmungen zur Geltung 
der Betriebsvereinbarung. Die Präam-
bel ist rechtlich nicht verbindlich. Den-
noch kann sie von Bedeutung sein, da 
bei gerichtlichen Streitigkeiten die Be-
triebsvereinbarung im Lichte der Prä-
ambel interpretiert wird. Die Parteien 
sollten deshalb in der Präambel hervor-
heben, dass mit dem BEM-Verfahren 
eine möglichst dauerhafte Teilhabe am 
Arbeitsleben gewährleistet und mit die-
ser Betriebs-/Dienstvereinbarung eine 
Verfahrensordnung zur betrieblichen 
Umsetzung des BEM im Sinne des § 167 
Abs. 2 SGB IX geschaffen wird. Notwen-
dige und richtige Begriffsbestimmungen 
z.B. im Datenschutz, sollten sich in al-
ler Kürze an Art. 4 DSGVO orientieren. 

C) ZUR METHODISCHEN 
BESTIMMUNG VON INHALTEN 
EINER STRUKTURIERTEN BEM­
VERFAHRENSORDNUNG

1. BEM-Grundsätze berücksichti-
gen und umsetzen

Zunächst ist darzulegen, welche Rege-
lungsaspekte eine strukturierte und sys-
tematische BEM-Verfahrensordnung 
verarbeiten sollte. Zur methodischen Be-
stimmung bietet es sich an, die „Grund-
sätze des BEM“ als Kategorien zu defi-
nieren und ihnen erforderliche BV-Rege-
lungen zuzuordnen. Reuter & Prümper 
& Jungkunz 2015 unterscheiden zutref-
fend die fünf Grundsätze Freiwillig-
keit, Gleichheit, Beteiligung, Vertrau-
lichkeit und Prävention.19 Sie sehen die 
Vertraulichkeit im engen Zusammen-
hang mit Datenschutz. Hier ist besser 
eine Trennung der beiden Grundsätze 
vorzunehmen.

Zur Klärung dieser Frage können 
die Grundsätze des Datenschutzes nach 
Art. 5 Abs. 1 lit. a–f DSGVO herangezo-
gen werden. „Vertraulichkeit und Inte-
grität“ (lit. f) ist ein wichtiger Baustein 
neben Transparenz, Rechtmäßigkeit, 
Verarbeitung nach Treu und Glauben, 
Zweckbindung, Datenminimierung, 
Speicherbegrenzungsfrist und Richtig-
keit. Es sind verbindliche Grundsätze, 
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die sich auch so konkret wie möglich in 
Bestimmungen der BEM-Verfahrensord-
nung wiederfinden müssen und auch für 
ein „ordnungsgemäßes BEM“ gegeben-
falls nachzuweisen sind (siehe S. 49).20

Der Grundsatz der „Selbstbestim-
mung und Betroffenenrechte“ ist uner-
lässlich, weil er die Selbstbestimmung 
einschließlich der Rechte der BEM-Be-
schäftigten in den Mittelpunkt stellt. Er 
steht in engem Zusammenhang mit der 
Freiwilligkeit. Auch der Grundsatz „dis-
kursiver Suchprozess“ ist aufzunehmen, 
da sich aus ihm wesentliche Vorgaben 
für klare Strukturen und nachvollzieh-
bare Prozesse des BEM ergeben. Im Fol-
genden werden acht BEM-Grundsät-
ze näher ausgeführt, damit sie im Be-
trieb überprüft werden können.21 Eine 
Rangfolge der Grundsätze ist nicht mög-
lich, d.h. die Verfahrensordnung hat die 
BEM-Grundsätze gleichrangig und kon-
kret umsetzen. Zur Illustration sollen 
positive und negative Beispiele dienen.

1.1. Grundsatz: Freiwilligkeit 
Das BEM basiert auf einer umfassenden 
Freiwilligkeitskonzeption. Das ist eine 
besonders wichtige Unterscheidung zu 

Krankenrückkehrgesprächen. BEM-Ge-
spräche sind in jeder Hinsicht von ver-
pflichtenden Krankengesprächen abzu-
grenzen.22 Deshalb ist es erforderlich, 
in der Vereinbarung die BEM-Gesprä-
che nach der jeweiligen Zielsetzung und 
BEM-Phase im Suchprozess und da-
bei eindeutig zwischen Einleitung und 
Durchführung zu unterscheiden. Die 
Phasen des BEM sind in der Vereinba-
rung aufzuführen, ebenso exemplari-
sche BEM-Maßnahmen nach §§ 49, 50 
SGB IX.23 Die freie Zustimmung kann 
jederzeit widerrufen und so das BEM 
ohne Angabe von Gründen abgebro-
chen werden. 

In der Praxis zeigt es sich, dass mit 
der Ablehnung eines BEM-Angebots zu-
mindest mittelbare Nachteile verbun-
den sind. Eine in der Praxis vorkom-
mende Androhung einer krankheits-
bedingten Kündigung bei Ablehnung 
des BEM beispielsweise im BEM-Erst-
anschreiben24 ist zu unterlassen, denn 
BEM ist kein „Kündigungsvorverfah-
ren“.25 Nachfolgende Bestimmung ver-
hindert wohl eher die Akzeptanz bei 
BEM-Berechtigten. „Bitte bedenken 
Sie bei Ihrer Entscheidung, dass ohne 

die Durchführung eines BEM-Verfah-
rens bei weiteren Arbeitsunfähigkeits-
zeiten auch eine krankheitsbedingte 
Kündigung nicht ausgeschlossen werden 
kann. Eine solche Kündigung möchten 
wir gerne vermeiden.“26

Das Zustimmungserfordernis be-
stimmt den gesamten BEM-Prozess, 
d.h. der BEM-Betroffene muss in je-
den Verfahrensschritt und jede BEM-
Maßnahme einwilligen. Die folgende 
Passage aus einem Erstanschreiben ver-
deutlicht die absolute Freiwilligkeit: 
„Ganz wichtig: Das BEM, die Verfah-
rensschritte und insbesondere alle er-
arbeiteten Maßnahmen im Verfahren 
sind für Sie freiwillig. Sämtliche Ge-
spräche, Informationen und erforder-
liche Daten in diesem Zusammenhang 
unterliegen der strikten Vertraulichkeit 
und dienen nur der Zweckbestimmung 
des BEM. Sie entscheiden über die Ver-
arbeitung und Weitergabe von perso-
nenbezogenen Daten, die Schritte im 
BEM und die Durchführung von Maß-
nahmen. Sie sind nicht verpflichtet, die 
Diagnosen Ihrer Erkrankung and ande-
re medizinische Daten mitzuteilen. Sie 
können Ihre Zustimmung zum BEM 
jederzeit ohne Angabe von Gründen 
widerrufen. Der Datenschutz ist umfas-
send auch durch eine BEM-Betriebsver-
einbarung gewährleistet, die Ihnen zur 
Verfügung gestellt und auf Wunsch er-
läutert wird“. 

Die Freiwilligkeit betrifft auch die 
Hinzuziehung des Betriebsarztes oder 
die Einschaltung von Rehabilitations-
trägern und setzt umfassende Trans-
parenz des Verfahrens voraus. Trans-
parenz lässt sich u.a. durch eine klare 
und strukturierte Information auf einer 
Betriebsversammlung, in einem BEM-
Flyer und in unverbindlichen Erstge-
sprächen27 herstellen. Mit der Durch-
führung eines BEM ist in der Regel erst 
dann zu beginnen, wenn die BEM-Be-
rechtigten bei der Einleitung des BEM 
nach intensiver Aufklärung und Infor-
mation ihre Zustimmung (§ 167 Abs. 2 
S. 4 SGB IX) zum BEM erteilt haben. 
Dazu gehört die wirksame Einwilli-
gung zur Datenverarbeitung im BEM 
nach Art. 7 DSGVO, die nicht zweck-
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Anlage 1:
Anlage 2:
Anlage 3:

Anlage 4:

Anlage 5:
Anlage 6:

Anlage 7:
Anlage 8:
Anlage 9:

Anlage 10:
Anlage 11:
Anlage 12:
Anlage 13:
Anlage 14:

Erstes Informationsanschreiben an den Beschäftigten 
Rückantwort – Teilnahme am BEM-Informationsgespräch 
Formular für die Personalakte – Zustimmung oder Ablehnung 
eines BEM nach einem Informationsgespräch
Datenschutzrechtliche Einwilligung in die Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten im Rahmen des BEM 
Datenerhebung und -auswertung 
Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) – Erinnerungs-
schreiben
Verpflichtung auf Vertraulichkeit und Verschwiegenheit 
BEM-Team: Mitglieder 
Einwilligung zur Weitergabe von Informationen/Daten an interne 
Stellen und Dritte 
Abschlussgespräch – Beendigungsdokumentation
Leitfaden für BEM-Gespräche 
Maßnahmen-Blatt und Verlaufsprotokoll 
Beispielhafte BEM-Maßnahmen 
Muster Protokollbogen

Elemente der BEM­Verfahrensordnung als 
Anlagen zu einer BEM­Vereinbarung oder eines 
BEM­Handbuchs
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entfremdet formuliert und genutzt wer-
den darf.28 Es bedarf einer schriftlichen, 
freiwilligen und informierten Einwilli-
gung des Beschäftigten (siehe Nr. 4 der 
Anlagen zur Vereinbarung, S. 46 oben). 

Gagel hat bereits in 2004 zutreffend 
hervorgehoben, dass der BEM-Berech-
tigte der „Herr des Verfahrens“ ist.29 Die-
ses Gebot ist durch die BEM-Verfahrens-
ordnung sicherzustellen. Es steht dem 
BEM-Berechtigten frei zu entscheiden, 
welche Daten und Informationen er/
sie im Rahmen des BEM-Suchprozes-
ses dem BEM-Team, BEM-Beauftrag-
ten und weiteren Personen, Ämtern 
und Stellen offenbaren möchte und mit 
welchen Verfahrensschritten und BEM-
Maßnahmen er/sie sich einverstanden 
erklärt oder ob er/sie das BEM-Verfah-
ren „ohne Angabe von Gründen“ ab-
brechen will. 

Der gesamte BEM-Suchprozess kann 
aufgrund der Freiwilligkeit der Teilnah-
me und Selbstbestimmung nur einwil-
ligungsgesteuert laufen.30 Die DSGVO 
und das Bundesdatenschutzgesetz (nach-
folgend BDSG) schützen die Persönlich-
keitsrechte der betroffenen Beschäftig-
ten im BEM. Der Beschäftigte ist frei in 
seiner Entscheidung und kann die Zu-
stimmung zum BEM und seine daten-
schutzrechtliche Einwilligung jederzeit 
zurückziehen (Widerrufsmöglichkeit). 
Voraussetzung für die freie und infor-
mierte Zustimmung zum BEM ist die 
umfassende Aufklärung über Ziele des 
BEM, die individuellen Rechte der BEM-
Berechtigten, den Suchprozess und die 
Akteure. Die Beschäftigten müssen um-
fassend über die Sachlage in Kenntnis 
gesetzt werden, um sich frei entschei-
den zu können. 

Die Beschäftigten dürfen bei der Ein-
leitung des BEM keinesfalls unter Druck 
gesetzt werden. In die Betriebsvereinba-
rung ist ein Nachteilsverbot nach § 612a 
BGB aufzunehmen. „Aus der Verweige-
rung der Zustimmung zum BEM, dem 
Widerruf bzw. dem Abbruch des BEM 
dürfen den betroffenen Beschäftigten 
keine Nachteile entstehen.“

Wie bereits erwähnt, wird oftmals 
bereits im Einladungsschreiben mit 
krankheitsbedingter Kündigung ge-

droht, wenn die Beschäftigten dem BEM-
Angebot nicht zustimmen oder sie die 
erforderliche Gesundheitsdaten nicht 
offenbaren wollen. Die Notwendigkeit 
einer solchen Drohung wird aus der 
Rechtsprechung des BAG31 zum ord-
nungsgemäßen BEM abgleitet. Die „mit-
telbaren Nachteile“, die sich durch eine 
Ablehnung des BEM für die Betroffe-
nen ergeben können, sind besser in di-
rekten BEM-Gesprächen und bei Still-
schweigen des BEM-Betroffenen auf das 
schriftliche BEM-Angebot in zwei Er-
innerungsschreiben (Anlage) zu erläu-
tern.32 Auch eine Mitwirkungspflicht 
bzw. -obliegenheit der Beschäftigten 
kann nicht in die Vereinbarung auf-
genommen werden, weil damit gegen 
den Grundsatz der Freiwilligkeit ver-
stoßen wird.

1.2. Grundsatz: Datenschutz 
Im BEM hat der konkrete und korrek-
te Datenschutz besondere Relevanz.33 
Die Einhaltung der Datenschutzgesetze, 
jetzt in DSGVO und BDSG bzw. Län-
derdatenschutzgesetzen geregelt, ver-
schafft dem BEM die notwendige Ak-
zeptanz in der Belegschaft. Leitfaden 
für die Umsetzung des Datenschutzes 
durch klare und nachvollziehbare Rege-
lungen in der BEM-Vereinbarung sind 
die genannten Grundsätze des Daten-
schutzes nach Art. 5 Abs. 1 DSGVO. 

Von größter Bedeutung ist die Füh-
rung einer gesonderten BEM-Akte als 
Nebenakte zur Personalakte.34 Sie muss 
dem Beschäftigten bekanntgemacht wer-
den, so dass er sein Recht auf Einsicht-
nahme wahrnehmen kann. Erforder-
lich sind in der BEM-Vereinbarung un-
ter anderem konkrete Regelungen zur 
Aufbewahrung der BEM-Akte. Dazu 
ein negatives Praxisbeispiel: „Die BEM-
Akten werden in einem öffentlich zu-
gänglichen Schank in der Personalab-
teilung neben den Personalakten auf-
bewahrt und sind für alle Mitarbeiter 
der Personalabteilung frei zugänglich.“ 

Für die BEM-Akte und die Daten in 
der Personalakte sind die Aufbewah-
rungsfristen zu regeln, im Sinne der 
Speicherbegrenzungsfrist nach Art. 5 
Abs. 1 lit. e DSGVO.

Der BEM-Vereinbarung sind Daten-
blätter35 als Anlage hinzufügen, die für 
die datenschutzrechtliche Einwilligung 
nach § 26 Abs. 3 BDSG erforderlich sind 
und die die erforderlichen schutzwürdi-
gen Daten auf dem Vorblatt zur BEM-
Akte, in der BEM-Akte und in der Per-
sonalakte aufführen. Bei der Einleitung 
des BEM als Verfahrenspflicht des Ar-
beitgebers ist keine Auswertung der 
individuellen Fehlzeiten bzw. Fehlzei-
tenstatistik erforderlich.36 Auswertun-
gen widersprechen dem Grundsatz der 
„Datenminimierung“. In einem unver-
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Gliederung einer BEM­Betriebs­ oder Dienst­
verein barung

        Präambel
1. Personeller Geltungsbereich
2. Ziele des BEM und Grundsätze
3. Geltungsbereich, BEM-Einleitung
4. Freiwilligkeit, Prozessablauf, Maßnahmen
5. Verantwortlichkeit
6. Zuständigkeit, Aufgaben, Qualifizierung
7. BEM-Team und erweiterter BEM-Kreis
8. Einbeziehung externer Kooperationspartner und Hilfen
9. Beendigung/Abschluss des BEM
10. Nachteilsverbot/Schutzbestimmungen
11. Rechte der betroffenen Beschäftigten, Datenschutz und Verschwiegen-

heitspflicht
12. Inkrafttreten und Kündigung



bindlichen Erstgespräch, das die BEM-
Vereinbarung unbedingt ermöglichen 
muss, ist den BEM-Berechtigten zu ver-
deutlichen, dass sie keine Fragen z.B. zu 
Diagnosen oder Prognosen beantwor-
ten müssen.37 Im BEM Verfahren geht 
es nicht um Diagnosen, sondern um 
gesundheitsbedingte Einschränkun-
gen am Arbeitsplatz.

1.3. Grundsatz: Vertraulichkeit
Im BEM-Verfahren werden sensible 
Daten der Beschäftigten, d.h. vor al-
lem Gesundheitsdaten, verarbeitet. Für 
den Schutz der sensiblen Daten gibt § 22 
Abs. 2 BDSG Anforderungen vor, die 
auch durch eine BEM-Betriebs-/Dienst-
vereinbarung umzusetzen sind. Tech-
nisch-organisatorische Anforderungen 
(TOMs) zu Datensicherheit und Da-
tenschutz sind zu gewährleisten. Die 
Maßnahmen können durch eine Da-

tenschutzfolgenabschätzung38 oder eine 
Risikoanalyse nach Art. 24 Abs. 1 S. 1 
DSGVO ermittelt werden, bei der der 
betriebliche bzw. behördliche Daten-
schutzbeauftragte hinzuziehen ist. 

Dieser sollte zudem die Schulung 
des BEM-Teams übernehmen. In der 
Schulung ist klarzustellen, dass im BEM 
auch bei handschriftlichen Notizen 
bzw. Aufzeichnungen nach § 26 Abs. 7 
BDSG der Datenschutz gilt. In der Pra-
xis ist oftmals umstritten, ob zusätzli-
che Bestimmungen zur Qualifikation 
der BEM-Akteure in die Vereinbarung 
aufzunehmen sind. Stete Weiterbildung 
der BEM-Akteure sollte besser Teil der 
BEM-Vereinbarung sein, ebenso sollten 
Ressourcen wie z.B. Freistellungen ge-
regelt werden.39 

In der Risikoanalyse nach Art. 24 
Abs. 1 DSGVO ist das „TOP-Prinzip“ 
zu beachten. Technische und organisa-

torische gehen personellen Maßnahmen 
vor. Die Personen des BEM-Kernteams 
sind auf Vertraulichkeit zu verpflichten 
(siehe Anlage oben). Unbedingt als An-
lage auch aufzunehmen ist eine Schwei-
gepflichtsentbindung, wenn Daten der 
betroffenen Personen an interne (z.B. 
direkte Führungskraft) oder externe 
Dritte (z.B. Integrationsfachdienst) wei-
tergegeben werden (müssen).40

1.4. Grundsatz: Selbstbestimmung 
und Betroffenenrechte
BEM ist als Rehabilitation im SGB IX 
angesiedelt. § 1 SGB IX bekräftigt, dass 
die Selbstbestimmung der Menschen mit 
Behinderungen oberstes Prinzip ist. Zu-
sätzlich ist die informationelle Selbstbe-
stimmung anzuführen, die durch das 
Recht auf Datenschutz in der DSGVO 
ergänzt ist. Das Recht auf Selbstbestim-
mung sowohl im BEM-Suchprozess als 
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Verpflichtung auf Vertraulichkeit und Verschwiegenheit

Ich verpflichte mich mit meiner Unterschrift, die Vertraulichkeit gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchstabe f DSGVO zu wahren.

Hiermit erkläre ich, dass ich heute über das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der BEM-Betroffenen in 
Kenntnis gesetzt, auf die sich daraus ergebenden besonderen Anforderungen an die Datensicherheit und den Daten-
schutz im BEM-Suchprozess hingewiesen und auf die Vertraulichkeit personenbezogener Daten verpflichtet wurde. 
Diese Verpflichtung auf die Vertraulichkeit umfasst auch die Einhaltung der DSGVO, des BDSG sowie des Telekommuni-
kationsgeheimnisses.

Ich werde alle personenbezogenen Daten von betroffenen Beschäftigten wie z.B. Behinderungen, Leistungseinschrän-
kungen, Diagnosen, die ich im Laufe des jeweiligen BEM-Verfahrens erfahre, geheim halten und nicht unbefugten Per-
sonen im Unternehmen und Dritten offenbaren. Zu den Dritten gehören auch Arbeitgeber und die Personalabteilung. 
Der Arbeitgeber bzw. die Personalabteilung darf von dem unterzeichnenden Mitarbeiter nicht verlangen, gegen oben 
genannte Verpflichtungen zu verstoßen.

Eine Datenschutzverletzung führt zu eventuellen Schadensersatzansprüchen der betroffenen Beschäftigten und zu 
Bußgeldern, zu arbeits- und strafrechtlichen Maßnahmen und kann als Ordnungswidrigkeit oder Straftat geahndet 
werden. Der Bruch der Vertraulichkeit kann auch zu arbeitsrechtlichen Maßnahmen bis hin zur Beendigung des Ver-
tragsverhältnisses führen. 

Meine Verpflichtung endet nicht mit meinem Ausscheiden aus dem Betrieblichen Eingliederungsmanagement. Sie be-
steht über das Ende der Tätigkeit im Unternehmen hinaus.

Meine Verpflichtung, die Vertraulichkeit in jedem BEM-Einzelfall zu wahren, habe ich zur Kenntnis genommen. Meine 
aus dem Arbeitsvertrag oder sonstigen gesetzlichen Vorschriften ergebenden Geheimhaltungsverpflichtungen werden 
durch diese Verpflichtung nicht berührt. Durch meine Unterschrift bestätige ich gleichzeitig den Empfang einer Ausfer-
tigung der Verpflichtung.

 ------------------------------------      ------------------------------------      ------------------------------------  
        Ort, Datum                             Unterschrift der/des Verpflichteten       Unterschrift der/des Verpflichtenden
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auch bei der dazugehörigen Datenverar-
beitung ist in den Regelungen der Verein-
barung konkret zu bestimmen. Hierzu 
gehören auch Schutzbestimmungen, die 
sicherstellen, dass das Recht auf Selbst-
bestimmung mit den dazugehörigen Be-
troffenenrechten effektiv wahrgenom-
men werden kann.

Die Selbstbestimmung ist bei den ver-
schiedensten Fragen zu berücksichtigen, 
die jeweils nach einem Abwägungspro-
zess zu entscheiden sind. Bei der Ge-
staltung der Einwilligung ist vom Ar-
beitgeber gegebenfalls auf berechtige 
Änderungswünsche der Personen ein-
zugehen. Den BEM-Berechtigen muss es 
zudem aus Fürsorgegründen offenste-
hen, aufgrund persönlicher Umstände 
(z.B. Krebserkrankung, psychische Be-
einträchtigungen) die Zustimmung zum 
oder Ablehnung des BEM-Angebots zu 
verschieben und um ein erneutes An-
gebot in absehbarer Zeit, z.B. in sechs 
Monaten, nachzufragen. „Zurzeit ist für 
mich die Teilnahme an einem BEM aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mög-

lich. Ich bitte um ein nochmaliges BEM-
Angebot in sechs Monaten.“

Bei Erkrankungen sind zwei Erin-
nerungsschreiben41 erforderlich, damit 
die BEM-Betroffenen auch bei widrigen 
persönlichen Umständen, z.B. Kranken-
hausaufenthalt, ihr Recht auf ein BEM-
Angebot wahren können.42 In den BEM-
Vereinbarungen ist anzuraten, freiwillig 
auch ein Initiativrecht für Beschäftig-
te zu vereinbaren. Das Recht, ein BEM-
Angebot bereits nach vier Wochen Ar-
beitsunfähigkeit zu beantragen, ist im 
Interesse der Unternehmen und Dienst-
stellen und verstärkt den präventiven 
Charakter des BEM (Grundsatz der Prä-
vention). Es ist zwar nicht erzwingbar, 
dient aber dazu, im Betrieb ein Früh-
warnsystem für mögliche arbeitsbe-
dingte Gefährdungen, Erkrankungen 
und Ursachen für langandauernde Er-
krankungen zu etablieren. Ein den Be-
schäftigten eingeräumtes Initiativrecht 
ist zudem ein deutliches Zeichen, dass 
der Arbeitgeber es mit der Gesundheit 
der Beschäftigten ernst meint.

Bei der Zusammenstellung des BEM-
Kernteams haben die BEM-Berechtig-
ten ein Mitwirkungswiderspruchsrecht, 
wenn es um die Hinzuziehung der In-
teressenvertretung geht. Darüber müs-
sen sie bereits im BEM-Erstanschreiben 
informiert werden. Auch der Text der 
Rückantwort bzw. des Antwortschrei-
bens muss nach dem BAG den Hinweis 
auf den möglichen Widerspruch ent-
halten. Die Alternative, ein Betriebs-
ratsmitglied des Vertrauens hinzuzie-
hen, muss bereits im Erstanschreiben 
benannt werden.43

Sie können seit Juni 2021 eine inter-
ne oder externe Vertrauensperson zu-
sätzlich zu den BEM-Gesprächen hin-
zuziehen.44 Damit hat der Gesetzgeber 
die Rechte der Betroffenen gestärkt. 
„Der betroffene Beschäftigte kann zu 
den BEM-Gesprächen eine Person sei-
nes Vertrauens eigener Wahl hinzuzie-
hen. Vor seiner Zustimmung oder Ab-
lehnung des BEM ist er umfassend auf 
diese Möglichkeit hinzuweisen.“ Die 
Modalitäten der Hinzuziehung von in-
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Artikel 5: Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten müssen

a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise ver-
arbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz“);

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer mit diesen Zwecken nicht 
zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Ar-
chivzwecke, für wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt gemäß Artikel 
89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken („Zweckbindung“);

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt 
sein („Datenminimierung“);
d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen Maßnahmen zu 
treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich 
gelöscht oder berichtigt werden („Richtigkeit“);

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange ermöglicht, wie es 
für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert 
werden, soweit die personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisatori-
scher Maßnahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person gefordert 
werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke oder für wissenschaftliche und historische 
Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden („Speicherbegrenzung“);

f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten gewährleistet, 
einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeab-
sichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
(„Integrität und Vertraulichkeit“)



ternen und externen Vertrauensperson 
(z.B. Schwerbehindertenvertretung) ge-
mäß § 167 Abs. 2 S. 2 SGB IX sollten bes-
ser in der BEM-Verfahrensordnung ge-
regelt werden.45

Die Selbstbestimmung zeigt sich auch 
darin, dass der Abschluss des BEM nicht 
allein durch den Arbeitgeber oder das 
BEM-Team ohne die betroffenen Be-
schäftigten festgelegt wird.46 Grundsätz-
lich ist das Ende des BEM einvernehm-
lich festzustellen, mit aktiver Mitwir-
kung der jeweiligen BEM-Berechtigten 
und anhand eines Beendigungsformu-
lars gemäß der BEM-Vereinbarung. Da-
rüber sind alle BEM-Akteure aufzuklä-
ren. Die Beschäftigten haben ein Mitwir-
kungsrecht über die gesamten Phasen 
des BEM-Suchprozesses. Bei der Do-
kumentation der Gespräche können sie 
z.B. ablehnen, Diagnosen der Erkran-
kung ins Protokoll von BEM-Gesprä-
chen aufzunehmen.

Die grundlegende Selbstbestimmung 
im BEM erfordert des Weiteren, dass 
die Betriebsvereinbarung die Betroffe-
nenrechte der Beschäftigten beachtet. 
Das sind unter anderem Einsichtsrech-
te in die BEM-Akte, in die Patientenak-
te beim Betriebsarzt und in die Perso-
nalakte, ebenso wichtige Beschwerde-
rechte, z.B. bei der Aufsichtsbehörde 
für den Datenschutz oder bei dem be-
trieblichen/behördlichen Datenschutz-
beauftragten. Die enorm wichtigen Be-
troffenenrechte sind detailliert in die 
datenschutzrechtliche Einwilligung auf-
zunehmen. Die Beschäftigten haben im 
Sinne von Art. 15 DSGVO ein Recht auf 
Auskunft, welche Daten im BEM über 
sie verarbeitet werden.

Zudem sollte in der Vereinbarung 
aufgenommen werden, dass keine stö-
renden Maßnahmen, z.B. Kranken- bzw. 
Fehlzeitengespräche während des BEM-
Verfahrens, durchgeführt werden dür-
fen und Leistungs- und Verhaltenskon-
trollen untersagt sind.47 Ebenso ist an-
zuraten, in die BEM-Vereinbarung ein 
Beweisverwertungsverbot aufzunehmen. 
Das könnte z.B. wie folgt lauten: „Infor-
mationen und Daten, die unter Verlet-
zung gesetzlicher Vorschriften und die-
ser Betriebsvereinbarung rechtswidrig 

gewonnen wurden, dürfen nicht ver-
wendet werden und unterliegen einem 
Beweisverwertungsverbot. Auf diesen 
Informationen und Daten basierende 
Maßnahmen sind unwirksam und sind 
zurückzunehmen.“

1.5. Grundsatz: Gleichheit
Das BEM ist eine rechtliche Verpflich-
tung für den Arbeitgeber. Es ist an alle 
BEM-Berechtigten zu richten, auch an 
Auszubildende und an Werkstattange-
hörige, unabhängig von Art und Verlauf 
der Erkrankungen.48 Er muss allen Be-
schäftigten, die mehr als 6 Wochen in 
den letzten 12 Monaten Arbeitsunfä-
higkeitszeiten aufweisen, BEM in der 
gleichen Systematik anbieten. Die BEM-
Berechtigten sind durch das Personal-
wesen zu identifizieren. Es gibt keine 
Ausnahmen, d.h. BEM ist jedem lang-
zeiterkrankten Beschäftigten anzubie-
ten. Bagatellerkrankungen sind in der 
Betriebsvereinbarung nicht allgemein 
aus dem sachlichen Geltungsbereich 
auszuschließen. Im Einzelfall entschei-
den stattdessen das BEM-Team und 
der BEM-Berechtigte im gemeinsamen 
BEM-Klärungsgespräch, ob evtl. keine 
Maßnahmen erforderlich sind. Das Er-
gebnis ist dann zu protokollieren.

In den personellen Geltungsbereich 
sind, wie ausgeführt, auch Beschäftig-
te aufzunehmen, die durch Krankheit 
oder Behinderung bedroht sind und ein 
BEM vor dem Erreichen der Grenze von 
6 Wochen beantragen. Ein solches sinn-
volles Initiativrecht für die Beschäftig-
ten sollte ohne Zweifel in der Betriebs-
vereinbarung aufgenommen werden. 
Der BEM-Grundsatz der Gleichheit ist 
besonders wichtig in der Vereinbarung, 
weil das BAG kürzlich ein individuel-
les Klagerecht auf Durchführung eines 
BEM abgelehnt und nur, vorbehaltlich 
einer Klarstellung durch den Gesetzge-
ber, auf die effektiven Durchsetzungs-
möglichkeiten der Interessenvertretun-
gen verwiesen hat.49

1.6. Grundsatz: Diskursiver BEM-
Suchprozess
Das BEM benötigt ein Management.50 
Das Verfahren ist als ein rechtlich re-

gulierter, verlaufs- und ergebnisoffener 
Suchprozess51 nach individuell angepass-
ten Lösungen zur Überwindung der be-
stehenden Arbeitsunfähigkeit, Vorbeu-
gung zukünftiger Arbeitsunfähigkeit 
und Erhaltung des Arbeitsplatzes aus-
zugestalten. Die BEM-Vereinbarung hat 
dafür die organisatorischen Strukturen 
zu schaffen und effektive bzw. effizien-
te BEM-Prozesse zu regeln. Es sind ma-
terielle, personelle und organisationa-
le Strukturen aufzubauen.52 Ebenso ist 
festzulegen, dass der Arbeitgeber für den 
Ablauf des BEM verantwortlich ist. Es 
bietet sich zudem an, mehrere Fallma-
nager zu benennen, so dass BEM-Be-
rechtigte ihre eigene Wahl treffen kön-
nen. Hierfür ein treffendes Beispiel: „In 
einem Krankenhaus wurde der Pflege-
dienstleiter, der für seine ruppige Art 
im Umgang mit den Pflegekräften und 
seine Krankengespräche berüchtigt war, 
als BEM-Beauftragter einhellig von der 
Belegschaft abgelehnt.“

Es ist weiterhin zu prüfen und ggf. 
zu regeln, ob auch externe BEM-Be-
auftragte eingesetzt werden. Für das so 
wichtige unverbindliche Erstgespräch ist 
festzulegen, wer, in der Regel möglichst 
unter vier Augen, das Gespräch führen 
soll, so z.B. eine von den Beschäftigten 
gewählte Person ihres Vertrauens, z.B. 
aus dem BEM-Kernteam.53

In der Vereinbarung ist ein BEM-
Kernteam mit den teilnehmenden Per-
sonen, oft auch „runder Tisch des BEM“ 
genannt, aufzunehmen. Es setzt sich aus 
Arbeitgebervertreter, Vertreter des Be-
triebs- oder Personalrats und den Be-
troffenen sowie seiner evtl. Person des 
Vertrauens zusammen. Zusätzlich ist 
ein erweiterter BEM-Kreis mit mögli-
chen internen und externen Teilneh-
mern festzulegen. Ansonsten wäre der 
Kreis der BEM-Akteure viel zu groß. 
Das würde die Beschäftigten in den 
Gesprächen einschüchtern. Die Verein-
barung sollte zudem klären, ob zusätz-
lich ein BEM-Koordinator zu benennen 
ist, der für den organisatorischen Ab-
lauf im BEM-Einzelfallmanagement zu-
ständig ist. In der Praxis bietet es sich 
bei einer großen Anzahl von BEM-Fäl-
len an, einen Koordinator zu benennen 
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und eine Geschäftsordnung zu erstel-
len, die auch Teil eines BEM-Handbu-
ches werden kann.

1.7. Grundsatz: Prävention
Im BEM geht es um den Erhalt der Be-
schäftigungsfähigkeit und um die Schaf-
fung eines fähigkeitsgerechten Arbeits-
platzes. Voraussetzung ist, dass syste-
matisch Gefährdungen am Arbeitsplatz 
identifiziert, beseitigt oder verringert 
werden. Das BEM ist mit Arbeitsschutz 
und betrieblicher Gesundheitsförderung 
ganz eng zu verzahnen, da es – bis da-
hin noch wenig bekannte oder beach-
tete – Arbeitsschutzfragen thematisie-
ren kann.54

In der BEM-Vereinbarung ist der 
wichtige Verfahrensschritt, die Gefähr-
dungsbeurteilung für den Arbeitsplatz 
heranzuziehen, zu aktualisieren und zu 
individualisieren, als Maßnahme aus-
drücklich aufzunehmen.55 Das setzt eine 
konkrete Arbeitsplatzbegehung und 
-untersuchung voraus, die zugleich für 
die in § 3 ArbSchG verlangte Wirksam-
keitsüberprüfung genutzt werden kann. 
Prävention im BEM verlangt zudem die 
konstruktive Beteiligung der Arbeits-
schutzexperten nach dem ASiG (Ar-
beitssicherheitsgesetz). Der Betriebsarzt, 
die Fachkraft für Arbeitssicherheit oder 
die Sicherheitsbeauftragten sind in den 
Kreis des erweiterten BEM-Teams bei 
Bedarf und Zustimmung der Beschäf-
tigten aufzunehmen. Die Beschäftig-
ten haben bei der Hinzuziehung eines 
Betriebsarztes eine Wahl, denn sie ha-
ben das Recht auf freie Arztwahl und 
können sich auch auf andere Ärztinnen 
und Ärzte ihres Vertrauens berufen.56

Die Verhältnisprävention ist nach 
§ 4 Nr. 5 ArbSchG vorrangig, was al-
lerdings Maßnahmen der Verhaltens-
prävention im Sinne von Betrieblicher 
Gesundheitsförderung (BGF) nicht aus-
schließt. Grundlage ist die individuel-
le, zu dokumentierende Gefährdungs-
beurteilung nach § 5 ArbSchG, die für 
alle Maßnahmen der Prävention heran-
zuziehen ist.57 Sie hat die psychischen 
Belastungen einzubeziehen. Die BEM-
Vereinbarung sollte auch thematisieren, 
das aufgrund der anonymisierten Aus-

wertung von BEM-Einzelfällen für den 
Arbeitsschutz an anderen Arbeitsplät-
zen gelernt werden kann. Die Erkennt-
nisse des BEM hinsichtlich vorhande-
ner Arbeitsschutzmängel sind von den 
BEM-Akteuren im Betriebsrat und im 
Arbeitsschutzausschuss nach § 11 ASiG 
zu beraten. Dafür bietet sich eine re-
gelmäßige Berichterstattung an, die in 
die BEM-Vereinbarung aufzunehmen 
ist. Für diesen Zweck kann eine mit-
bestimmte Geschäftsordnung des Ar-
beitsschutzausschusses genutzt werden.

1.8. Grundsatz: Beteiligung (Partizi-
pation)
Die Betriebsvereinbarung zur Verfah-
rensordnung BEM hat sicherzustellen, 
dass alle potenziellen Akteure, die für 
das BEM relevant sein können, am Such-
prozess gemeinsam mitwirken können 
und dafür ihre Rollen geklärt werden. 
Vor allem die BEM-Berechtigten als 
Hauptpersonen mit ihrer Vertrauens-
person haben ein Beteiligungsrecht.58 
Hier sind auch die Regelungen in der 
Vereinbarung zur Selbstbestimmung 
von größter Bedeutung.

Die Interessenvertretungen sind be-
reits im Gesetzestext von § 167 Abs. 2 
SGB IX aufgeführt und haben eine he-
rausragende Rolle im BEM. Sie haben 
die gleichberechtigte Mitklärung beim 
BEM. Das ist nach § 167 Abs. 2 SGB IX 
der Regelfall. Sie repräsentieren die In-
teressen der Belegschaft, so beispielswei-
se auch die Interessen der Kollegen im 
Arbeitsbereich.59 Die Experten des Ar-
beitsschutzes, z.B. der Betriebsarzt nach 
§ 167 Abs. 2 S. 3 SGB IX, sind ebenso 
zu beteiligen und bei Erforderlichkeit 
und nach Zustimmung der Beschäftig-
ten hinzuziehen.

FAZIT: EINE STRUKTURIERTE 
UND SYSTEMATISCHE VERFAH­
RENSORDNUNG FÜR DAS BEM 
IST UNERLÄSSLICH

Die vorstehenden Ausführungen zu ei-
ner BEM-Verfahrensordnung, die sich 
wesentlich an den BEM-Grundsätzen 
orientiert, haben gezeigt, dass eine BEM-

Vereinbarung gute Mindest- und Qua-
litätsstandards erfüllen muss, damit die 
Vorgaben des Gesetzgebers und der seit 
2009 umfangreich ergangenen Recht-
sprechung für ein ordnungsgemäßes 
und nachhaltiges BEM erfüllt werden.60 

Sicherlich muss nach der Größe des 
Unternehmens bzw. der Dienststelle oder 
auch nach Existenz eines Betriebs-/Per-
sonalrats bei der Umsetzung der BEM-
Verfahrenspflicht flexibel bzw. unter-
schiedlich verfahren werden. Von daher 
sind Mustervereinbarungen nicht hilf-
reich.61 Dennoch sind die BEM-Grund-
sätze heranzuziehen, festzuschreiben 
und als Leitfaden für die Gestaltung 
des BEM-Verfahren zu nutzen, denn 
sie sind die unverzichtbaren Eckpunk-
te erfolgreicher Eingliederung.

Es kann nur eindringlich dafür plä-
diert werden, nach 20 Jahren BEM vor-
handene Betriebs- und Dienstvereinba-
rungen jetzt systematisch zu evaluie-
ren und für die BEM-Betroffenen und 
im Interesse der Arbeitgeber kontinu-
ierlich zu verbessern. Vorhandene und 
neue BEM-Vereinbarungen sind rechts-
sicher und datenschutzkonform an den 
beschriebenen BEM-Grundsätzen aus-
zurichten, denn diese dienen als Opti-
mierungsgebote, die für eine nachhaltige 
BEM-Praxis im beiderseitigen Interesse 
von Arbeitgeber und Beschäftigten zu 
nutzen sind. Sind BEM-Vereinbarungen 
in kleineren Unternehmen und Dienst-
stellen nicht möglich, sollten die BEM-
Grundsätze konkretisiert in eine BEM-
Verfahrensordnung bzw. in ein BEM-
Handbuch aufgenommen werden.
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sundheitsförderung, Rn. 24–30.

Nebe: Arbeitsschutz und betriebliches 
Eingliederungsmanagement. In: Fel-
des/Niehaus/Faber (Hrsg.): Werk-
buch BEM – Betriebliches Einglie-
derungsmanagement, 2. Aufl. 2021, 
S. 212–223.

Prümper/Reuter/Sporbert (Hrsg.): BEM-
Netz – Betriebliches Eingliederungs-
management erfolgreich umsetzen. 
2015.

Prümper/Schmidt-Rögnitz: Betriebs- 
und Dienstvereinbarungen im Be-
trieblchen Eingliederungsmanage-
ment. In: Prümper/ Reuter/ Sporbert 
(Hrsg.): BEM-Netz – Betriebliches 
Eingliederungsmanagement erfolg-
reich umsetzen. 2015, S. 90–103.

Rabe-Rosendahl/Kohte: Die neue Ver-
trauensperson im betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement nach § 167 
ABS. 2 S. 2 SGB IX, Recht und Praxis 
der Rehabilitation (RP Reha 1/2023), 
S. 38–41.

Reuter/Stadler: Das BEM-Verfahren und 
notwendige Strukturen im betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement, 
in: Prümper/Reuter/Sporbert (Hrsg.): 
BEM-Netz – Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement erfolgreich um-
setzen. 2015, S. 49–53.

Reuter/Prümper: Evaluation im Betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement, 
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Siehe unter anderen die Analyse von 
Betriebs- und Dienstvereinbarungen von 
Romahn, Betriebliches Eingliederungs-
management, 2010, S. 106; Maschke, 
Rolle und Bedeutung des Betriebs- bzw. 
Personalrats im BEM, in: Weber/Peschkes/
de Boer (Hrsg.): Return to work – Arbeit 
für alle. Grundlagen der beruflichen 
Reintegration, S. 380 ff.; Kiesche, Leit-
faden für eine mitbestimmte BEM-Ver-
fahrensordnung, BRuR 2022, S. 103 ff.; 
Prümper/Schmidt-Rögnitz, Betriebs- und 
Dienstvereinbarungen im Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement, in: Prümper/ 
Reuter/ Sporbert (Hrsg.): BEM-Netz – 
Betriebliches Eingliederungsmanagement 
erfolgreich umsetzen, 2015, S. 90–103.
Faber/Kiesche, Mitbestimmung konkret – 
Betriebs- und Dienstvereinbarungen zum 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement 
gemäß § 167 Abs. 2 SGB IX. In: Feldes/
Niehaus/Faber (Hrsg.): Werkbuch BEM – 
Betriebliches Eingliederungsmanagement. 
2. Aufl. 2021, S. S. 270–292.
Ganz aktuell und umfassend Düwell, 
BEM: Rechtslage und Formung durch die 
Rechtsprechung, Gute Arbeit 6–7/2023, 
S. 8–13. Düwell zeigt auch weiteren Rege-
lungsbedarf im BEM auf.
Sofern nicht eine Inklusionsvereinbarung 
zugleich in Gestalt einer Dienst- oder 
Betriebsvereinbarung zustande kommt 
oder sofern sie nicht aus direkt unmittel-
bare Ansprüche begründet, vgl. zu den 
weitreichenden Möglichkeiten rechtlicher 
Verbindlichkeiten durch eine Inklusions-
vereinbarung, aber auch zu den Unter-
schieden gegenüber Betriebs- oder Dienst-
vereinbarung ausführlich Feldes in Feldes/
Kohte/Stevens-Bartol, SGB IX, 
5. Aufl. 2023, § 166 Rn. 10 ff.
Schubert, § 21 Rn. 280, in: vom Stein/
Rothe/Schlegel: Gesundheitsmanagement 
und Krankheit im Arbeitsverhältnis, 
2. Aufl. 2021.
BAG, 30.09.2010 – 2 AZR 88/09, Amt-
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in: Prümper/Reuter/Sporbert (Hrsg.): 
BEM-Netz – Betriebliches Eingliede-
rungsmanagement erfolgreich um-
setzen. 2015, S. 104–109.

Vom Stein/Rothe/Schlegel: Gesundheits-
management und Krankheit im Ar-
beitsverhältnis, 2. Aufl. 2021.
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liche Sammlung AP Nr. 49 zu § 1 KSchG 
1969 Krankheit mit z.T. krit. Anm. Nebe; 
Schmidt, Gestaltung und Durchführung 
des BEM, 3. Aufl. 2023, Rn. 43; dazu Kie-
sche, RP Reha, Heft 2/2023, S. 34–36.
Dazu BAG, 20.11.2015 – 2 AZR 755/13, 
NZA 2015, S. 652; dazu bereits Kohte, 
DB 2008, S. 582 (586).
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche 
Fragen zum Betrieblichen Eingliederungs-
management - Überblick über die Rechts-
lage und Rechtsdurchsetzung, in: Feldes/
Niehaus/Faber (Hrsg.): Werkbuch BEM. 
Betriebliches Eingliederungsmanagement. 
2. Aufl., S. 45 (54); Kiesche, Leitfaden, 
a.a.O., S. 103.
BAG, 07.02.2012 – 1 ABR 46/10, NZA 
2012, S. 744 (746), Rn. 16 ff.; Schmidt, 
Gestaltung und Durchführung des BEM, 
3. Aufl. 2023, Rn. 85 ff.
Faber/Kiesche, Mitbestimmung konkret, 
a.a.O., S. 271 f.; Kohte, Ausgewählte 
arbeitsrechtliche Fragen, S. 53 ff.
BVerwG, 23.06.2010 – 6 P8/09, PersR 
2010, S. 442. 
BAG, 22.03.2016 – 1 ABR 14/14, NZA 
2016, S. 1283, Rn. 12; ausführlich zum 
Initiativrecht Kiel: Soziale Rechtferti-
gung der personenbedingten Kündigung. 
Krankheitsbedingte Kündigung, Münche-
ner Handbuch Arbeitsrecht, 5. Aufl., § 113 
Rn. 47a.
Für Personalräte gilt seit dem 15.6.2021 
ein uneingeschränktes Mitbestimmungs-
recht des Personalrates bei Grundsätzen 
des Behördlichen oder betrieblichen 
Gesundheits- und Eingliederungsmanage-
ments nach § 80 Abs. 1 Nr. 17 BPersVG; 
dazu erhellend Düwell, Neues vom 
Gesetzgeber zum betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement, NZA 2021, 
S. 1614: „Diese Mitbestimmung ist über 
die Einigungsstelle erzwingbar“.
BAG, 22.03.2016 – 1 ABR BAG 14/14, 
NZA 2016, S. 1283 Rn. 12; kritisch dazu 
Kohte: jurisPR-ArbR 9/2017 Anm. 2; 
HK-ArbSchR/Nebe, § 167 Rn. 24; BAG, 
19.11.2019 – 1 ABR 36/18, NZA 2020, 
S. 389.
BAG, 22.03.2016 – 1 ABR 14/14, NZA 
2016, S. 1283.
Beck: Betriebliches Eingliederungsma-
nagement. Eine Zwischenbilanz nach zehn 
Jahren Rechtsprechung
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des BAG, NZA 2017, S. 81–87 (87); BAG, 
22.03.2016 – 1 ABR 14/14, NZA 2016, 
S. 1283, Rn. 11; LPK-SGB IX/Düwell, 
6. Aufl. 2022, § 167 Rn. 78.
BAG, 13.03.2012 – 1 ABR 78/10, AiB 
2013, S. 64 m. Anm. Kiesche.
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche 
Fragen, a.a.O. S. 45 ff. (47). 
Reuter/Prümper/Jungkunz: Grundsätze 
des Betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments, in: Prümper/ Reuter/ Sporbert 
(Hrsg.), BEM-Netz – Betriebliches 
Eingliederungsmanagement erfolgreich 
umsetzen. Ergebnisse aus einem transna-
tionalen Projekt, 2015, S. 43–48.
Siehe Art. 5 Abs. 2 DSGVO „Rechen-
schaftspflicht“.
Interessante Checkliste zur Überprüfung 
der Einhaltung von BEM-Grundsätzen bei 
den BEM-Verfahrensschritten, in: Reuter/
Prümper/Jungkunz, a.a.O., S. 46–47.
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche 
Fragen, a.a.O., S. 45 (47 f.); LAG Rhein-
land-Pfalz, 13.4.2021 – 8 Sa 240/20 
Rn. 48, BeckRS 2021, 18869; dazu Kiesche, 
Krankenrückkehrgespräche und Betrieb-
liches Eingliederungsmanagement, in: 
Feldes/Niehaus/Faber (Hrsg.), BEM-
Werkbuch, 2. Aufl. 2021, S. 91–105.
Siehe Kiesche, Leitfaden, a.a.O., S. 106.
Kiesche, Das rechtssichere Erstanschrei-
ben im ordnungsgemäßen BEM, sis 
(sicher ist sicher), 1/2023, S. 33–37.
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche Fra-
gen, a.a.O., S. 49; Hinze, Das betriebliche 
Eingliederungsmanagement nach 
§ 84 Abs. 2 SGB IX (BEM), Köln 2018, 
S. 141 „Androhen einer Kündigung nicht 
erforderlich“ und lässt „die Freiwilligkeit 
zur Teilnahme am BEM entfallen“ (S. 142).
Schmidt, Gestaltung und Durchführung 
des BEM, 3. Aufl. 2023, S. 198.
Siehe BAG, 15.12.2022 – 2 AZR 162/22, 
NZA 2023, S. 500.
BAG, 15.12.2022 – 2 AZR 162/22, BeckRS 
2022, 36682, verneint, dass eine Einwil-
ligung aus § 167 Abs. 2 SGB IX abzu-
leiten sei. Das ist wohl zutreffend; jedoch 
muss der Vorrang der DSGVO beachtet 
werden, der für die Notwendigkeit einer 
Einwilligung am Anfang des BEM-Pro-
zesses spricht; siehe Faber/Kiesche, Syst. 
D. Schutz persönlicher Daten im Arbeits-
schutzrecht, in: BeckOK Arbeitsschutz-
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28

recht, hrsg. v. Winkelmüller/Felz/Hussing, 
14. Edition Stand: 5. Juli 2023, Rn. 70–82.
Gagel, Betriebliches Eingliederungsma-
nagement – Rechtspflicht und Chance, 
NZA 2004, S. 1359 (1360).
Im Ergebnis auch Beese/Lange, Erfolg-
reiches BEM mit System, Gute Arbeit 
6-7/2023, S. 22-26 (23).
Vgl. BAG, 10.12.2009 – 2 AZR 400/08: 
Orientierungssatz Ziff. 4, S. 4; BAG, 
24.03.2011 – 2 AZR 170/10, juris Rn. 23.
Dazu BAG, 10.12.2009 – 2 AZR 400/08, 
NZA 2010, S. 398.
Kiesche, Leitfaden, a.a.O., S. 104; Schmidt, 
Gestaltung und Durchführung, a.a.O., 
Rn. 70; ausführlich Kiesche, Beschäftig-
tendatenschutz schafft Vertrauen ins BEM, 
RP Reha 1/2023, S. 30–37.
Für ein abschreckendes Beispiel siehe 
Landesbeauftragter für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit Baden-Würt-
temberg: 33. Tätigkeitsbericht 2016/2017, 
S. 113–115.
Ein Muster der Datenblätter in Kiesche, 
Beschäftigtendatenschutz schafft Vertrau-
en, RP Reha 1/2023, S. 33.
Kiesche/Wilke, Die Wiederentdeckung der 
Fehlzeitenstatistik, Computer und Arbeit 
(CuA) 2008, S. 49–52.
Kiesche, Leitfaden, a.a.O, S. 104.
Dazu aktuell Wedde, Online-Sitzun-
gen: Ausnahme oder Regel, Gute Arbeit 
6-7/2023, S. 18–21 (S. 20).
Informativ Danigel, Weiterbildung für das 
BEM, Gute Arbeit 6-7/2023, S. 29.
Siehe das Muster in Kiesche, RP Reha 
1/2023, S. 34.
Hinze, Das betriebliche Eingliederungs-
management, a.a.O.,  S. 145, plädiert für 
ein Erinnerungsschreiben; Hoffmann-
Remy, Kein bEM-Gespräch während der 
Arbeitsunfähigkeit? NZA 2017, 159 (162) 
geht von zwei bis drei ergebnislosen Er-
innerungen aus. 
Bei Menschen mit Beeinträchtigungen ist 
auch zu bedenken, dass die Einladung z.B. 
einem gesetzlichen Betreuer zugeschickt 
werden muss, siehe Tietz, Auswirkungen 
psychischer Krankheiten im Bereich des 
Kündigungsschutzrechts – Anmerkung 
zum Urteil des LAG Rheinland-Pfalz vom 
22. Oktober 2019 – 8 Sa 3/19; Beitrag B2-
2021 unter www.reha-recht.de; 31.05.2021 
https://www.reha-recht.de/fileadmin/
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user_upload/RehaRecht/Diskussions-
foren/Forum_B/2021/B2-2021_Psychi-
sche_Erkrankungen_und_K%C3%BCndi-
gungsschutz.pdf
Zur Schweigepflicht des BR-Mitglieds sie-
he Kort, Schweigepflicht eines beim BEM-
Gespräch hinzugezogenen Betriebsrats-
mitglieds, NZA 2019, S. 502; Kiel, Soziale 
Rechtfertigung der personenbedingten 
Kündigung. Krankheitsbedingte Kündi-
gung, Münchener Handbuch Arbeitsrecht, 
5. Aufl. 2021, § 113, Rn. 47.
Grundlegend Rabe-Rosendahl/Kohte, Die 
neue Vertrauensperson im betrieblichen 
Eingliederungsmanagement nach § 167 
ABS. 2 S. 2 SGB IX, RP Reha 1/2023), 
S. 38–41. 
Düwell, Dauerbrenner: Stärkung des 
BEM, Gute Arbeit 6–7/2022, S. 55 ff.; siehe 
LPK-SGB IX/Düwell § 167 Rn. 68; Düwell, 
Neues vom Gesetzgeber zum betrieblichen 
Eingliederungsmanagement, NZA 2021, 
S. 1614 (1616); zur Kostentragung HK-
ArbSchR/Nebe § 167 Abs. 2 Rn. 23. 
Faber/Kiesche, Mitbestimmung konkret, 
a.a.O., S. 288 f.
LPK-SGB IX/Düwell, § 167 Rn. 81.
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche 
Fragen, a.a.O, S. 47; Reuter/Prümper/
Jungkunz, Grundsätze des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements, a.a.O., S. 44.
Siehe BAG, 7.9.2021 – 9 AZR 571/20, 
NZA S. 257 ff. Rn. 14 ff.; zu Recht kritisch 
und anderer Auffassung HK-ArbSchR/
Nebe § 167 SGB IX, Rn. 48–50, 3. Aufl. 
2023; dies., RP Reha Heft 1/2023, S. 15–17.
Maschke, Rolle, a.a.O., S. 380. 
Dazu BAG, 10.12.2009 – 2 AZR 400/08.
Reuter/Stadler, Das BEM-Verfahren und 
notwendige Strukturen im betrieblichen 
Eingliederungsmanagement, in: Prümper/
Reuter/Sporbert (Hrsg.), BEM-Netz – Be-
triebliches Eingliederungsmanagement 
erfolgreich umsetzen. 2015, S. 49–53 (52); 
zur Evaluation des BEM siehe Reuter/
Prümper, Evaluation im Betrieblichen 
Eingliederungsmanagement, in: Prümper/
Reuter/Sporbert (Hrsg.): BEM-Netz – 
Betriebliches Eingliederungsmanagement 
erfolgreich umsetzen, 2015, S. 104–109, 
gute Checkliste auf S. 107. 
LPK-SGB IX/Düwell, § 167 Rn. 61.
Kiesche, Betriebliches Eingliederungsma-
nagement (BEM) als wirksames Präven-
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tionsinstrument, Arbeitsschutz in Recht 
und Praxis (ARP) 2020, S. 218–222; Nebe, 
Arbeitsschutz und betriebliches Einglie-
derungsmanagement. In Feldes/Niehaus/
Faber (Hrsg.), Werkbuch BEM, 2. Aufl. 
S. 212–223.
Grundlegend: GDA-Leitlinie zur Gefähr-
dungsbeurteilung, www.gda-portal.de.
HK-ArbSchR/Bücker ArbMedVV Rn. 9, 
3. Aufl. 2023.
Kohte, Ausgewählte arbeitsrechtliche 
Fragen, a.a.O., S. 50.
Klarstellung in BAG, 19.11.2019 – 1 ABR 
36/18 Rn. 23, NZA 2020, S. 389 (391).
Weber, Return to Work aus Sicht der 
Arbeitskollegen, in: Weber, Peschkes, de 
Boer (Hrsg.), Return to Work – Arbeit für 
alle, S. 377–380. 
Zu den Mindeststandards der Rechtspre-
chung siehe BAG, 20.11.2014 – 2 AZR 
755/13.
Siehe Prümper/Schmidt-Rögnitz, Be-
triebs- und Dienstvereinbarungen, a.a.O., 
S. 100–103.
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Belinda Weiland

STAATENBERICHTSVERFAHREN ZUR 
UN­BEHINDERTENRECHTSKONVENTION

Das „Übereinkommen über die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen“ 
(UN-Behindertenrechtskonvention, 
UN-BRK) wurde am 13.12.2006 von 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen verabschiedet und im Febru-
ar 2009 von der Bundesrepublik ratifi-
ziert. Sie trat kurz darauf in Kraft und 
ist seitdem geltendes Recht in Deutsch-
land, welches von allen staatlichen Stel-
len umgesetzt werden muss. Die Um-
setzung der Konvention wird von einem 
aus 18 Expert*innen mit Behinderung 
bestehenden UN-Fachausschuss über-
wacht. Dazu dient das Staatenberichts-
verfahren. Eine gerichtliche Kontrolle 
ist hingegen nicht vorgesehen. Der UN-
Fachausschuss hat damit eine wichtige 
Kontrollfunktion. 

Das Staatenberichtsverfahren1 be-
ginnt in der Regel damit, dass die Zivil-
gesellschaft und das Deutsche Institut 
für Menschenrechte, welches als unab-
hängige nationale Menschenrechtsor-
ganisation fungiert,2 beim UN-Fach-
ausschuss Vorschläge für die Frage-
runde einreichen. Diese werden später 
in einer seiner Sitzungen besprochen. 
Daran anschließend wird die Fragelis-
te (sogenannte „List of Issuses prior to 
reporting“) vom UN-Ausschuss an die 
Bundesregierung geschickt. Diese hat 
dann ein Jahr Zeit, einen Staatenbericht 
vorzulegen, in welchem auf die aufge-
worfenen Fragen eingegangen werden 
muss. Parallel dazu reichen das Deut-
sche Institut für Menschenrechte und 
die Zivilgesellschaft eigene Berichte ein. 
Der Ausschuss überprüft den Bericht 
und tritt dazu mit der Regierungsdele-
gation in einen direkten und konstruk-
tiven Dialog (sogenannter „Constructi-
ve Dialog)“. Anschließend verfasst der 
Ausschuss die „Abschließenden Bemer-
kungen“ (sogenannten „Concluding Ob-

servations“), welche regelmäßig wichtige 
Handlungsempfehlungen beinhalten.3

Aktuell wird in der Bundesrepub-
lik zum zweiten Mal4 die Umsetzung 
der UN-BRK vom UN-Ausschuss für 
die Rechte von Menschen mit Behin-
derung geprüft. Im nun anstehenden 
kombinierten zweiten und dritten Be-
richtszyklus musste Deutschland bis 
zum 01. Oktober 2019, unter Berück-
sichtigung der Handlungsempfehlun-
gen der ersten „Abschließenden Bemer-
kungen“5, über den Stand der Verwirk-
lichung der Rechte von Menschen mit 
Behinderung berichten. Der abgelegte 
Staatenbericht wird in den kommenden 
Wochen (14.08 – 08.09.2023) vom UN-
Ausschuss überprüft. Der direkte Aus-
tausch zwischen der Bundesregierung 
und dem Fachausschuss ist für den 29. 
und 30.08.2023 geplant. Sodann kön-
nen die „Abschließenden Bemerkun-
gen“ mit Spannung erwartet werden. 

Einen kleinen Vorgeschmack gibt die 
im September 2022 abgegebene Allge-
meine Bemerkung Nr. 86 zum Recht 
auf Arbeit und Beschäftigung. Aus die-
ser geht deutlich hervor, dass ein grund-
sätzlicher Reformbedarf besteht. Der 
Ausschuss beschreibt, wie Art. 27 UN-
BRK auszulegen ist, und stellt diesbe-
züglich Verpflichtungen und Aufgaben 
der Vertragsstaaten näher dar. Diese 
sind auch für die Bundesrepublik – mit 
ihren besonderen Beschäftigungsfor-
men für Menschen mit Behinderung – 
höchst relevant.7 Aus der Allgemeinen 
Bemerkung geht ferner hervor, dass 
Deutschland auch mehr und vielfälti-
gere, inklusive Alternativen für Men-
schen mit Behinderung bei Ausbildung 
und Beruf braucht. Denn für die Um-
setzung des Rechts auf Arbeit bedarf es 
nicht nur eines inklusiven Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktes, sondern auch eines 

inklusiven Schulsystems, welches jun-
ge Menschen so ausbildet, dass sie sich 
anschließend für einen Ausbildungs-
platz qualifizieren können. Weiterhin 
sollten nicht nur neue Strukturen ge-
schaffen werden, sondern auch bereits 
bestehende hinterfragt und in Einklang 
mit den menschenrechtlichen Vorgaben 
der UN-BRK gebracht werden.

Art. 35 ff. UN-BRK
Art. 33 UN-BRK
Mehr dazu unter: https://www.institut-
fuer-menschenrechte.de/das-institut/
abteilungen/monitoring-stelle-un-behin-
dertenrechtskonvention/staatenberichts-
verfahren.
Der erste Bericht wurde 2015 veröffent-
licht. Darin haben Expert*innen Pro-
bleme bei der Umsetzung aufgedeckt, 
Kritikpunkte benannt und Empfehlungen 
formuliert.
https://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/
Weitere_Publikationen/CRPD_Abschlies-
sende_Bemerkungen_ueber_den_ersten_
Staatenbericht_Deutschlands.pdf. 
https://documents-dds-ny.un.org/
doc/UNDOC/GEN/G22/518/57/PDF/
G2251857.pdf?OpenElement
Eine Übersicht zu den Allgemeinen Be-
merkungen des Ausschusses in deutscher 
Sprache: https://www.institut-fuer-men-
schenrechte.de/publikationen/detail/das-
recht-auf-arbeit-und-beschaeftigung. 
So auch Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention: https://www.
institut-fuer-menschenrechte.de/publika-
tionen/detail/das-recht-auf-arbeit-und-
beschaeftigung.
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DAS RECHT AUF ARBEIT UND BESCHÄF T IGUNG2

wie Alter, biologisches Geschlecht (sex) und sozia-
les Geschlecht (gender), ethnische Zugehörigkeit 
und Wohnort weiter verschärft (4).8

General Comments zur Auslegung der 
UN-Menschenrechtsverträge

Die menschenrechtlichen Fachausschüsse der 
Vereinten Nationen äußern sich regelmäßig 
zum Verständnis und zur Auslegung der Men-
schenrechtsverträge. Diese Dokumente nennen  
sie General Comments oder auch General Re-
commendations. Dies wird ins Deutsche mit 
Allgemeine Bemerkungen übersetzt. Die Fach-
ausschüsse nehmen darin Stellung zur inhaltli-
chen Bedeutung und Tragweite des Vertrages, 
für den sie zuständig sind, und liefern eine völ-
kerrechtliche Interpretation einzelner Rechte 
und Bestimmungen. In diesem Rahmen stellen 
sie Querbezüge zu anderen Artikeln der UN-
BRK her, beschreiben die konkreten Verpflich-
tungen der Vertragsstaaten für die Einhaltung 
und Umsetzung der Konvention und sprechen 
konkrete Handlungsempfehlungen aus.

Menschenrechtliches Verständnis von 
Behinderung

Um die Rechte in der Konvention zu verwirklichen, 
müssen die Vertragsstaaten in ihren Gesetzen und 
politischen Konzepten ein menschenrechtliches 
Verständnis von Behinderung zugrunde legen. Der 
Ausschuss unterstreicht nochmals, dass das Für-
sorgemodell beziehungsweise ein medizinisches 
Verständnis von Behinderung nicht vereinbar mit 
der Konvention ist (7). Ein solches Verständnis 
hindere die Vertragsstaaten daran, fortbestehende 
Barrieren zu beseitigen, die die gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am  
Arbeitsleben verhindern. Auch würden Menschen 
mit Behinderungen so nicht als Inhaber*innen von 
Rechten anerkannt, sondern auf ihre Beeinträchti-
gungen „reduziert“ (7). Das menschenrechtliche 
Verständnis von Behinderung wurde vom Aus-
schuss bereits in seiner Allgemeinen Bemerkung 
Nr. 6 (2018) zu Artikel 5 der Konvention darge-
legt.9 Demnach ist eine Behinderung ein gesell-
schaftliches Konstrukt und Beeinträchtigungen 
dürfen kein legitimer Grund für die Nichtanerken-
nung oder Einschränkung von Menschenrechten 
sein (8).

Artikel 27 Arbeit und Beschäftigung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche 
Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die 
Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit 
zu verdienen, die in einem offenen, integrativen 
und für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei 
gewählt oder angenommen wird. Die Vertrags-
staaten sichern und fördern die Verwirklichung 
des Rechts auf Arbeit, einschließlich für 
Menschen, die während der Beschäftigung  
eine Behinderung erwerben, durch geeignete 
Schritte, einschließlich des Erlasses von 
Rechtsvorschriften, um unter anderem

a)  Diskriminierung aufgrund von Behinderung 
in allen Angelegenheiten im Zusammenhang 
mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, 
einschließlich der Auswahl-, Einstellungs- 
und Beschäftigungsbedingungen, der 
Weiterbeschäftigung, des beruflichen 
Aufstiegs sowie sicherer und gesunder 
Arbeitsbedingungen, zu verbieten;

b)  das gleiche Recht von Menschen mit Behin-
derungen auf gerechte und günstige Arbeits-
bedingungen, einschließlich Chancengleich-
heit und gleichen Entgelts für gleichwertige 
Arbeit, auf sichere und gesunde Arbeits-
bedingungen, einschließlich Schutz vor 
Belästigungen, und auf Abhilfe bei Miss-
ständen zu schützen;

c)  zu gewährleisten, dass Menschen mit 
Behinderungen ihre Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit 
anderen ausüben können;

d)  Menschen mit Behinderungen wirksamen 
Zugang zu allgemeinen fachlichen und 
beruflichen Beratungsprogrammen, Stellen-
vermittlung sowie Berufsausbildung und 
Weiterbildung zu ermöglichen;

e)  für Menschen mit Behinderungen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und beruflichen Aufstieg 
auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstüt-
zung bei der Arbeitssuche, beim Erhalt und 
der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und 
beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern;
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f)  Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unterneh-
mertum, die Bildung von Genossenschaften 
und die Gründung eines eigenen Geschäfts 
zu fördern; 

g)  Menschen mit Behinderungen im öffentli-
chen Sektor zu beschäftigen;

h)  die Beschäftigung von Menschen mit 
Behinderungen im privaten Sektor durch 
geeignete Strategien und Maßnahmen zu 
fördern, wozu auch Programme für positive 
Maßnahmen, Anreize und andere Maß-
nahmen gehören können;

i)  sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz ange-
messene Vorkehrungen für Menschen mit 
Behinderungen getroffen werden;

j)  das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch Menschen 
mit Behinderungen zu fördern;

k)  Programme für die berufliche Rehabilitation, 
den Erhalt des Arbeitsplatzes und den 
beruflichen Wiedereinstieg von Menschen 
mit Behinderungen zu fördern.

(2) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass 
Menschen mit Behinderungen nicht in Sklave-
rei oder Leibeigenschaft gehalten werden und 
dass sie gleichberechtigt mit anderen vor 
Zwangs- oder Pflichtarbeit geschützt werden.

Segregation auf dem Arbeitsmarkt 

Ein Schwerpunkt der Allgemeinen Bemerkung 
Nr. 8 liegt auf dem Thema Segregation auf dem 
Arbeitsmarkt. Der Ausschuss betont, dass trotz  
einiger Fortschritte der fehlende Zugang zum  
offenen Arbeitsmarkt und Segregation weiterhin 
die größten Herausforderungen für Menschen mit  
Behinderungen darstellen (13). Das Recht auf die 
Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu 
verdienen, die in einem offenen, inklusiven, zu-
gänglichen Arbeitsmarkt frei gewählt oder ange-
nommen wird10, wird nicht verwirklicht, wenn für 

Menschen mit Behinderungen praktisch nur die 
Möglichkeit einer segregierten Beschäftigung be-
steht. Der Ausschuss verweist exemplarisch auf 
geschützte Werkstätten für Menschen mit Behin-
derungen und betont, dass die Arbeit in segregier-
ter Beschäftigung unvereinbar mit Artikel 27 
Absatz 1 der Konvention ist (12). 

Es werden sieben Kriterien für segregierte Be-
schäftigung genannt, wobei bereits das Vorliegen 
einiger dieser Merkmale für die Annahme einer 
Segregation genügt (14): 

 − Menschen mit Behinderungen werden von  
einer offenen, inklusiven und zugänglichen  
Beschäftigung ausgeschlossen.

 − Die Beschäftigung ist um spezifische Tätigkeiten  
herum organisiert, zu deren Ausführung Men-
schen mit Behinderungen als in der Lage er-
achtet werden.

 − Die Beschäftigung folgt einem medizinischen 
Verständnis von Behinderung bzw. dem Für-
sorgemodell.

 − Der Übergang zu einem offenen Arbeitsmarkt 
wird nicht wirksam gefördert.

 − Menschen mit Behinderungen erhalten nicht 
den gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.

 − Menschen mit Behinderungen werden für ihre 
Arbeit nicht auf derselben Grundlage wie ande-
re entlohnt.

 − Menschen mit Behinderungen haben in der  
Regel keine regulären Arbeitsverträge und sind 
daher nicht von den Sozialversicherungs-
systemen erfasst.

Segregierte Beschäftigung kann nicht als schritt-
weise Verwirklichung des Rechts auf Arbeit ver-
standen werden, wie der Ausschuss in diesem 
Zusammenhang klarstellt. Das Recht auf Arbeit 
kann nur in einer frei gewählten oder angenomme-
nen Beschäftigung auf einem offenen und inklusi-
ven Arbeitsmarkt verwirklicht werden (15).
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Diskriminierung am Arbeitsplatz

Nichtdiskriminierung und Gleichberechtigung  
gehören zu den grundlegenden Prinzipien der UN-
BRK und sind auch für Artikel 27 UN-BRK maß-
geblich. In Zusammenhang mit dem Recht auf 
Arbeit müssen die Vertragsstaaten den gesamten 
Beschäftigungszyklus in den Blick nehmen, hierfür 
effektive Antidiskriminierungsgesetze erlassen 
und für deren Durchsetzung sorgen, unter ande-
rem mithilfe geeigneter und wirksamer Sanktions-
mechanismen (29). Insbesondere haben die 
Vertragsstaaten die Verpflichtung, Menschen mit 
Behinderungen im Arbeitskontext vor den in der 
internationalen Menschenrechtspraxis anerkann-
ten Formen der Diskriminierung zu schützen:  
vor unmittelbarer Diskriminierung, mittelbarer  
Diskriminierung, vor Versagung angemessener 
Vorkehrungen sowie vor Belästigung (16–21, 57).11 

Besondere Aufmerksamkeit widmet der Ausschuss 
der Bedeutung von Mehrfach- und intersektionaler 
Diskriminierung im Arbeitskontext. So sind bei-
spielsweise Frauen und geschlechtsuntypische 
Menschen mit Behinderungen mit substanziell an-
deren Herausforderungen konfrontiert als andere 
Menschen, wenn gender- und behinderungsbe-
dingte Diskriminierung zusammenwirken (22, 66). 
Im Arbeitskontext wirkt sich das unter anderem 
aus in Bezug auf Anstellungen, Gewalt und (sexu-
elle) Belästigung am Arbeitsplatz, ungleiche Ent-
lohnung für gleichwertige Arbeit und geringere 
Aufstiegsmöglichkeiten. Zur Bekämpfung von 
Mehrfachdiskriminierung und intersektionaler  
Diskriminierung empfiehlt der Ausschuss unter  
anderem, diese Ausprägungen von Diskriminie-
rung in Rechtsvorschriften ausdrücklich anzuer-
kennen, Antidiskriminierungsgesetze dahingehend 
zu verschärfen, einen entsprechenden Rahmen für 
die Erhebung von Daten zu schaffen (79; 81 (k)), 
höhere Entschädigung für die Opfer und höhere 
Strafen für die Täter*innen festzulegen. Eine  
weitere Empfehlung lautet, Organisationen von 
Menschen mit Behinderungen, die intersektionale 
Diskriminierung erfahren, umfassend an Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen (57).

Gleiches Entgelt für gleichwertige 
Arbeit

Artikel 27 Absatz 1 lit. b UN-BRK normiert das 
gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen, 
einschließlich Chancengleichheit und gleichen  
Entgelts für gleichwertige Arbeit, auf sichere  
und gesunde Arbeitsbedingungen, einschließlich 
Schutz vor Belästigungen, sowie auf Abhilfe bei 
Missständen. Dieses Recht ist eine Ausprägung 
des Rechts auf die Möglichkeit, den Lebensunter-
halt durch frei gewählte oder angenommene Ar-
beit zu ver dienen (vgl. Art. 27 Abs. 1 S. 1 UN-BRK).  
Zudem bildet es einen wichtigen Bestandteil ande-
rer in der Konvention verankerter Rechte, wie zum 
Beispiel der Gewerkschaftsrechte aus Artikel 27 
Absatz 1 lit. c UN-BRK oder des Rechts auf an-
gemessenen Lebensstandard und sozialen Schutz 
aus Artikel 28 UN-BRK. 

Dem Ausschuss zufolge folgt weiter aus Artikel 27 
Abs. 1 lit. b UN-BRK, dass eine Bezahlung unter-
halb des Mindestlohns aufgrund einer Behinde-
rung unter keinen Umständen gerechtfertigt ist 
(25). Außerdem sollen Arbeitnehmer*innen mit 
Behinderungen das Recht auf gleiches Entgelt  
wie Arbeitnehmer*innen ohne Behinderung haben, 
wenn sie die gleiche oder eine ähnliche Arbeit  
verrichten, aber auch dann, wenn ihre Arbeit zwar 
völlig unterschiedlich, aber dennoch gleichwertig 
ist. Die Vertragsstaaten sollen sicherstellen, so 
der Ausschuss weiter, dass Arbeitsplätze, die sich 
im Übergangsprozess weg von segregierter Be-
schäftigung befinden, nicht von der Zahlung  
gleichen Entgelts für gleichwertige Arbeit ausge-
nommen sind (27). Darüber hinaus umfassen nach 
Auslegung des Ausschusses „gerechte und günsti-
ge Arbeitsbedingungen“12 auch solche Leistungen 
wie etwa Zahlungen in die Rentenkasse, Krank-
heitsurlaub, Elternzeit, Beförderung, regelmäßiger 
bezahlter Urlaub, die anderen Arbeitnehmer*innen 
zugutekommen (26).
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Förderung der Beschäftigung13

Zur Erhöhung der Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen an öffentlichen und privaten 
Arbeitsplätzen empfiehlt der Ausschuss den  
Vertragsstaaten die Einführung von positiven  
Maßnahmen (40, 41) und listet einige Beispiele für 
solche Maßnahmen auf: 

 − Erhöhung von Quoten14;

 − Sicherstellung, dass Arbeitgeber*innen Men-
schen mit Behinderungen nicht auf bestimmte 
Tätigkeiten beschränken;

 − Sicherstellung von Aufstiegs- und Karriere-
möglichkeiten;

 − Verhinderung von „Scheinbeschäftigung“15;

 − Einbeziehung einer Behinderungs-, Gender- und 
Altersstrategie in die gesamte Organisation.

Der Ausschuss betont zugleich, dass eine segre-
gierte Beschäftigung und deren Förderung keine 
positive Maßnahme im Sinne der Konvention dar-
stellen kann (42).

Bezüglich der Quoten merkt der Ausschuss kritisch 
an, dass diese allein nicht ausreichen und zudem bei 
Menschen mit Behinderungen auch auf Ablehnung 
stoßen können, weil sie den Fokus von ihren Fähig-
keiten auf ihre Beeinträchtigungen verrücken (41). 

Weitere Förderverpflichtungen im Sinne von Arti-
kel 27 Abs. 1 lit. j UN-BRK betreffen Berufserfah-
rungen auf dem offenen Arbeitsmarkt. Diese 
können beispielsweise durch Praktika, Stipendien 
oder finanzielle Anreize für Unternehmen geför-
dert werden (45). Insbesondere Praktika seien 
nicht nur für die Entwicklung der Fähigkeiten von  
Menschen mit Behinderungen wichtig, sondern 
böten ihnen auch die Möglichkeit, Verbindungen 
zu potenziellen Arbeitgebern aufzubauen. Zugleich 
weist der Ausschuss die Vertragsstaaten darauf 
hin, den Rahmen solcher Praktika-Programme klar 
zu regeln und zu überwachen, da Menschen mit 
Behinderungen besonders gefährdet sind, durch 
unbezahlte Praktika oder Ähnliches ausgebeutet 
zu werden (46, 72). 

Inklusive Schul- und Berufsbildung

Damit Menschen mit Behinderungen ihr Recht  
auf Arbeit gleichberechtigt mit anderen ausüben 
können, brauchen sie Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Zugang zum Arbeitsmarkt erhält in der Regel nur, 
wer eine anerkannte Qualifikation im Rahmen der 
(beruflichen) Ausbildung erworben hat, wofür  
wiederum eine angemessene schulische Bildung 
erforderlich ist. Inklusive Bildung16 spielt bei der 
Verwirklichung des Rechts auf Arbeit insofern eine 
entscheidende Rolle (75). Dennoch bleibt sie ins-
besondere Kindern mit Behinderungen oft vorent-
halten.17 Dazu erläutert der Ausschuss, dass viele 
Regierungen inklusive Bildung zwar offiziell fördern,  
in der Praxis aber Kinder mit Behinderungen, ins-
besondere Mädchen, ausgegrenzt oder in Sonder-
schulen untergebracht werden. Ausgrenzungen 
sowie die Unterbringung in Sonderschulen wirkten 
sich besonders negativ auf die Verwirklichung des 
Rechts auf Arbeit aus. Um dem entgegenzuwirken, 
hätten Vertragsstaaten sicherzustellen, dass Wege 
für Menschen mit Behinderungen in den offenen 
Arbeitsmarkt gefördert werden und nicht etwa  
Bildungswege, die von vornherein auf eine segre-
gierte Beschäftigung ausgelegt sind.

Besonders dem Übergang von der sekundären 
oder tertiären Bildung zur Beschäftigung misst der 
Ausschuss eine hohe Bedeutung zu. Um die Teil-
nahme von Menschen mit Behinderungen an einer 
beruflichen Ausbildung zu fördern, seien die Ver-
tragsstaaten verpflichtet, positive Maßnahmen zu 
ergreifen, insbesondere in Form von diskriminie-
rungsfreiem Zugang zu Beratungs-, Ausbildungs- 
und Vermittlungsangeboten. Denn diese Angebote 
spielten sowohl für den Eintritt in die Arbeitswelt 
als auch während der Beschäftigung und insbeson-
dere in den Übergängen eine wesentliche Rolle.  
In der Berufsausbildung sei es dann erforderlich, 
Fähigkeiten und Leistungen von Menschen mit  
Behinderungen gleichberechtigt mit denen ande-
rer anzuerkennen. Zudem sollte im Rahmen der 
Berufsausbildung über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen aufgeklärt werden. Im Einklang 
damit hätten die Vertragsstaaten dafür zu sorgen, 
dass Menschen mit Behinderungen ausdrücklich 
in die Rechtsvorschriften über die Berufsausbil-
dung einbezogen, angemessene Vorkehrungen  
finanziert und Räumlichkeiten, Informationen und 
Materialien zugänglich gemacht werden (34).
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Kernverpflichtungen der Vertrags-
staaten

Das Recht auf Arbeit und Beschäftigung wird den 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
zugeordnet. Für diese Gruppe von Rechten gilt, 
dass die Vertragsstaaten unter Ausschöpfung ih-
rer verfügbaren Mittel Maßnahmen treffen müs-
sen, um nach und nach die volle Verwirklichung 
dieser Rechte zu erreichen, siehe Artikel 4 Ab-
satz 2 UN-BRK. Unter „Verwirklichung nach und 
nach“ ist, wie der Ausschuss deutlich macht, kein 
Moratorium zu verstehen, sondern vielmehr eine 
besondere und kontinuierliche Verpflichtung des 
Staates, die volle Verwirklichung des betreffenden 
Rechts gezielt auf dem schnellstmöglichen und  
effektivsten Weg zu erreichen (53). Dabei können 
die Vertragsstaaten zwar grundsätzlich nach  
sachlichen Gründen eine eigene Gewichtung vor-
nehmen, in welcher Reihenfolge sie die Umset-
zung vornehmen wollen. Allerdings gilt das nicht 
für die sogenannten Kernverpflichtungen, die den 
unverzichtbaren Mindestgehalt des Rechts betref-
fen. Diese müssen unverzüglich umgesetzt werden.  
Außerdem ist Artikel 27 UN-BRK, insoweit die 
Kernverpflichtungen betroffen sind, unmittelbar 
von deutschen Gerichten als Anspruchsgrundlage 
und im Rahmen des Diskriminierungsverbots  
anwendbar.18

Einige solcher Kernverpflichtungen betreffen das 
gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf gerechte und günstige Arbeitsbedingungen  
(64 (a) bis (d)).

Ins Zentrum von Artikel 27 UN-BRK rückt der  
Ausschuss jedoch die Verpflichtung, Nicht-Diskri-
minierung bei Arbeit und Beschäftigung siche r-
zustellen (62). Er benennt hierfür eine Reihe 
wesentlicher Elemente (63 (a)–(j)), von denen die 
folgenden für Deutschland besonders relevant 
sind: 

 − Förderung des Wandels weg von segregierter 
Beschäftigung für Menschen mit Behinderun-
gen hin zu ihrer Unterstützung auf einem  
offenen Arbeitsmarkt, wobei während des 
Übergangs gewährleistet werden muss, dass 
die Arbeitsrechte auch unmittelbare Anwen-
dung auf die segregierte Beschäftigung finden 
19 (a);

 − Förderung des Rechts auf unterstützte Be-
schäftigung, einschließlich Arbeitsassistenz, 
Job-Coaching und beruflicher Qualifizierungs-
programme, und Sicherstellung des Rechts  
auf frei gewählte Beschäftigung (b);

 − Sicherstellung, dass Menschen mit Behinde-
rungen nicht weniger als den Mindestlohn  
erhalten und eine Arbeitsaufnahme nicht zu  
Einbußen bei behinderungsbedingten Leistun-
gen führt (c);

 − Ausdrückliche Anerkennung der Versagung ange-
messener Vorkehrungen als Diskriminierung  
sowie Verbot von Mehrfachdiskriminierung, inter-
sektionaler Diskriminierung und Belästigung (d);

 − Gewährleistung eines diskriminierungsfreien 
Übergangs von Menschen mit Behinderungen 
in und aus einer Beschäftigung sowie eines 
gleichberechtigten und effektiven Zugangs zu 
Leistungen und Ansprüchen, wie etwa Renten 
oder Arbeitslosenunterstützung (e); 

 − Gewährleistung des Zugangs von Menschen mit 
Behinderungen zu Berufs(aus)bildung, Fort- und 
Weiterbildung sowie Schulung von Arbeitgeber*in-
nen, Interessensvertretungen von Arbeitgeber*in-
nen und Arbeitnehmer*innen, Gewerkschaften 
und der zuständigen Behörden zur Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen und zur Bereit-
stellung angemessener Vorkehrungen (h).

Bedeutung der Allgemeinen Bemer-
kung Nr. 8 für Recht und Politik in 
Deutschland

Diese Allgemeine Bemerkung des Ausschusses ist 
kaum zu überschätzen in ihrer Bedeutung für alle 
Akteure in Deutschland, die sich – egal in welcher 
Rolle – dafür einsetzen, das Recht auf Arbeit und 
Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen  
in Deutschland zu verwirklichen. Sie enthält einige 
zentrale Klarstellungen und zieht damit wichtige 
Leitplanken, die für den deutschen innerstaatli-
chen Diskurs wesentliche Orientierungsmarken 
setzen und von Politik und Verwaltung bei ihrem 
Handeln ebenso zu beachten sind wie in der 
Rechtsprechung der Verwaltungs-, Arbeits- und 
Sozialgerichte.
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So erklärt der Ausschuss zum Beispiel, was im 
Kontext der UN-BRK unter einem „offenen, inklusi-
ven und zugänglichen Arbeitsmarkt“ zu verstehen 
ist und was nicht. Auch der allgemeine Arbeits-
markt ist nicht per se UN-BRK-konform, sondern 
nur dann, wenn er diese drei in der Allgemeinen 
Bemerkung näher erläuterten Kriterien erfüllt. 
Dies ist bedeutsam etwa für die anhaltende  
Debatte um die Zukunft und Umgestaltung der 
Werkstätten. Der Ausschuss hat nunmehr unmiss-
verständlich klargestellt, dass die Beschäftigung  
in einer Werkstatt für behinderte Menschen als  
segregierte Beschäftigung anzusehen ist, dass 
eine solche Beschäftigung daher nicht als Teil  
eines inklusiven Arbeitsmarkts angesehen werden 
kann und dass sie außerdem nicht dazu führen 
darf, die Beschäftigten unterhalb des geltenden 
Mindestlohns zu entlohnen.

Von zentraler Bedeutung sind auch die Ausführun-
gen des Ausschusses zu den sofort umzusetzen-
den und justiziablen Kernverpflichtungen, 
beispielsweise im Hinblick auf die Verpflichtung 
zur Sicherstellung von Diskriminierungsfreiheit. 

Die Allgemeine Bemerkung des Ausschusses zeigt 
auf, wie sehr die Bandbreite dieser Verpflichtung 
in Deutschland immer noch unterschätzt wird, ins-
besondere was die Gewährleistung von Unterstüt-
zung bzw. Assistenz, von angemessenen 
Vorkehrungen, von diskriminierungsfreien Arbeits-
bedingungen sowie einer inklusiven und chancen-
gleichen Bildung und Ausbildung betrifft.

Die Allgemeine Bemerkung Nr. 8 macht insgesamt 
sehr deutlich, dass es in Deutschland dringend 
mehr inklusive Alternativen für Menschen mit Be-
hinderungen bei Ausbildung und Beruf braucht. 
Sie zeigt, dass Deutschland noch ein erhebliches 
Stück des Weges zu gehen hat, bis von einem in-
klusiven Ausbildungs- und Arbeitsmarkt gespro-
chen werden kann. Bund und Länder dürfen 
deshalb nicht nachlassen, bisherige gute Ansätze 
konsequent weiterzudenken. Des Weiteren gilt es, 
auch etablierte Strukturen grundsätzlich zu hinter-
fragen und so umzugestalten, dass sie nicht im 
Widerspruch, sondern vielmehr im Einklang mit 
den in der UN-BRK formulierten menschenrechtli-
chen Vorgaben stehen.
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9 UN, Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
(2018): Allgemeine Bemerkung Nr. 6 zu Gleichberechtigung und 
Nichtdiskriminierung. https://www.gemeinsam-einfach-machen. 
de/GEM/DE/AS/UN_BRK/Allgemeine_Kommentare/allgemeine 
_ kommentare_node.html (abgerufen am 30.01.2023).

10 Vgl. Art. 27 Abs. 1 UN-BRK.
11 Siehe dazu ausführlich: UN, Ausschuss für die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen (2018): Allgemeine Bemerkung Nr. 6 zu 
Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung. https://www. 
gemeinsam-einfach-machen. de/GEM/DE/AS/UN_BRK/ 
Allgemeine_Kommentare/allgemeine_ kommentare_node.html 
(abgerufen am 30.01.2023).

12 Art. 27 Abs. 1 lit. b UN-BRK.
13 Vgl. Art. 27 Abs. 1 lit g–k UN-BRK.
14 Quote meint die Verpflichtung, mindestens einen bestimmten 

Prozentsatz von Arbeitnehmer*innen mit Behinderungen zu be-
schäftigen.

15 Beschäftigung, bei der Menschen mit Behinderungen zwar formal 
eingestellt werden, aber keine Arbeit verrichten oder keine sinn-
volle Beschäftigung gleichberechtigt mit anderen haben.

16 Vertiefend siehe UN, Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (2016): Allgemeine Bemerkung Nr. 4 zum 
Recht auf inklusive Bildung. https://www.institut-fuer-menschen 
rechte.de/publikationen/detail/das-recht-auf-inklusive-bildung 
(abgerufen am 10.03.2023).

17 Weltweit machen Kinder mit Behinderungen ein Drittel aller Kin-
der aus, die nicht zur Schule gehen (75).

18 UN, Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(1990): Allgemeine Bemerkung Nr. 3, Ziffer 1. https://tbinternet.
ohchr.org/_layouts/15/treatybodyexternal/Download.
aspx?symbolno=INT%2FCESCR%2FGEC%2F4758&Lang=en (ab-
gerufen am 06.03.2023); Bezüglich der Ausnahmen zum Progres-
sionsvorbehalt und ihrer Wirkung siehe: Kreuz/Lachwitz/
Trenk-Hinterberger, Die UN-Behindertenrechtskonvention in der 
Praxis, Köln 2013, S. 93–94 mit weiteren Nachweisen.

19 Insbesondere in Hinblick auf den Mindestlohn, siehe (63 (c)).
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Gesetz). Es ist gemäß den Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen  
akkreditiert (A-Status). Zu den Aufgaben des Instituts gehören  
Politikberatung, Menschenrechtsbildung, Information und Doku-
mentation, anwendungsorientierte Forschung zu menschenrecht-
lichen Themen sowie die Zusammenarbeit mit internationalen  
Organisationen. Es wird vom Deutschen Bundestag finanziert.  
Das Institut ist zudem mit dem Monitoring der Umsetzung von  
UN-Behindertenrechtskonvention und UN-Kinderrechtskonvention  
sowie der Berichterstattung zu den Konventionen des Europarats 
zu Menschenhandel und zu Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt betraut worden. Hierfür hat es entsprechende Monitoring- 
und Berichterstattungsstellen eingerichtet.



64

INFOTHEK

Gebündeltes REHADAT-Wissen zu Beein-
trächtigungen und beruflicher Teilhabe 
Das Informationsportal REHADAT hat die neue Web-An-
wendung REHADAT-Wissen als Beta-Version bereitgestellt. 
Diese vermittelt Grundlagenwissen zu verschiedenen chro-
nischen Erkrankungen oder Behinderungen und Lösungs-
ansätze zur Teilhabe am Arbeitsleben.

Die Web-Anwendung REHADAT-Wissen enthält mo-
mentan Informationen zu 11 verschiedenen chronischen Er-
krankungen und Behinderungen sowie zu einer inklusiven 
behinderungsgerechten Gestaltung der Arbeit. In die Aus-
gaben der Themenreihe fließen Erkenntnisse aus themenspe-
zifischen Umfragen und Interviews ein. Zusammenfassun-
gen zu den einzelnen Umfragen wie z.B. kürzlich zu „Long 
COVID im Arbeitsleben“ sind in der neuen Web-Anwen-
dung ebenfalls abrufbar. Sie zeigen Lebens- und Arbeitssitu-
ationen von Betroffenen und bieten Lösungsansätze für die 
Praxis. Die Wissensreihe wird in Kooperation mit Fachver-
bänden, Selbsthilfeorganisationen und weiteren wichtigen 
fachlichen Akteuren entwickelt.

Weitere Informationen unter: www.rehadat-wissen.de
Quelle: REHADAT

Behindertenbeauftragte fordern mehr Inklu-
sion im Gesundheitssystem
Am 11. und 12. Mai 2023 kamen in Bad Nauheim die Be-
hindertenbeauftragten des Bundes und der Länder sowie 
die Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e.V. (BAR) 
zum 65. Treffen zusammen. Gemeinsam verabschiedeten sie 
die „Bad Nauheimer Erklärung“, in der sie die Umsetzung 
eines inklusiven Gesundheits- und Pflegewesens fordern.

Jürgen Dusel, der Beauftragte der Bundesregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderungen, sieht das vor-
dringlichste Problem im Gesundheitsbereich in der fehlenden 
Barrierefreiheit von Arztpraxen: „Es kann doch nicht sein, 
dass es immer noch Bundesländer gibt, in denen es nicht eine 
einzige barrierefreie gynäkologische Praxis gibt. Die medi-
zinische Versorgung gehört zur Basis der Daseinsvorsorge. 
Dass Menschen mit Behinderungen hier immer noch aus-
geschlossen werden, insbesondere wenn es um die ambulan-
te Versorgung geht, ist eines Landes wie der Bundesrepub-
lik Deutschland unwürdig“, so Dusel. Damit Menschen mit 
Behinderungen jeden Alters den gleichen Zugang zur Ge-
sundheits- und Pflegeversorgung erhalten wie Menschen 
ohne Behinderungen, sollte das gesamte Gesundheitssys-

AKTUELLES AUS DER PRAXIS 
DER REHABILITATION

tem barrierefrei ausgestaltet werden, fordern die Beteiligten. 
Darüber hinaus seien spezifische Angebote für die besonde-
ren Bedarfe von Menschen mit Behinderungen vorzuhalten. 
Außerdem sieht Jürgen Dusel großen Handlungsbedarf bei 
der Hilfsmittelversorgung insbesondere von Kindern und 
Jugendlichen: „Wenn Kinder ihre Hilfsmittel nicht zeitnah 
bekommen, schließen sich Zeitfenster, in denen Fähigkeiten 
aufgebaut bzw. deren Verlust verhindert werden kann. Es ist 
inakzeptabel, dass Krankenkassen Anträge, die von den be-
handelnden Ärztinnen und Ärzten als dringend notwendig 
eingestuft werden, nach Aktenlage ablehnen.“

Prof. Dr. Helga Seel, die Geschäftsführerin der Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e.V. (BAR), mahnt 
eine Verbesserung der Rehabilitation von Menschen mit 
Schwerstverletzungen an. Sie erläutert dazu, dass viele Pa-
tient*innen nach einer erfolgreichen Akutbehandlung im 
Krankenhaus immer noch einen hohen Unterstützungsbe-
darf haben, weil sie bspw. noch nicht wieder selbstständig 
essen können. Nach aktueller Definition gelten sie als „noch 
nicht reha-fähig“. Viele werden deshalb nach Hause oder in 
eine Pflegeeinrichtung entlassen, anstatt in eine Reha-Ein-
richtung. Daher fordert Prof. Dr. Seel: „Hochleistungsme-
dizin braucht Hochleistungsrehabilitation.“

Die Treffen der Behindertenbeauftragten finden zweimal 
jährlich statt und dienen der Beratung aktueller behinder-
tenpolitischer Themen. Das gesamte Forderungspapier fin-
den Sie unter: www.behindertenbeauftragter.de.

Quelle: Beauftragter der Bundesregierung für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen

WHO-Resolution: Stärkung der Rehabilita-
tion im Gesundheitswesen
Auf ihrer 76. Weltgesundheitsversammlung haben die Mit-
gliedstaaten der World Health Organisation (WHO) am 
27. Mai 2023 eine Resolution zur Stärkung der Rehabilita-
tion im Gesundheitswesen verabschiedet. Es wurde betont, 
dass die Rehabilitation eine Schlüsselrolle bei der Wahrneh-
mung von Menschenrechten, einschließlich eines höchst-
möglichen Gesundheitsstandards, einnimmt.

Trotz einiger Fortschritte sei die Rehabilitation in den 
meisten Teilen der Welt kein Teil der medizinischen Grund-
versorgung oder der allgemeinen Gesundheitsversorgung, 
auch nicht bei gesundheitlichen Notfällen infolge von Kon-
flikten, Krankheitsausbrüchen und plötzlichen Katastro-
phen, so der WHO-Bericht zur Stärkung von Rehabilitati-
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on in Gesundheitssystemen (EB152/8). Ohne Rehabilitati-
on seien Einzelne einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt, 
in der Gesellschaft ausgegrenzt und anfälliger für Krank-
heiten, Störungen, Verletzungen und Traumata. Angesichts 
der Bedeutung von Rehabilitation sowie der Lehren aus der 
Situation nach COVID-19 sei es notwendig, die Rehabilita-
tion als Teil der allgemeinen Gesundheitsversorgung und in 
der Notfallbereitschaft zu stärken.

Die Resolution zielt darauf ab, aktuelle Herausforderun-
gen der Rehabilitation anzugehen, wie zum Beispiel:

• das Bewusstsein für Rehabilitation zu stärken, wenn im 
Gesundheitswesen Prioritäten gesetzt und Forschungspro-
gramme aufgestellt werden, ebenso bei der Zuweisung von 
Ressourcen, bei der Förderung der Zusammenarbeit und 
der Ermöglichung von Technologietransfers;

• sicherzustellen, dass Länder besser gerüstet sind, um in ge-
sundheitlichen Krisen auf einen plötzlich steigenden Be-
darf an Rehabilitationsleistungen, einschließlich Hilfsmit-
teln, zu reagieren;

• sicherzustellen, dass marginalisierte vulnerable Personen-
gruppen (z. B. bei Obdachlosigkeit oder Suchterkrankun-
gen) Zugang zu erschwinglichen, qualitativ hochwertigen 
und angemessenen Reha-Leistungen, einschließlich Hilfs-
mitteln, erhalten;

• hohe Eigenkosten für Reha-Leistungen und Hilfsmittel 
zu vermeiden, die bei Betroffenen zu finanziellen Notla-
gen führen können; und

• den Mangel an Fachkräften in der Rehabilitation anzu-
gehen, um die Bedürfnisse der Bevölkerung zu erfüllen.

Das WHO-Sekretariat will bis Ende 2026 in einem Grund-
lagenbericht darüber informieren, welche Kapazitäten bei 
den Mitgliedstaaten vorhanden sind, um Rehabilitations-
bedarfe abzudecken. Außerdem will die WHO Ziele und 
Indikatoren für die tatsächliche Abdeckung von Rehabili-
tationsleistungen bis 2030 entwickeln. Bei der WHO sollen 
angemessene Ressourcen zur Unterstützung der Mitglied-
staaten bereitgestellt werden, u. a. zur Umsetzung von tech-
nischen Leitlinien und der Einbeziehung von Rehabilitati-
on und Hilfsmitteln in Bereitschafts- und Reaktionspläne. 
Auf der Weltgesundheitsversammlung der Jahre 2026, 2028 
und 2030 wird über die Fortschritte bei der Umsetzung die-
ser Resolution berichtet.

Mehr Informationen unter: www.who.int/news
Quelle: World Health Organisation

Gesetz zur Förderung eines inklusiven Ar-
beitsmarkts verkündet
Am 13. Juni 2023 wurde das Gesetz zur Förderung eines 
inklusiven Arbeitsmarkts im Bundesgesetzblatt veröffent-
licht und tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund des hohen Fachkräftebedarfs verfolgen 

die Neuregelungen das Ziel, Menschen mit Behinderungen 
verstärkt darin zu unterstützen, einer Erwerbsarbeit nach-
gehen zu können.

Die Maßnahmen des Gesetzes zielen darauf ab, mehr 
Menschen mit Behinderungen in reguläre Arbeit zu brin-
gen, mehr Personen mit gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen in Arbeit zu halten und zielgenauere Unterstützung für 
Menschen mit Schwerbehinderung zu ermöglichen.

Zu den Maßnahmen zählen:

• Einführung einer vierten Staffel bei der Ausgleichsabga-
be für Arbeitgeber, die trotz Beschäftigungspflicht keinen 
schwerbehinderten Menschen beschäftigen;

• Konzentration der Mittel aus der Ausgleichsabgabe auf 
die Förderung der Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt;

• Genehmigungsfiktion für Anspruchsleistungen des Inte-
grationsamtes;

• Höhere Lohnkostenzuschüsse durch Aufhebung der Decke-
lung für den Lohnkostenzuschuss beim Budget für Arbeit;

• Neuausrichtung des Sachverständigenbeirats Versorgungs-
medizin.

Das Gesetz zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts 
ist unter: https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Ge-
setzesvorhaben/gesetz-zur-foerderung-eines-inklusiven-ar-
beitsmarktes.html abrufbar.

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Start der Fachstelle Antidiskriminierungs-
beratung für behinderte Menschen
Mit der neu gegründeten „Fachstelle Antidiskriminierungs-
beratung für behinderte Menschen“ möchte die Interessen-
vertretung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. (ISL) 
bereits bestehende Angebote der Teilhabeberatung mit Schu-
lungen, Workshops und einer Hotline unterstützen.

„Behinderte Menschen wissen oft nicht, wo sie sich im 
Fall einer Diskriminierung hinwenden können und fühlen 
sich mit ihren Problemen oft nicht ernst genommen“, erläu-
tert Alexander Ahrens, Projektleiter bei der ISL. „Deshalb 
wollen wir so viele Beratungsstellen in der Antidiskriminie-
rungsarbeit wie möglich erreichen, um über Behinderung als 
Diskriminierungsmerkmal aufzuklären. Ratsuchende müs-
sen einfacher an die Möglichkeit kommen, überhaupt erst 
eine barrierefreie Beratung zu erhalten.“

Um diese Voraussetzungen zu verbessern, hat die ISL zu-
sammen mit dem Verein „aktiv und selbstbestimmt“ (akse 
e.V.) in den nächsten Jahren vor, zahlreiche Schulungen und 
Workshops von Menschen mit Behinderungen für Beratungs-
stellen anzubieten. Die ISL will sich mit diesem Projekt u.a. 
dafür einsetzen, dass durch eine Reform des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) Menschen mit Behinde-
rungen in allen Lebensbereichen einen Diskriminierungs-



66

schutz einfordern können. Zurzeit ist dies aus Sicht der ISL 
noch sehr lückenhaft. Des Weiteren sind eine Internetseite 
und eine Hotline für Beratungsangebote geplant.

Die „Fachstelle Antidiskriminierungsberatung für behin-
derte Menschen“ ist Teil des Förderprogramms „respekt*land 
– Antidiskriminierungsberatung für ganz Deutschland“ der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes.

Weitere Informationen unter: http://isl-ev.de
Quelle: Interessevertretung 

Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V

Abschlussbericht: Evaluation der EUTB
Im Jahr 2018 startete die modellhafte Einführung der Ergän-
zenden unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) nach § 32 
SGB IX. Inzwischen wurden bundesweit rund 500 Angebo-
te gefördert. Menschen mit Behinderungen und ihre Ange-
hörigen finden hier kostenfreie Beratung und Information 
in Fragen der Rehabilitation und Teilhabe. Im April 2023 ist 
der Abschlussbericht zur Evaluation der EUTB erschienen.

Kernaufgabe der EUTB ist es, Ratsuchenden Orientie-
rungs-, Planungs- und Entscheidungshilfen zu geben, um 
sich im komplexen Institutionen- und Leistungssystem der 
Rehabilitation und Teilhabe besser zurechtzufinden. Die Be-
ratungsstellen sollen „eine von Leistungsträgern und Leis-
tungserbringern unabhängige ergänzende Beratung als 
niedrigschwelliges Angebot“ bereitstellen, eine „Beratung 
von Betroffenen für Betroffene“ (sog. Peer Counseling oder 
Peer-Beratung). Ausgeschlossen ist eine Begleitung in Wi-
derspruchs- und Klageverfahren. Im Jahr 2023 ist die EUTB 
durch Verordnung in den Regelbetrieb übergegangen; das 
Beratungsaufkommen liegt bei durchschnittlich 15.000 Be-
ratungen im Monat.

Der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung 
fasst die Ergebnisse zu den Umsetzungs- und Wirkungsbe-
dingungen der EUTB in vier Teilbereichen zusammen: Fra-
gen zur Implementation, zur Qualität, zu den Ergebnissen 
und Wirkungen für die Ratsuchenden sowie den Auswirkun-
gen auf die Beratungslandschaft und das Leistungssystem des 
SGB IX. Danach befragt, inwieweit die Beratung dazu bei-
tragen konnte, bestimmte selbstgesetzte persönliche Ziele zu 
erreichen, stellten die Ratsuchenden der EUTB dem Bericht 
zufolge mehrheitlich ein gutes Zeugnis aus. Demnach hat 
die EUTB wesentlich dazu beigetragen, die ihnen subjektiv 
wichtigen Ziele zu erreichen. Mit der Beratung sei offenbar 
in einem beträchtlichen Umfang erreicht worden, die Posi-
tion der Ratsuchenden gegenüber Rehabilitations- und an-
deren Leistungsträgern zu stärken. Zwei Drittel der Befrag-
ten hätten der EUTB bescheinigt, wesentlich dazu beigetra-
gen zu haben, bestimmte Leistungen zur Rehabilitation und 
Teilhabe zu beantragen. Die Erhebung umfasste Fragen zur 
Informationsgewinnung oder Beantragung von Leistungen, 
nicht aber zu deren Gewährung. „Die Ergebnisse besagen le-
diglich, wenn Peer-Beratung stattfindet, wenn Ratsuchende 

Peer-Beratung wichtig finden und wenn die Beratungskräfte 
über berufliche und soziale Kompetenz verfügen, stehen die 
Chancen für eine verbesserte Teilhabe besser als ohne die-
se Beratungsmerkmale“, heißt es in dem Bericht. In der Ge-
samtschau seien die gemessenen oder nachgewiesenen Be-
ratungseffekte nicht sehr groß, aber vorhanden.

Die gesamte Evaluation ist unter: https://www.bmas.de 
abrufbar.

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

Kleine Anfrage zu Verzögerungen beim BTHG
Ende 2022 hat das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS) dem Deutschen Bundestag und Bundesrat einen 
Bericht über den Stand der Forschungs- und Begleitprojek-
te zum Bundesteilhabegesetz (BTHG) vorgelegt. Die CDU/
CSU-Fraktion hatte da noch ein paar Fragen, etwa zu Lan-
desrahmenverträgen, zum Budget für Arbeit oder den vor-
genommenen Verlängerungen der Projekte. Die Antwort der 
Bundesregierung (Drucksache 20/6935) liegt vor.

Am 8. Mai 2023 hakte die CDU/CSU-Fraktion in Form ei-
ner „Kleinen Anfrage“ (Drucksache 20/6690) nach. Die Fra-
gen beziehen sich auf den Bericht zum Stand und zu den Er-
gebnissen der Forschungs- und Begleitprojekte zum BTHG. 
Nach Artikel 25 Absatz 2 bis 4 BTHG wird die Umsetzung 
des Gesetzes begleitet durch:

• das Projekt Umsetzungsbegleitung BTHG,
• eine Untersuchung der Ausführung sowie der absehbaren 

Wirkungen der neuen Regelungen der Eingliederungshil-
fe – Wirkungsprognose,

• eine modellhafte Erprobung der zum 1. Januar 2020 in 
Kraft getretenen Verfahren und Leistungen der Einglie-
derungshilfe,

• eine Untersuchung der jährlichen Einnahmen und Aus-
gaben bei den Leistungen der Eingliederungshilfe – Fi-
nanzuntersuchung.

Pandemiebedingt konnten noch nicht alle Untersuchungen 
abgeschlossen werden, einige Projekte wurden daher verlän-
gert. Ein Kernproblem sieht der Bericht darin, dass in vielen 
Regionen eine neue Leistungs- und Vergütungssystematik in 
der Eingliederungshilfe bisher nicht umgesetzt sei.

Die Themen der Kleinen Anfrage befassen sich u. a. mit:

• den Landesrahmenverträgen im Sinne des BTHG;
• der personenzentrierten Leistungserbringung entspre-

chend der Internationalen Klassifikation der Funktions-
fähigkeit, Behinderung und Gesundheit (ICF);

• Finanzierungsfragen;
• Fragen des Verhältnisses zwischen Eingliederungshilfe 

und Pflege;
• der Trennung der Fachleistungen der Eingliederungshil-

fe von den existenzsichernden Leistungen in besonderen 
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Wohnformen bzw. ehemaligen stationären Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe;

• der Anrechnung von Einkommen und Vermögen;
• dem Fachkräftemangel bzw. der Fachkräftegewinnung im 

Bereich Pflege und Assistenz;
• dem Übergang aus der Werkstatt für behinderte Menschen 

auf den allgemeinen Arbeitsmarkt sowie mit dem Budget 
für Arbeit und dem Budget für Ausbildung.

Zusammengefasst und angelehnt an den Bericht zum Stand 
der Forschungs- und Begleitprojekte äußert sich die Bun-
desregierung zu den Fragen teilweise nicht abschließend. 
Knapp sechs Jahre nach der Verabschiedung des BTHG sei 
die angestrebte Weiterentwicklung der Eingliederungshil-
fe noch nicht vollständig in der Praxis umgesetzt. Dement-
sprechend könnten zum jetzigen Zeitpunkt noch keine ab-
schließenden Aussagen getroffen werden, ob die mit dem 
BTHG verbundenen Ziele erreicht werden. Ein grundsätz-
licher Handlungsbedarf mit Blick auf Änderungen im Recht 
der Eingliederungshilfe ergebe sich dementsprechend zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht.

Weitere Informationen unter: https://dip.bundestag.de 
Quelle: Deutscher Bundestag

Ausgleichsabgabe wirkt positiv – mit Ein-
schränkungen
Das Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) 
hat sich in einem Magazinbeitrag des „IAB-Forum“ vom 
Juni 2023 mit den Auswirkungen der Ausgleichabgabe auf 
die Beschäftigung von Menschen mit Schwerbehinderungen 
befasst. Es kommt zu dem Schluss, dass die Ausgleichabga-
be die Beschäftigung von Menschen mit Schwerbehinderung 
tatsächlich fördert. Es gäbe aber auch Nebenwirkungen. Ein 
wesentliches Element des Schwerbehindertenrechts im SGB 
IX ist die Pflicht für öffentliche und private Arbeitgeber ab 
60 Beschäftigten, mindestens 5 Prozent ihrer Arbeitsplätze 
mit Menschen mit Schwerbehinderung zu besetzen. Kleine 
Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten sind von die-
ser Pflicht ausgenommen. Unternehmen mit 20 bis 39 Mit-
arbeitenden müssen mindestens eine Person mit Schwerbe-
hinderung beschäftigen, Unternehmen mit 40 bis 59 Mit-
arbeitenden mindestens zwei. Unternehmen, die sich nicht 
daran halten, müssen eine abgestufte Ausgleichsabgabe zah-
len, die aktuell je nicht besetzter Stelle 140 bis 360 Euro pro 
Monat beträgt. Laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
mussten 2021 etwa 61 Prozent der von der Beschäftigungs-
pflicht betroffenen Unternehmen die Ausgleichsabgabe ent-
richten. Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsäm-
ter und Hauptfürsorgestellen (BIH) beziffert das Gesamt-
aufkommen der Abgabe 2020 auf circa 697 Millionen Euro.

Eine aktuelle Studie des IAB, veröffentlicht als IAB-Discus-
sion Paper 25/2022, liefert Erkenntnisse darüber, ob und wie 
sich die Beschäftigungspflicht in Verbindung mit der Aus-
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gleichsabgabe auf die Zahl der Menschen mit Schwerbehinde-
rung in Unternehmen auswirkt. Auch unbeabsichtigte Effek-
te werden deutlich: So scheinen einige wenige Unternehmen 
gezielt unterhalb des Schwellenwerts von 40 Beschäftigten zu 
bleiben, um einer Erhöhung der Ausgleichsabgabe zu entge-
hen, schreiben die Autorinnen Karolin Hiesinger und Franka 
Vetter und veranschaulichen dies anhand von Grafiken. Die 
Analyse von 210.306 Unternehmen zeigt, dass ihre Anzahl 
am Schwellenwert von 40 Beschäftigten sprunghaft abfällt. 
Demnach gibt es über 17.000 Unternehmen mit 39 Beschäf-
tigten, aber nur gut 10.000 Unternehmen mit 40 Beschäftig-
ten. Die Schätzung des sogenannten „Bunching-Effekts“, ei-
ner Bündelung am Schwellenwert, deute darauf hin, so Hie-
singer und Vetter, dass etwa zwei Prozent der betrachteten 
Unternehmen bewusst unterhalb des Schwellenwerts blie-
ben. Damit sei der Effekt zwar signifikant, aber relativ klein.

Firmen unterhalb des Schwellenwerts haben gemäß der 
Analyse außerdem im Durchschnitt einen höheren Anteil 
an geringfügig Beschäftigten (geringfügig i.S.d. § 8 SGB 
IV). Dies führt das IAB darauf zurück, dass geringfügig Be-
schäftigte bei der Berechnung der Unternehmensgröße nicht 
mitzählen. Manche Unternehmen hätten so einen Anreiz, 
reguläre durch geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zu 
ersetzen. Eine schwellenwertinduzierte Anpassung der Be-
legschaft führt der Analyse zufolge auch zu einer geringe-
ren Produktivität von Firmen mit einem Bunching-Verhal-
ten. Beim Schwellenwert von 60 Beschäftigten zeigten sich 
ähnliche Effekte. Die Ergebnisse bezieht das IAB nicht zu-
letzt auf aktuelle Entwicklungen zur Förderung der Teilha-
be am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen. So 
wird zum 1. Januar 2024 eine neue Stufe der Ausgleichsab-
gabe eingeführt. Demnach müssen Unternehmen, die jah-
resdurchschnittlich keine schwerbehinderten Menschen be-
schäftigen, eine deutlich höhere Abgabe entrichten: Unter-
nehmen von 20 bis unter 40 Beschäftigten müssen dann 210 
statt bisher 140 Euro pro nicht besetztem Arbeitsplatz ent-
richten, Unternehmen von 40 bis unter 60 Beschäftigten 410 
statt bisher 245 Euro.

„Die hier diskutierten Analysen können als Hinweise da-
rauf gedeutet werden, dass die neue Stufe der Ausgleichsab-
gabe die Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen 
weiter fördern dürfte. Allerdings dürften sich auch die Bun-
ching-Effekte verstärken“, schreiben die Autorinnen des Pa-
piers Hiesinger und Vetter. Nach einer weiteren Studie, die 
als IAB-Kurzbericht 11/2022 publiziert wurde, begründet 
ein Großteil der Betriebe die Zahlung der Ausgleichsabga-
be etwa damit, dass sich zu wenige geeignete Personen mit 
Schwerbehinderung bewerben. „Eine mögliche Maßnah-
me könnte daher eine verstärkte (Weiter-)Qualifizierung 
der Betroffenen sein. Darüber hinaus könnten stärkere po-
sitive Anreize für Unternehmen, die die Quote (über-)erfül-
len, sinnvoll sein.“

Weitere Informationen unter: https://www.iab-forum.de
Quelle:  Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung
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Bundesverband für körper- und mehrfach-
behinderte Menschen e.V.: Neuer Ratgeber zum 
Thema „Grundsicherung nach dem SGB XII“ 
Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte 
Menschen e.V. (bvkm) hat seinen Rechtsratgeber zur „Grund-
sicherung nach dem SGB XII“ aktualisiert. Dieser Ratgeber 
richtet sich speziell an erwachsene Menschen mit Behinde-
rung. Diese können Leistungen der Grundsicherung nach 
dem Recht der Sozialhilfe (SGB XII) beziehen, wenn sie dau-
erhaft voll erwerbsgemindert sind.

Der jetzt umfassend aktualisierte Ratgeber berücksichtigt 
die zum 1. Januar 2023 in Kraft getretenen Änderungen auf-
grund des Bürgergeld-Gesetzes. Er verdeutlicht in bewähr-
ter Form anhand konkreter Beispiele, wie hoch die Grund-
sicherung im Einzelfall ist und wie sich die Freibeträge vom 
Renten- und Werkstatteinkommen berechnen.

Aktuelle Informationen zur Grundsicherung und zur ak-
tuellen Rechtsprechung erhalten Sie unter: www.bvkm.de 
(Rubrik „Recht & Ratgeber“). Hier steht auch der Ratgeber 
zum kostenlosen Download zur Verfügung. 

Quelle: Bundesverband für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen e.V. 

Behindertengleichstellungsgesetze: Bund-
Länder-Vergleich zeigt Rechtsschutzlücken
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte (DIMR) hat die Be-
hindertengleichstellungsgesetze auf Bundes- und Landesebe-
ne miteinander verglichen: Mit Blick auf die Umsetzung der 
UN-BRK wurde zu elf Schlüsselthemen untersucht, ob diese 
in den jeweiligen Gesetzen vorhanden sind und ggf. Hand-
lungsbedarfe beschrieben. Dabei sind die Unterschiede zwi-
schen den Ländern groß.

Die Empfehlungen zu Gesetzesänderungen auf Bundes- 
sowie Landesebene in sind in einzelnen „Factsheets“ aufge-
führt. Verglichen wurden etwa

• der Behinderungsbegriff,
• die Verankerung von „angemessenen Vorkehrungen“,
• Regelungen zu barrierefreier Kommunikation,
• Regelungen zum Verbandsklagerecht,
• Regelungen zu Einrichtung einer Fachstelle Barrierefreiheit,
• Regelungen zu Einrichtung einer Schlichtungsstelle,
• Regelungen zu Einrichtung eines Partizipationsfonds,
• die Rechtsstellung der Beauftragten für Menschen mit Be-

hinderungen und
• die Beauftragung einer unabhängigen Monitoring-Stelle.

„Mittlerweile existieren in einigen Gesetzen gute Standards, 
die es in die Breite zu tragen gilt. Daneben sind weitere Maß-
nahmen zur Umsetzung der UN-BRK erforderlich“, so Ca-
tharina Hübner, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Moni-
toring-Stelle UN-BRK und Leiterin des Projekts Monitoring-

Stelle Berlin. Ein zeitgemäßer Begriff von Behinderung als 
Wechselwirkung zwischen Beeinträchtigung und einstel-
lungs- und umweltbedingten Barrieren liegt dem Vergleich 
zufolge mittlerweile allen Behindertengleichstellungsgeset-
zen zu Grunde. Zu den Handlungsbedarfen gehört aus Sicht 
der Monitoring-Stelle aber eine Änderung der Formulierung 
„geistige Beeinträchtigung“. Der Begriff werde sowohl von 
Selbstvertretungsorganisationen als auch im wissenschaft-
lichen Diskurs abgelehnt. Positiv sei hier das Land Berlin 
hervorzuheben, wo das Landesgleichberechtigungsgesetz 
die Formulierung „intellektuelle Beeinträchtigung“ enthalte.

Vorreiter ist das Gleichberechtigungsgesetz in Berlin. Die 
Auswertung des Rechtsvergleichs fällt für Berlin auch posi-
tiv aus: „Im Ergebnis kann mit Stand Juni 2023 konstatiert 
werden, dass das Land Berlin mit großem Abstand die meis-
ten der verglichenen Regelungen in seinem Landesgleich¬be-
rechtigungsgesetz verankert hat“, schreibt das DIMR. Ham-
burg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt sowie der Bund, Sachsen, 
Bremen, Niedersachsen und das Saarland bilden in der Rang-
folge das Mittelfeld. Schlusslichter sind die Länder Thürin-
gen, Bayern, Brandenburg, Baden-Württemberg und Meck-
lenburg-Vorpommern (ebenfalls in dieser Rangfolge).

Weitere Hinweise der Monitoring-Stelle UN-BRK zum 
Ausbau der Standards betreffen u.a. die „angemessenen Vor-
kehrungen“, barrierefreie Kommunikation, die Einrichtung 
von Fachstellen und Fonds, das Verbandsklagerecht oder 
Regelungen zur Rechtsdurchsetzung. Im Bund und allen 
Ländern sei in den Behindertengleichstellungsgesetzen ein 
Verbandsklagerecht verankert. „Darüber hinaus braucht es 
wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktio-
nen, wenn gegen Vorgaben zum Abbau von Barrieren und 
zur Gewährleistung von angemessenen Vorkehrungen ver-
stoßen wird“, so Hübner.

Eine Ergänzung der Übersicht zu den Regelungen der Bei-
räte für Menschen mit Behinderungen, der Teilhabebericht-
erstattung und der Normenprüfung ist geplant.

Weitere Informationen unter: https://www.institut-fuer-
menschenrechte.de

Quelle: Deutsches Institut für Menschenrechte

Rechtssammlung zur Barrierefreiheit ver-
öffentlicht – Bundesfachstelle Barrierefreiheit 
stellt Übersicht von Gesetzen und Verordnun-
gen auf ihrer Website bereit
Viele Gesetze und Verordnungen auf Bundesebene enthal-
ten Anforderungen zur Barrierefreiheit. Bisher gab es jedoch 
keine übersichtliche Sammlung dieser rechtlichen Vorgaben. 
Ab sofort finden alle Interessierte eine umfassende Rechts-
sammlung zur Barrierefreiheit auf der Website der Bundes-
fachstelle Barrierefreiheit. „Wir sind sehr stolz, mit dem neu-
en Angebot der Rechtssammlung eine Wissenslücke im Be-
reich der Barrierefreiheit zu füllen. Diese Sammlung umfasst 
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erstmalig sämtliche Gesetze und Verordnungen auf Bundes-
ebene, die Barrierefreiheit in irgendeiner Form tangieren. 
Damit schaffen wir Transparenz und geben ein Instrument 
an die Hand, mit dem Interessierte mögliche rechtliche Stell-
schrauben, an denen im Sinne der Barrierefreiheit gedreht 
werden könnte, identifizieren können“, sagte Dr. Volker Sie-
ger, Leiter der Bundesfachstelle Barrierefreiheit.

Die Rechtssammlung enthält zurzeit über 110 Gesetze 
und Verordnungen. Sie bietet nicht nur einen kompakten 
Überblick über die vorhandenen Gesetzestexte, die rechtli-
che Regelungen für die Barrierefreiheit beinhalten, sondern 
zeigt auch die Vielfalt der Barrierefreiheit auf. Der Fokus der 
Sammlung liegt zunächst auf dem Bundesrecht. Für die lan-
desrechtlichen Vorschriften der Barrierefreiheit soll diese 
Rechtssammlung als Beispiel dienen, das in den jeweiligen 
Bundesländern übernommen und fortgesetzt werden kann.

Die Rechtssammlung zur Barrierefreiheit ist abrufbar auf 
www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/rechtssammlung.

Quelle: Bundesfachstelle Barrierefreiheit

Bundesweite Initiative zum Budget für Arbeit 
gestartet
Gemeinsam mit Projektpartnern hat die Interessenvertre-
tung Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V. (ISL) kürz-
lich ein erstes Auftakttreffen zum neuen Projekt „Budget-
kompetenz – Initiative zum Budget für Arbeit und Ausbil-
dung“ veranstaltet. 

Die Initiative Budgetkompetenz verfolgt das Ziel, die Nut-
zung der Budgets für Arbeit oder Ausbildung bundesweit zu 
verbessern. Im Mittelpunkt stehen Menschen mit Behinde-
rungen, die sich für die Budgets interessieren, sich dazu un-
abhängig beraten lassen wollen und ein Unterstützungsan-
gebot vor Ort suchen. Zudem wendet sich das Modellprojekt 
an Arbeitgeber*innen, die sozialversicherungspflichtige Ar-
beits- bzw. Ausbildungsplätze im Rahmen der Budgets ver-
wirklichen wollen. Besondere Aufmerksamkeit wird auf Be-
triebe gelegt, die Werkstattbeschäftigte bereits auf Außen-
arbeitsplätzen beschäftigen. „Mit diesem Projekt wollen wir 
gemeinsam mit unseren erfahrenen Projektpartnern auf die-
sem Gebiet einen einfacheren Zugang zum Budget für Ar-
beit oder Ausbildung ermöglichen. Wir wollen eine kompe-
tente Beratung für die praktische Umsetzung anbieten und 
behinderte Menschen dazu befähigen, auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu gelangen.“ fasst es Wiebke Schär, Projekt-
leiterin bei der ISL zusammen.

Bestehende Unterstützungsangebote für Fachdienste oder 
Beratungsstellen erhalten zudem Informationen, Schulungs-
angebote und Praxisbeispiele, um die Umsetzung der Budgets 
zu fördern. Für Budgetnutzer*innen wird eine Interessenver-
tretung im Sinne des Peer-Supports aufgebaut. Komplettiert 
werden die Projektangebote durch eine Informations- und 
Vernetzungsplattform. Das Budget für Arbeit ist für Men-
schen gedacht, die aufgrund ihrer Behinderung bisher nicht 
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auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten und werkstatt-
berechtigt sind. Damit soll die Möglichkeit geschaffen wer-
den, ihr Recht aus Artikel 27 der UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK) wahrzunehmen, als behinderter Mensch 
Arbeit frei wählen zu dürfen und seinen Lebensunterhalt 
durch Arbeit selbst auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und 
damit auch außerhalb einer Werkstatt für behinderte Men-
schen zu verdienen. 

Weitere Informationen unter: https://www.isl-ev.de
Quelle: Interessenvertretung 

Selbstbestimmt Leben in Deutschland e.V.

Kampagne für eine solidarische Pflegevoll-
versicherung
Kurz vor Inkrafttreten der jüngsten Pflegereform am 1. Juli 
2023 warnt ein breites Bündnis aus Sozial-, Wohlfahrts- und 
Pflegeverbänden sowie Gewerkschaften vor zunehmender Ar-
mut pflegebedürftiger Menschen. Das Bündnis fordert den 
Ausbau der Pflegeversicherung zu einer Pflegevollversiche-
rung. „Mit Sorge nehmen wir zur Kenntnis, dass das Risi-
ko, im Falle von Pflegebedürftigkeit von Armut betroffen zu 
sein, immer weiter steigt“, heißt es in dem Aufruf des vom 
Paritätischen Wohlfahrtsverband und der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di initiierten Bündnisses mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), Deutschen Berufsver-
band für Pflegeberufe (DBfK), Sozialverband Deutschland 
(SoVD), Bundesverband der kommunalen Senioren- und Be-
hinderteneinrichtungen, Deutschen Frauenrat, BIVA-Pfle-
geschutzbund, Volkssolidarität und AWO. Laut dem Bünd-
nis biete nur eine Vollversicherung in der Pflege eine lang-
fristig wirksame, tragfähige und für alle verlässliche Lösung. 
Eine solche Pflegevollversicherung müsse alle pflegebeding-
ten Kosten übernehmen – unabhängig davon, ob es sich um 
stationäre oder ambulante Pflege handle.

Zum Hintergrund: Angesichts stark steigender Eigenan-
teile in der Pflege ist inzwischen fast ein Drittel aller Pflege-
bedürftigen in Heimen auf Sozialhilfe angewiesen. Für Pfle-
gebedürftige, die bis zu zwölf Monate im Pflegeheim versorgt 
werden, fallen ab Mitte 2023 im Durchschnitt rund 2.700 
Euro an, die aus eigener Tasche aufzubringen sind. Das liegt 
deutlich über dem durchschnittlichen Einkommen älterer 
Menschen. Das Bündnis drängt vor diesem Hintergrund 
auf einen Ausbau der Pflegeversicherung zu einer solidari-
schen Pflegevollversicherung, die alle pflegebedingten Kos-
ten übernimmt. In dem Aufruf des Bündnisses heißt es dazu: 
„Wenn alle pflegebedingten Kosten künftig von der Pflege-
versicherung übernommen und die Ausbildungskosten als 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus Steuermitteln finan-
ziert würden – wie im Koalitionsvertrag vereinbart –, hal-
bierten sich die von den Pflegeheimbewohner*innen selbst 
aufzubringenden Kosten.“

Quelle: Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband – Gesamtverband e.V.



L 15 SO 294/18; Beitrag A7-2023 un-
ter www.reha-recht.de; 11.05.2023: Der 
Autor bespricht in diesem Beitrag ein 
Urteil des LSG Berlin-Brandenburg, in 
dem um Erstattung der Kosten für die 
Beschaffung eines Kraftfahrzeuges nach 
§ 83 SGB IX gestritten wurde. Auf die 
Vorstellung des Sachverhalts und der 
LSG -Entscheidung folgt die Würdigung 
durch den Autor, bei der er auf eine Ber-
liner Besonderheit, den „Telebus“, ein-
geht. Er kritisiert, dass der Kläger auf 
die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
und den Telebus verwiesen wurde, ohne 
deren tatsächliche Hürden bei der Errei-
chung der Teilhabeziele zu berücksich-
tigen (z.B. mangelnde Sensibilität und 
Fachkunde der Fahrer, erhebliche Ver-
spätungen, überfüllter ÖPNV, Defek-
te oder nicht vorhandene Fahrstühle).

Beyerlein: Kleine Schritte zum inklusi-
ven Arbeitsmarkt – Zur Entstehung des 
Gesetzes zur Förderung eines inklu-
siven Arbeitsmarkts; Beitrag D6-2023 
unter www.reha-recht.de; 16.05.2023: 
Der Autor befasst sich in diesem Bei-
trag mit der Entstehung des Gesetzes 
zur Förderung eines inklusiven Arbeits-
markts. Der Beitrag gibt nach einer Er-
läuterung der vom Gesetz geänderten 
Instrumente die Inhalte der öffentlichen 
Anhörung des Ausschusses für Arbeit 
und Soziales des Deutschen Bundestags 
am 27. März und die abschließende De-
batte am 20. April 2023, gegliedert nach 
wesentlichen Zielen des Regierungsent-
wurfs, wieder und nimmt abschließend 
eine Bewertung anhand des Maßstabs 

der UN-Behindertenrechtskonventi-
on vor. Der Autor sieht zur Schaffung 
eines inklusiven Arbeitsmarkts noch 
weiteren Regelungsbedarf und proble-
matisiert insbesondere die Aufhebung 
der Bußgeldvorschrift in § 238 Abs. 1 
Nr. 1 SGB IX.

Janßen: Nachteilsausgleiche für hör-
beeinträchtigte Studierende in Prü-
fungen des Medizinstudiums – An-
merkung zum Urteil des VG Berlin 
vom 26. Januar 2022, 12 K 157.19; Bei-
trag A8-2023 unter www.reha-recht.de; 
07.07.2023: Die Autorin bespricht in 
diesem Beitrag eine Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Berlin, das über 
die Gewährung von Nachteilsausglei-
chen für eine Studentin mit Hörbeein-
trächtigungen in Prüfungen des Medi-
zinstudiums zu entscheiden hatte. Die 
Klägerin wendete sich gegen die Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses der 
Hochschule, ihr zwar einen Nachteils-
ausgleich in Form der Verwendung ei-
ner drahtlosen Signalübertragungsan-
lage in Studienprüfungen zu gewähren, 
eine Zeitverlängerung sowie den Ein-
satz eines Schriftdolmetschenden oder 
einer Kommunikationsassistentin bzw. 
eines -assistenten jedoch abzulehnen. 
Das Gericht verurteilte die Beklagte zur 
Gewährung einer Kommunikationsas-
sistenz und erachtete die Ablehnung der 
beantragten Zeitverlängerung für Prü-
fungen sowie den Einsatz eines Schrift-
dolmetschenden für rechtmäßig. Nach 
einer Darstellung von Sachverhalt und 
Entscheidungsgründen befasst sich die 

Weitere zum Schwerpunkt des Hef-
tes passende Beiträge finden Sie auf 
den Seiten des Diskussionsforums 
Rehabilitations- und Teilhaberecht 
(www.reha-recht.de). 

Walling: Zur Höhe des Erstattungsan-
spruchs der Leistungsträger nach § 4 
Abs. 1 S. 1 SodEG  gegen soziale Dienst-
leister – Anmerkung zu LSG Hessen, 
Urteil vom 16.03.2022 – L 4 SO 119/21; 
Beitrag E2-2023 unter  www.reha-recht.
de; 08.05.2023: Der Autor stellt in die-
sem Beitrag ein Urteil des LSG Hessen 
(Urteil vom 16.03.2022 – L 4 SO 119/21) 
vor und bespricht aktuelle Fragen zur 
Zuschusshöhe nach § 3 SodEG und zum 
Erstattungsanspruch nach § 4 Abs. 1 
S. 1 SodEG. Zunächst stellt Walling ein-
zelne Problembereiche des SodEG dar 
und bezeichnet die Regelungen als un-
klar. An der Berechnungsmethode des 
Zuschusses nach dem SodEG des LSG 
Hessen übt er Kritik. Nach grammati-
scher, systematischer, historischer und 
teleologischer Auslegung gelangt er zu 
der Ansicht, dass vorrangige Mittel nach 
§ 4 SodEG für die Berechnung der Zu-
schusshöhe bzw. des Erstattungsan-
spruchs der Leistungsträger vom vollen 
Monatsdurchschnitt abzuziehen sind 
und nicht von 75 % des Monatsdurch-
schnitts. Ferner seien vorrangige Mit-
tel erst anzurechnen, wenn diese 25 % 
des Monatsdurchschnitts übersteigen.

Theben: „Mobilität für Alle“!? – An-
merkung zum Urteil des LSG Berlin-
Brandenburg vom 20. Mai 2022, Az. 

AUS DEM
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Autorin in der Würdigung mit verschie-
denen Aspekten des Urteils. Dabei geht 
sie auf die verfassungsrechtliche Veror-
tung des Nachteilsausgleichs für Studie-
rende mit Behinderung ein, befasst sich 
mit dem Verhältnis von Prüfungsrecht 
und Behindertengleichstellungsrecht 
und schließlich mit der Anwendbarkeit 
der UN-Behindertenrechtskonvention.

Giesert/Reuter: Ganzheitliches Betrieb-
liches Gesundheitsmanagement (BGM) 
für den Umgang mit psychischer Be-
einträchtigung; Beitrag D7-2023 un-
ter www.reha-recht.de; 14.07.2023: Die 
psychische Gesundheit ist eine wichti-
ge Voraussetzung für Arbeitsfähigkeit, 
Teilhabe und Lebensqualität. Psychi-
sche Beeinträchtigungen hingegen füh-
ren oftmals zu langen Ausfallzeiten bis 
hin zu Frühverrentungen. Im betrieb-
lichen Kontext stellt das Thema die Be-
teiligten vor große Herausforderungen 
– so auch im Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagement (BEM). Die Autor*in-
nen beschreiben im vorliegenden Bei-
trag, welche zentrale Rolle ein gut um-
gesetztes ganzheitliches Betriebliches 
Gesundheitsmanagement auf Basis der 
rechtlichen Grundlagen mit den Hand-
lungsfeldern Arbeitsschutz, Betriebliches 
Eingliederungsmanagement und Be-
triebliche Gesundheitsförderung beim 
Umgang mit psychischer Beeinträchti-
gung im Betrieb einnimmt.

Es handelt sich hierbei um eine Zweit-
veröffentlichung aus der Publikation von 
Giesert, Reuter, Liebrich (Hrsg.): „Mit 
psychischer Beeinträchtigung umgehen 
(statt sie zu umgehen) – Betriebliches 
Eingliederungsmanagement (BEM)“, 
VSA: Verlag 2022 Hamburg.

Giesert et al.: BEMpsy – Digital einfach 
machen; Beitrag D7-2023 unter www.
reha-recht.de; 26.07.2023: Die psychi-
sche Gesundheit ist eine wichtige Vo-
raussetzung für Arbeitsfähigkeit, Teil-
habe und Lebensqualität. Psychische 
Beeinträchtigungen hingegen führen 
oftmals zu langen Ausfallzeiten bis hin 
zu Frühverrentungen. Im folgenden Bei-
trag verschaffen die Autorinnen und 
Autoren einen Einblick in das öffent-

lich geförderte Projekt »BEMpsy – Di-
gital einfach machen«. Dabei gehen sie 
zunächst auf die Rahmenbedingungen 
und die Grundlagen des Projektes ein. 
Als zentrale Bestandteile werden die 
Bedarfserhebung, die regionalen Lern- 
und Experimentierräume sowie die da-
raus hervorgegangenen Arbeitsgrup-
pen präsentiert. Das Projekt BEMpsy 
zeichnet sich durch eine interdiszipli-
näre und agile Arbeitsweise aus. Diese 
wird im Abschnitt zur agilen Produkt-
entwicklung nach der SCRUM-Metho-
de erläutert. Abschließend werden die 
ersten digitalen Produkte vorgestellt 
und ein Ausblick gegeben.

Grupp: Barrierefreiheit in der Reha – 
Zusammenfassung der Online-Dis-
kussion im moderierten Forum Fra-
gen – Meinungen – Antworten zum 
Rehabilitations- und Teilhaberecht 
(26.04.–23.05.2023); Beitrag D9-2023 
unter www.reha-recht.de; 02.08.2023: 
Die Autorin fasst in diesem Beitrag die 
Schwerpunkte der fachlich begleiteten 
Online-Diskussion zur Barrierefreiheit 
in der Rehabilitation zusammen. Hin-
tergrund der Diskussion im Forum Fra-
gen – Meinungen – Antworten zum Re-
habilitations- und Teilhaberecht (FMA) 
ist die Bedeutung barrierefreier Reha-
bilitations- und Teilhabeleistungen für 
eine erfolgreiche und gleichberechtigte 
Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen am Arbeitsleben. Im Mittelpunkt 
der Diskussion standen die Barrieren, 
auf die Menschen mit Behinderungen 
stoßen können, z.B. in Gebäuden und 
Räumen, bei der Kommunikation und 
bei digitalen Angeboten. Diesen wur-
den die gesetzlichen Verpflichtungen 
zur Barrierefreiheit sowie die Bereit-
schaft zu angemessenen Vorkehrungen 
auf Seiten der Rehabilitationsträger und 
Leistungserbringer gegenübergestellt. 
Daran anknüpfend wurden Möglichkei-
ten der Rechtsdurchsetzung diskutiert.



VERANSTALTUNGEN/
WEBINARE 

21. September 2023
Magdeburg

21.–22. September 2023
Köln

21.–23. September 2023
Innsbruck

27. September 2023
Berlin 

09. Oktober 2023
online

13. Oktober 2023
Frankfurt (Main)

4. gemeinsame Fachtagung der Geschäftsstelle des Landesbehindertenbeauftragten 
und des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung des Landes 
Sachsen-Anhalt zum Thema „Inklusion ohne Grenzen?“
Die Tagung richtet sich an alle Aktiven und Interessierten, die sich mit dem Thema der 
Inklusion auseinandersetzen und Erfahrungen sammeln. Sie will den Dialog zwischen 
Vertreter*innen aus den verschiedenen Handlungsfeldern der Gesellschaft fördern. 

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: 
https://halle-grenzenlos.de/aktuelles/termine/inklusion-ohne-grenzen

3. Kongress der Teilhabeforschung
Unter dem Titel „Recht auf Teilhabe in allen Lebensbereichen!“ werden zum einen Er-
kenntnisse zum Stand der Umsetzung der UN-BRK thematisiert, zum anderen soll die 
Forschung selbst in den Blick genommen werden. 

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: 
www.teilhabeforschung.org/kongresse/2023/ueberblick

Zugänge zum Recht – zugängliche Rechte? Fünfter Kongress der deutschsprachigen 
Rechtssoziologie-Vereinigungen
Auf dem interdisziplinären Kongress sollen aktuelle Überlegungen und Debatten rund 
um „Zugänge zum Recht“ und „zugängliche Rechte“ vorgestellt werden. Wissenschaft-
ler*innen aller Disziplinen sind eingeladen, ihre empirischen Forschungsergebnisse und 
theoretischen Perspektiven zu präsentieren und zur Diskussion zu stellen.

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: 
www.recht-und-gesellschaft.info/innsbruck2023

Individuelle Bedarfsermittlung – Selbstbestimmt zur Teilhabe am Arbeitsleben
Die Mitwirkung von Menschen mit Behinderungen an der individuellen Bedarfsermitt-
lung ist unverzichtbar. Die Deutsche Vereinigung für Rehabilitation e.V. (DVfR) und ihre 
Kooperationspartner*innen an der Humboldt-Universität zu Berlin und der Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Wittenberg stellen dieses Thema in den Mittelpunkt einer inter-
disziplinären Fachtagung. 

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: 
www.reha-recht.de/zip-natar

Das neue „Bürger*innengeld“ und die aktuelle Entwicklung in der Existenzsicherung
Mit der neusten SGB-II-Reform und durch die Einführung des sogenannten „Bürger*in-
nengeldes“ will die Bundesregierung „Hartz IV“ überwinden. In der Fortbildung sollen 
die wesentlichen Änderungen bei den Anspruchsvoraussetzungen und im Leistungsrecht 
vor allem im SGB II aber auch im Sozialhilferecht (SGB XII) vorgestellt werden. 

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: 
https://dvsg.org/veranstaltungen

Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen und Barrierefreiheit
2021/2022 wurde das novellierte Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) evaluiert. Auf 
der Fachtagung werden die Ergebnisse der Evaluation einer breiten (Fach-)Öffentlich-
keit vorgestellt. Mit Teilnehmenden aus Betrieben, Verbänden, Gewerkschaften, Wissen-
schaft, Rechtsprechung und Politik sollen Praxis, Perspektiven und Reformbedarfe zur 
Förderung der Gleichstellung sowie Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und der 
Barrierefreiheit diskutiert werden.

→ Weitere Informationen und Anmeldemöglichkeiten unter: www.boeckler.de
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INFOTHEK

NEUERSCHEINUNGEN UND 
LITERATUREMPFEHLUNGEN

Feldes, Werner/Kohte, Wolfhard/ 
Stevens-Bartol, Eckart
SGB IX – Rehabilitation und Teilha-
be von Menschen mit Behinderung 
– Kommentar für die Praxis
Gründlich und gut verständlich erläu-
tert der Kommentar in 5. Auflage das 
Recht der Rehabilitation und Teilha-
be von Menschen mit Behinderungen. 
Das Bundesteilhabegesetz führte mit 
einer kompletten Gesetzesneufassung 
die Dreiteilung des SGB IX ein, mit 
neuen, für alle Rehabilitationsträger 
geltenden allgemeinen Vorschriften im 
Teil 1 und den Neuregelungen eines 
erweiterten Schwerbehindertenrechts 
in Teil 3. Der Kommentar legt wie ge-
wohnt ein Schwergewicht auf die Ar-
beit der Schwerbehindertenvertretun-
gen. So sind u.a. die neuen Regeln der 
Online-Wahlversammlung aufgenom-
men und erläutert worden, ebenso auch 
die Gerichtspraxis zu den Rechten der 
Schwerbehindertenvertretungen. Die 
Kommentierung zum Betrieblichen Ein-

gliederungsmanagement (§ 167 Abs. 2 
SGB IX) wurde aktualisiert; die Ände-
rungen durch das Teilhabestärkungsge-
setz und die Gerichtspraxis zu dem bis-
her weniger beachteten Präventionsver-
fahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX sind 
vollständig eingearbeitet. 

Im Zentrum der Neuauflage steht 
Teil 2 des SGB IX mit dem Eingliede-
rungshilferecht. Die aktuelle Rechtspre-
chung der Sozialgerichte zur Eingliede-
rungshilfe ist berücksichtigt, ebenso sind 
die Neuregelungen zum Gewaltschutz 
nach § 37a SGB IX und zu den digitalen 
Gesundheitsanwendungen nach § 47a 
SGB IX eingearbeitet worden.

Die gesetzlichen Änderungen aller 
drei Teile des SGB IX werden detail-
liert behandelt – unter Berücksichti-
gung aller Änderungen durch das Teil-
habestärkungsgesetz und der aktuellen 
Rechtsprechung. Die Auswirkungen der 
Regelungen werden zudem vor dem Hin-
tergrund der inklusiven Anforderun-
gen durch die UN-Behindertenrechts-
konvention kommentiert und kritisch 
auf ihre Folgen für die Praxis überprüft.

Erschienen 2023 im Bund-Verlag, 
ISBN 978-3-7663-7202-4

Kossens, Michael/von der Heide, 
Dirk/Maaß, Michael
SGB IX Rehabilitation und Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen 
mit Behindertengleichstellungs-
gesetz
Kompakt und kompetent erläutert der 
Kommentar das SGB IX. Er orientiert 
sich an den Bedürfnissen der Praxis, 
der aktuellen Rechtsprechung und den 
Empfehlungen und Vereinbarungen der 
Leistungsträger. Darüber hinaus ent-
hält er Hilfen für die tägliche Arbeit wie 
Mustervereinbarungen und -satzungen, 
wichtige Verordnungen, Anhaltspunk-
te für die gutachterliche Tätigkeit und 

Vereinbarungen der Spitzenverbände 
der Sozialversicherungsträger.

Die Neuauflage berücksichtigt die 
aktuelle Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts und der Landessozialge-
richte sowie die erlassenen Änderungs-
gesetze, insbesondere
• das Bundesteilhabegesetz mit Wir-

kung zum 1.1.2020, mit dem das Ein-
gliederungshilferecht in das SGB IX 
überführt worden ist

• das Angehörigen-Entlastungsgesetz
• das Gesetz zur Änderung des Neun-

ten und Zwölften Buches Sozialgesetz
• das MDK-Reformgesetz
• das Teilhabestärkungsgesetz und das
• Kinder- und Jugendstärkungsgesetz.

Erschienen 2023 im C.H.BECK 
Verlag, ISBN: 978-3-406-71436-8

Conrad-Giese, Maren/Hlava, 
Daniel/Ramm, Diana
Behindertenrecht in der Arbeits-
welt. Gesetzessammlung mit Ein-
leitungen und Übersichten, mit 
Grafiken
Die solide Grundlage für die Arbeit in 
der Schwerbehindertenvertretung:

Neben den gesetzlichen Grundlagen 
bietet das Werk alle wichtigen Verord-
nungen und die »Gemeinsamen Emp-
fehlungen« (Reha-Vereinbarungen) auf 
neuestem Stand kompakt in einem Band. 
Knapp und präzise gefasste Einleitun-
gen helfen, die Texte rasch zu erfassen 
und richtig einzuordnen. 

Neu in der 6. Auflage: die Änderun-
gen durch das Teilhabestärkungsgesetz 
und die aktuelle Rechtsprechungsüber-
sicht nach Schlagwörtern.

Erschienen 2023 im Bund-Verlag, 
ISBN 978-3-7663-7305-2
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Feldes / Kohte / Stevens-Bartol

SGB IX –  
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch
Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen – 
 Kommentar für die Praxis 
5., erweiterte und neu bearbeitete Auflage 
2023. 2.091 Seiten, gebunden
€ 189,–
ISBN 978-3-7663-7202-4
Erhältlich im Buchhandel sowie unter:
bund-shop.de/7202

Perfekt ausgelotet. 

Alles, was das SGB IX 
zu bieten hat

Gründlich und gut verständlich erläutert der Kommentar in 5. Auflage das  
Recht der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen.  
Das  Bundesteilhabegesetz führte mit einer kompletten Gesetzesneufassung  
die Dreiteilung des SGB IX ein, mit neuen, für alle Rehabilitationsträger  
geltenden allgemeinen Vorschriften im Teil 1 und den Neuregelungen eines 
erweiterten Schwerbehindertenrechts in Teil 3. Der Kommentar legt wie gewohnt 
ein Schwergewicht auf die Arbeit der Schwerbehindertenvertretungen. So sind 
u.a. die neuen Regeln der Online-Wahlversammlung aufgenommen und erläutert 
worden, ebenso auch die Gerichtspraxis zu den Rechten der Schwerbehinderten-
vertretungen. Die Kommentierung zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement  
(§ 167 Abs. 2 SGB IX) wurde aktualisiert; die Änderungen durch das Teilhabe-
stärkungsgesetz und die Gerichts praxis zu dem bisher weniger beachteten 
Präventionsverfahren nach § 167 Abs. 1 SGB IX sind vollständig eingearbeitet.

Im Zentrum der Neuauflage steht Teil 2 des SGB IX mit dem Eingliederungshilfe-
recht. Die aktuelle Rechtsprechung der Sozialgerichte zur Eingliederungshilfe  
ist berücksichtigt, ebenso sind die Neuregelungen zum Gewaltschutz nach  
§ 37a SGB IX und zu den  digitalen Gesundheitsanwendungen nach § 47a SGB IX 
eingearbeitet worden.

Die gesetzlichen Änderungen aller drei Teile des SGB IX werden detailliert 
behandelt – unter Berücksichtigung aller Änderungen durch das Teilhabe­
stärkungsgesetz und der aktuellen Rechtsprechung. Die Auswirkungen der 
Regel ungen werden zudem vor dem Hintergrund der inklusiven Anforderungen 
durch die UN-Behindertenrechtskonvention kommentiert und kritisch auf ihre 
Folgen für die Praxis überprüft. Etwa:

 ›Welche Rechtsansprüche lassen sich ableiten?
 ›Welche neuen Rechte stehen den Schwerbehindertenvertretungen zu?
 ›Welche Handlungsmöglichkeiten ergeben sich für die Beratungspraxis?
 ›Wie müssen die beteiligten Träger und Behörden reagieren?

 Vorteile auf einen Blick:

 › Neu: Inkl. Kommentierung des Teils 2,  
§§ 90 – 150 SGB IX

 › Berücksichtigt das Bundesteilhabegesetz, das 
 Teilhabestärkungsgesetz und die aktuelle 
Rechtsprechung

 › Hintergrundwissen zum Vertiefen der 
eigenen Argumentation
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